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Artikel 1 
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(Landesbesoldungsgesetz – LBesG M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2032 - 34
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Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung

1. der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
des Landes,

2. der Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, Landkreise, 
Ämter sowie der Zweckverbände und

3. der Beamtinnen und Beamten der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften sowie der rechtsfähi-
gen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.

(2) Dieses Gesetz trifft ferner Regelungen über Aufwandsentschä-
digungen und sonstige Zuwendungen.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter,

2. Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsge-
meinschaften des öffentlichen Rechts und ihre Verbände und 
Einrichtungen.

(4) Bestimmungen dieses Gesetzes, die sich auf das Bestehen oder 
frühere Bestehen einer Ehe beziehen, gelten entsprechend für das 
Bestehen oder frühere Bestehen einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft. Bestimmungen dieses Gesetzes, die sich auf Ehegattin-
nen, Ehegatten oder auf Verwitwete beziehen, gelten entsprechend 
für eingetragene Lebenspartnerinnen, eingetragene Lebenspart-
ner, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen oder hinter-
bliebene eingetragene Lebenspartner.
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§ 2 
Besoldung

(1) Zur Besoldung gehören folgende Dienstbezüge:

1. Grundgehalt,

2. Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren sowie 
hauptberufliche Leiterinnen, Leiter und Mitglieder von Lei-
tungsgremien an Hochschulen,

3. Familienzuschlag,

4. Zulagen,

5. Vergütungen,

6. Auslandsbesoldung.

(2) Zur Besoldung gehören ferner folgende sonstige Bezüge:

1. Sonstige Zuschläge,

2. Anwärterbezüge,

3. jährliche Sonderzahlungen,

4. vermögenswirksame Leistungen.

§ 3 
Regelung durch Gesetz, Verzichtsverbot, Dienstradleasing

(1) Die Besoldung der nach § 1 Berechtigten wird durch Gesetz 
geregelt.

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die eine höhe-
re als die gesetzlich zustehende Besoldung verschaffen sollen, 
sind unwirksam. Das Gleiche gilt für Versicherungsverträge, die 
zu diesem Zweck abgeschlossen werden.

(3) Berechtigte nach § 1 können auf die ihnen gesetzlich zustehende 
Besoldung weder ganz noch teilweise verzichten. Hiervon ausge-
nommen sind die vermögenswirksamen Leistungen sowie Leistun-
gen im Rahmen einer Entgeltumwandlung für vom Dienstherrn 
geleaste Dienstfahrräder, die den nach § 1 Berechtigten auch zur 
privaten Nutzung überlassen werden, wenn es sich um Fahrräder im 
verkehrsrechtlichen Sinne handelt. Eine Entgeltumwandlung nach 
Satz 2 setzt außerdem voraus, dass sie für eine Maßnahme erfolgt, 
die vom Dienstherrn den nach § 1 Berechtigten angeboten wird und 
es diesen freigestellt ist, ob sie das Angebot annehmen.

§ 4 
Anspruch auf Besoldung

(1) Berechtigte nach § 1 haben Anspruch auf Besoldung. Der An-
spruch entsteht mit dem Tag, an dem die Ernennung, Versetzung, 
Übernahme oder der Übertritt in den Dienst eines der in § 1 Absatz 
1 genannten Dienstherren wirksam wird. Bedarf es zur Verleihung 
eines Amtes mit anderem Endgrundgehalt (Grundgehalt) keiner 
Ernennung oder wird ein Berechtigter nach § 1 rückwirkend in 

eine Planstelle eingewiesen, so entsteht der Anspruch mit dem 
Tag, der in der Einweisungsverfügung bestimmt ist. Wird ein Amt 
aufgrund einer Regelung nach § 26 Absatz 1 eingestuft, so entsteht 
der Anspruch mit der Maßnahme, die der Einweisungsverfügung 
entspricht.

(2) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf des Tages, an 
dem die oder der Berechtigte nach § 1 aus dem Dienstverhältnis 
ausscheidet, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(3) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für einen vollen 
Kalendermonat, so wird nur der Teil der Bezüge gezahlt, der auf 
den Anspruchszeitraum entfällt, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist.

(4) Die Dienstbezüge nach § 2 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 und 6 
werden monatlich im Voraus gezahlt. Die übrigen Bezüge werden 
monatlich im Voraus gezahlt, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(5) Werden Bezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so be-
steht kein Anspruch auf Verzugszinsen.

(6) Bei der Berechnung von Bezügen nach § 2 sind die sich erge-
benden Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruch-
teile von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen werden 
jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. Jeder Bezügebe-
standteil ist einzeln zu runden.

§ 5 
Besoldung bei mehreren Hauptämtern

Haben Berechtigte nach § 1 mit Genehmigung der obersten 
Dienstbehörde gleichzeitig mehrere besoldete Hauptämter inne, 
so wird die Besoldung nach diesem Gesetz aus dem Amt mit den 
höheren Dienstbezügen gewährt, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Sind für die Ämter Dienstbezüge in gleicher Höhe 
vorgesehen, so werden die Dienstbezüge nach diesem Gesetz aus 
dem zuerst übertragenen Amt gezahlt, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist.

§ 6 
Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung

(1) Bei Teilzeitbeschäftigung wird die Besoldung im gleichen Ver-
hältnis wie die Arbeitszeit gekürzt.

(2) Bei Teilzeitbeschäftigungen mit ungleichmäßig verteilter Ar-
beitszeit, die sich in Zeiten der Beschäftigung und Zeiten der Frei-
stellung aufteilen, werden Zulagen, deren Voraussetzung die tat-
sächliche Verwendung in dem zulagenfähigen Bereich oder die 
Ausübung der zulagenfähigen Tätigkeit ist, abweichend von Ab-
satz 1 entsprechend dem Umfang der tatsächlich geleisteten Ar-
beitszeit gewährt.

§ 7 
Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit

Bei begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgeset-
zes erhalten Berechtigte nach § 1 Besoldung entsprechend § 6 
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Absatz 1. Diese wird um einen nicht ruhegehaltfähigen Zuschlag 
ergänzt. Der Zuschlag beträgt 50 Prozent des Unterschiedsbetra-
ges zwischen den nach Satz 1 gekürzten Dienstbezügen und den 
Dienstbezügen, die der begrenzt Dienstfähige bei Vollzeitbeschäf-
tigung erhalten würde. Wird die Arbeitszeit in begrenzter Dienst-
fähigkeit aufgrund einer Teilzeitbeschäftigung nochmals verrin-
gert, verringert sich der Zuschlag nach Satz 3 entsprechend dem 
Verhältnis zwischen der wegen begrenzter Dienstfähigkeit verrin-
gerten Arbeitszeit und der nochmals verringerten Arbeitszeit.

§ 8 
Besoldung bei Pflegezeit und Familienpflegezeit,  

Verordnungsermächtigung

(1) Bei einer Pflegezeit nach § 64a Absatz 2 oder einer Familien-
pflegezeit nach § 64b Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes wird 
für den Zeitraum

1. des Urlaubs ohne Bezüge oder

2. der Teilzeitbeschäftigung neben den Bezügen nach § 6 Ab -
satz 1

auf Antrag ein Vorschuss gewährt. Dieser Vorschuss ist nach Be-
endigung der Pflege- oder der Familienpflegezeit oder einer Kom-
bination aus Pflege- und Familienpflegezeit mit den laufenden 
Dienstbezügen zu verrechnen oder in einer Summe zurück zu zah-
len.

(2) Ein Vorschuss wird nicht gewährt, wenn für eine frühere Pfle-
ge- oder Familienpflegezeit zusammen die Höchstdauer von 24 
Monaten ausgeschöpft und der gezahlte Vorschuss noch nicht 
vollständig zurückgezahlt worden ist.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Einzelheiten der Gewährung, Verrechnung und Rückzah-
lung des Vorschusses zu regeln.

§ 9 
Weitergewährung der Besoldung bei Versetzung  

in den einstweiligen Ruhestand oder bei Abwahl von  
Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten auf Zeit

(1) In den einstweiligen Ruhestand versetzte Berechtigte nach § 1 
erhalten für den Monat, in dem ihnen die Versetzung in den einst-
weiligen Ruhestand mitgeteilt worden ist und für die folgenden 
drei Monate die Bezüge weiter, die ihnen am Tag vor der Verset-
zung zustanden; Änderungen beim Familienzuschlag sind zu be-
rücksichtigen. Aufwandsentschädigungen werden nur bis zum 
Beginn des einstweiligen Ruhestandes gezahlt.

(2) Beziehen in den einstweiligen Ruhestand versetzte Berechtig-
te nach § 1 Einkünfte aus einer Verwendung im Dienst eines öf-
fentlich-rechtlichen Dienstherrn gemäß § 31 Absatz 1 oder eines 
Verbandes, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienstherren 
sind, so werden die Bezüge um den Betrag dieser Einkünfte ver-
ringert. Dem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
steht gleich die Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, an der ein öffentlich-rechtlicher 
Dienstherr oder ein Verband, dessen Mitglieder öffentlich-rechtli-

che Dienstherren sind, durch Zahlung von Beiträgen oder Zu-
schüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Die Entscheidung, ob 
die Voraussetzungen erfüllt sind, trifft die für das Besoldungsrecht 
zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle.

(3) Wird eine Wahlbeamtin oder ein Wahlbeamter auf Zeit abge-
wählt oder abberufen, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend; 
an die Stelle der Mitteilung über die Versetzung in den einstweili-
gen Ruhestand tritt die Mitteilung über die Abwahl oder Abberu-
fung oder der sonst bestimmte Beendigungszeitpunkt für das Be-
amtenverhältnis auf Zeit. Satz 1 gilt entsprechend für die Fälle des 
Eintritts in den einstweiligen Ruhestand kraft Gesetzes.

§ 10 
Kürzung der Besoldung bei Gewährung  

einer Versorgung durch eine zwischenstaatliche oder  
überstaatliche Einrichtung

(1) Erhalten Berechtigte nach § 1 aus der Verwendung im öffent-
lichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung eine Versorgung, werden ihre Dienstbezüge gekürzt. Die 
Kürzung beträgt 1,79375 Prozent für jedes im zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Dienst vollendete Jahr; ihnen verblei-
ben jedoch mindestens 40 Prozent ihrer Dienstbezüge. Erhalten 
sie als Invaliditätspension die Höchstversorgung aus ihrem Amt 
bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
werden die Dienstbezüge um 60 Prozent gekürzt. Der Kürzungs-
betrag darf die von der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht übersteigen.

(2) Als Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst 
wird auch die Zeit gerechnet, in welcher Berechtigte nach § 1 oh-
ne Ausübung eines Amtes bei einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung einen Anspruch auf Vergütung oder 
sonstige Entschädigung haben und Ruhegehaltsansprüche erwer-
ben. Entsprechendes gilt für Zeiten nach dem Ausscheiden aus 
dem Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein-
richtung, die dort bei der Berechnung des Ruhegehalts wie Dienst-
zeiten berücksichtigt werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Versorgung, 
die Berechtigte nach § 1 nach dem Abgeordnetenstatut des Euro-
päischen Parlaments erhalten.

(4) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 1 sind Grundgehalt, Fa-
milienzuschlag, Amtszulagen, ruhegehaltfähige Stellenzulagen 
und ruhegehaltfähige Leistungsbezüge für Professorinnen und 
Professoren sowie hauptberufliche Leiterinnen, Leiter und Mit-
glieder von Leitungsgremien an Hochschulen.

(5) Berechtigte nach § 1 sind in den Fällen der Absätze 1 bis 3 zur 
schriftlichen Anzeige gegenüber der bezügezahlenden Stelle ver-
pflichtet.

§ 11 
Anrechnung anderer Einkünfte auf die Besoldung

(1) Haben Berechtigte nach § 1 Anspruch auf Besoldung für eine 
Zeit, in der sie nicht zur Dienstleistung verpflichtet waren, kann 
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ein infolge der unterbliebenen Dienstleistung für diesen Zeitraum 
erzieltes anderes Einkommen auf die Besoldung angerechnet wer-
den. § 10 Absatz 5 gilt entsprechend. In den Fällen einer vorläufi-
gen Dienstenthebung aufgrund eines Disziplinarverfahrens gelten 
die besonderen Vorschriften des Disziplinarrechts.

(2) Erhalten Berechtigte nach § 1 aus einer Verwendung nach 
§ 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes oder nach § 20 des Be-
amtenstatusgesetzes anderweitig Bezüge, werden diese auf die 
Besoldung angerechnet. In besonderen Fällen kann die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht 
zuständigen obersten Landesbehörde von der Anrechnung ganz 
oder teilweise absehen.

§ 12 
Anrechnung von Sachbezügen auf die Besoldung

(1) Erhalten Berechtigte nach § 1 Sachbezüge, so werden diese 
unter Berücksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes mit einem 
angemessenen Betrag auf die Besoldung angerechnet, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Verwaltungsvorschriften über die Anrechnung von Sach-
bezügen erlässt

1. die für das Besoldungsrecht zuständige oberste Landesbehör-
de nach Anhörung der fachlich zuständigen obersten Landes-
behörde, soweit der Geschäftsbereich mehrerer oberster 
Dienstbehörden berührt wird,

2. die fachlich zuständige oberste Landesbehörde im Einverneh-
men mit der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten 
Landesbehörde für die Beamtinnen und Beamten der in § 1 
Absatz 1 Nummern 2 und 3 genannten Dienstherren,

3. im Übrigen die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit 
der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbe-
hörde.

§ 13 
Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben  

vom Dienst

(1) Bleiben Berechtigte nach § 1 ohne Genehmigung schuldhaft 
dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des Fernbleibens ihre 
Bezüge. Dies gilt auch bei einem Fernbleiben vom Dienst für Tei-
le eines Tages. Der Verlust der Bezüge ist durch die Dienstvorge-
setzte oder den Dienstvorgesetzten festzustellen.

(2) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe, die rechtskräftig von einem 
deutschen Gericht verhängt wurde, gilt als schuldhaftes Fernblei-
ben vom Dienst. Für die Zeit einer Untersuchungshaft wird die 
Besoldung unter dem Vorbehalt der Rückforderung gezahlt. Die 
Besoldung ist zurückzuerstatten, wenn die oder der Betroffene 
wegen des dem Haftbefehl zugrundeliegenden Sachverhalts 
rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wird.

§ 14 
Abtretung von Bezügen, Verpfändung, Aufrechnungs-  

und Zurückbehaltungsrecht

(1) Berechtigte nach § 1 können, wenn gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, Ansprüche auf Bezüge nur abtreten oder verpfänden, 
soweit sie der Pfändung unterliegen.

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Bezüge kann der Dienstherr ein 
Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur in Höhe des 
pfändbaren Teils der Bezüge geltend machen. Dies gilt nicht, so-
weit gegen die Berechtigte oder den Berechtigten nach § 1 ein 
Anspruch auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter 
Handlung besteht.

§ 15 
Rückforderung von Bezügen

(1) Werden Berechtigte nach § 1 durch eine gesetzliche Änderung 
ihrer Bezüge einschließlich der Einreihung ihres Amtes in die Be-
soldungsgruppen der Besoldungsordnungen mit rückwirkender 
Kraft schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge nicht zu 
erstatten.

(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel gezahlter 
Bezüge nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des 
Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, 
wenn der Mangel so offensichtlich war, dass die Empfängerin 
oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückfor-
derung kann aus Billigkeitsgründen mit Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz oder teil-
weise abgesehen werden. Der Dienstherr ist berechtigt, die Rück-
forderung zu viel gezahlter Bezüge durch Verwaltungsakt geltend 
zu machen.

(3) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tod der nach § 1 
berechtigten Person auf ein Konto bei einem Geldinstitut überwie-
sen wurden, gelten als unter Vorbehalt erbracht. Das Geldinstitut 
hat sie der überweisenden Stelle zurück zu überweisen, wenn die-
se sie als zu Unrecht erbracht zurückfordert. Eine Verpflichtung 
zur Rücküberweisung besteht nicht, soweit über den entsprechen-
den Betrag bei Eingang der Rückforderung bereits anderweitig 
verfügt wurde, es sei denn, dass die Rücküberweisung aus einem 
Guthaben erfolgen kann. Das Geldinstitut darf den überwiesenen 
Betrag nicht zur Befriedigung eigener Forderungen verwenden.

(4) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem Tode der nach § 1 
berechtigten Person zu Unrecht erbracht worden sind, haben die 
Personen, die die Geldleistungen in Empfang genommen oder 
über den entsprechenden Betrag verfügt haben, diesen Betrag der 
überweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 3 
von dem Geldinstitut zurücküberwiesen wird. Ein Geldinstitut, 
das eine Rücküberweisung mit dem Hinweis abgelehnt hat, dass 
über den entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfügt wur-
de, hat der überweisenden Stelle auf Verlangen Namen und An-
schrift der Personen, die über den Betrag verfügt haben, und etwa-
iger neuer Kontoinhaberinnen oder Kontoinhaber zu übermitteln. 
Ein Anspruch gegen Erbinnen und Erben bleibt unberührt.
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§ 16 
Verjährung von Ansprüchen und Geltendmachung

(1) Ansprüche auf Besoldung, Aufwandsentschädigungen und 
sonstige Zuwendungen sowie deren Rückforderung bei Überzah-
lung verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Im Übri-
gen sind die §§ 194 bis 218 des Bürgerlichen Gesetzbuches sowie 
§ 53 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend an-
zuwenden.

(2) Berechtigte nach § 1 verlieren einen Anspruch auf Besoldung, 
der über die gesetzlich zustehende Besoldung hinausgeht, soweit 
er Zeiträume betrifft, die vor dem Haushaltsjahr liegen, in dem der 
Anspruch schriftlich gegenüber der obersten Dienstbehörde oder 
der für die Bezügezahlung zuständigen Stelle geltend gemacht 
wurde.

§ 17 
Anpassung der Besoldung

(1) Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung der allge-
meinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und unter 
Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen Ver-
antwortung durch Gesetz regelmäßig angepasst. 

(2) Nach abschließender Beschlussfassung eines Gesetzentwurfs 
durch die Landesregierung, der die Anpassung der Besoldung 
nach Absatz 1 zum Gegenstand hat, können vorbehaltlich der Ver-
abschiedung durch den Landtag Abschläge gezahlt werden, sofern 
die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen und keine 
wichtigen Gründe entgegenstehen. Auf den Bezügemitteilungen 
ist ein entsprechender Vorbehaltsvermerk auszubringen.

§ 18 
Versorgungsrücklage

(1) Um die Versorgungsleistungen angesichts der demografischen 
Veränderungen und des Anstiegs der Zahl der Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger sicherzustellen, wird als 
Sondervermögen eine Versorgungsrücklage aus der Verminderung 
der Besoldungs- und Versorgungsanpassungen nach Absatz 2 ge-
bildet. Damit soll zugleich das Besoldungs- und Versorgungsni-
veau in gleichmäßigen Schritten von durchschnittlich 0,2 Prozent 
abgesenkt werden.

(2) In der Zeit bis zum 31. Dezember 2022 werden die Anpassun-
gen der Besoldung nach § 17 gemäß Absatz 1 Satz 2 vermindert. 
Der Unterschiedsbetrag gegenüber der nicht nach Satz 1 vermin-
derten Anpassung wird dem Sondervermögen zugeführt. Die Mit-
tel des Sondervermögens dürfen nur zur Finanzierung von künfti-
gen Versorgungsausgaben verwendet werden.

(3) Der Versorgungsrücklage werden zusätzlich 50 Prozent der 
Verminderung der Versorgungsausgaben durch das Versorgungs-
änderungsgesetz 2001 vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926) 
zugeführt.

(4) Das Nähere wird durch gesondertes Gesetz geregelt.

(5) Die Pflicht, eine Versorgungsrücklage als Sondervermögen 
gemäß Absatz 1 Satz 1 zu bilden und den Unterschiedsbetrag nach 
Absatz 2 Satz 2 dem Sondervermögen zuzuführen, gilt nicht für 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, die aufgrund anderer 
rechtlicher Bestimmungen verpflichtet sind, in Höhe ihrer künfti-
gen Pensionsverpflichtungen Rückstellungen zu bilden, oder un-
abhängig von einer rechtlichen Verpflichtung im Rahmen des 
Jahresabschlusses Rückstellungen in Höhe ihrer Pensionsver-
pflichtungen bilden.

§ 19 
Dienstlicher Wohnsitz

(1) Dienstlicher Wohnsitz von Berechtigten nach § 1 ist der Ort, 
an dem die Behörde oder ständige Dienststelle ihren Sitz hat. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann als dienstlichen Wohnsitz an-
weisen:

1. den Ort, der Mittelpunkt der dienstlichen Tätigkeit der nach 
§ 1 berechtigten Person ist,

2. den Ort, in dem die nach § 1 berechtigte Person mit Zustim-
mung der vorgesetzten Dienststelle wohnt,

3. einen Ort im Inland, wenn die nach § 1 berechtigte Person im 
Ausland an der deutschen Grenze beschäftigt ist.

Sie kann diese Befugnis auf nachgeordnete Stellen übertragen.

§ 20 
Aufwandsentschädigungen und sonstige Zuwendungen,  

Verordnungsermächtigung

(1) Aufwandsentschädigungen dürfen nur gewährt werden, wenn 
aus dienstlicher Veranlassung Aufwendungen entstehen, deren 
Übernahme Berechtigten nach § 1 nicht zugemutet werden kann, 
und der Haushaltsplan Mittel dafür zur Verfügung stellt. Auf-
wandsentschädigungen in festen Beträgen sind nur zulässig, wenn 
aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte oder tatsächlicher Erhebun-
gen nachvollziehbar ist, dass und in welcher Höhe dienstbezogene 
finanzielle Aufwendungen typischerweise entstehen. Für Berech-
tigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 werden sie im Einvernehmen 
mit der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbe-
hörde festgesetzt.

(2) Die fachlich zuständige oberste Landesbehörde wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht zuständi-
gen obersten Landesbehörde durch Rechtsverordnung Richtlinien 
für die Gewährung von Aufwandsentschädigungen an Berechtigte 
der in § 1 Absatz 1 Nummern 2 und 3 genannten Dienstherren zu 
erlassen und dabei Höchstgrenzen festzulegen. Die Vorschriften 
dürfen von den für Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 gel-
tenden Bestimmungen nur abweichen, wenn dies wegen der Ver-
schiedenheit der Verhältnisse notwendig ist. 

(3) Neben der Besoldung und neben Aufwandsentschädigungen 
dürfen die in § 1 Absatz 1 Nummern 2 und 3 genannten Diensther-
ren sonstige Zuwendungen an ihre Berechtigten nur nach den für 
Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 geltenden Regelungen 
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gewähren. Sonstige Zuwendungen sind Geld und geldwerte Leis-
tungen, die die Berechtigten unmittelbar oder mittelbar von ihrem 
Dienstherrn erhalten.

§ 21 
Zahlungsweise

Für die Zahlungen nach diesem Gesetz haben Berechtigte nach 
§ 1 auf Verlangen der zuständigen Behörde ein Konto in der Euro-
päischen Union anzugeben oder einzurichten, auf das die Über-
weisung erfolgen kann. Eine Auszahlung auf andere Weise kann 
nur zugestanden werden, wenn der Empfängerin oder dem Emp-
fänger die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos in der Euro-
päischen Union aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden 
kann. Die Kontoeinrichtungs-, Kontoführungs- oder Buchungsge-
bühren trägt die Empfängerin oder der Empfänger. Die Übermitt-
lungskosten mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift auf dem 
Konto der Empfängerin oder des Empfängers trägt der Dienstherr. 
Bei Überweisungen auf ein außerhalb des einheitlichen Euro-
Zahlungsverkehrsraums Single Euro Payment Area (SEPA) ge-
führtes Konto trägt die Empfängerin oder der Empfänger die hier-
durch bedingten Mehrkosten, die Kosten einer Meldung nach § 67 
der Außenwirtschaftsverordnung sowie die Gefahr der Übermitt-
lung der Zahlung.

Abschnitt II 
Grundgehalt, Leistungsbezüge an Hochschulen

Unterabschnitt 1 
Allgemeine Grundsätze

§ 22 
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung

Die Funktionen der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und 
Richter sind grundsätzlich nach den mit ihnen verbundenen An-
forderungen sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. 
Eine Funktion kann im Bereich der Besoldungsordnung A bis zu 
drei Ämtern einer Laufbahngruppe im Bereich desselben Ein-
stiegsamtes mit Ausnahme der Beförderungsämter in den Besol-
dungsgruppen A 13 und A 16 zugeordnet werden, wenn ein sach-
licher Grund dafür vorliegt. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit 
unter Berücksichtigung der gemeinsamen Belange der in § 1 Ab-
satz 1 genannten Dienstherren den Besoldungsgruppen zuzuord-
nen.

§ 23 
Bestimmung des Grundgehaltes nach dem Amt

(1) Das Grundgehalt bestimmt sich nach der Besoldungsgruppe 
des verliehenen Amtes. Ist ein Amt noch nicht in einer Besol-
dungsordnung enthalten oder ist es mehreren Besoldungsgruppen 
zugeordnet, bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungs-
gruppe, die in der Einweisungsverfügung bestimmt ist; die Ein-
weisung bedarf bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts in den Fällen, in denen das Amt in einer Be-
soldungsordnung noch nicht enthalten ist, der Zustimmung der 
obersten Rechtsaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der für 
das Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbehörde. Ist 

Richterinnen oder Richtern noch kein Amt verliehen worden, so 
bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe R 1; 
soweit die Einstellung in einem anderen als dem Eingangsamt er-
folgt ist, bestimmt sich das Grundgehalt nach der entsprechenden 
Besoldungsgruppe.

(2) Ist einem Amt gesetzlich eine Funktion zugeordnet oder richtet 
sich die Zuordnung eines Amtes zu einer Besoldungsgruppe ein-
schließlich der Gewährung von Amtszulagen nach einem gesetz-
lich festgelegten Bewertungsmaßstab, insbesondere nach der Zahl 
der Planstellen, nach der Einwohnerzahl einer Gemeinde oder ei-
nes Gemeindeverbandes oder nach der Schülerzahl einer Schule, 
so gibt die Erfüllung dieser Voraussetzungen allein keinen An-
spruch auf die Besoldung aus diesem Amt.

(3) § 49 Absätze 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung Mecklen-
burg-Vorpommern gelten für die in § 1 Absatz 1 Nummern 2 und 3 
genannten Dienstherren entsprechend.

§ 24 
Grundgehalt bei Verleihung eines anderen Amtes

(1) Verringert sich das Grundgehalt durch Verleihung eines ande-
ren Amtes aus dienstlichen Gründen, die die oder der Berechtigte 
nach § 1 nicht zu vertreten hat, ist das Grundgehalt zu zahlen, das 
bei einem Verbleiben in dem bisherigen Amt zugestanden hätte. 
Satz 1 gilt entsprechend bei einem Wechsel von einem Beamten-
verhältnis in ein Richterverhältnis oder bei einem Wechsel von 
einem Richterverhältnis in ein Beamtenverhältnis. Veränderungen 
in der Bewertung des bisherigen Amtes bleiben unberücksichtigt. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Amtszulagen und die 
Strukturzulage, auch bei Übertragung einer anderen Funktion.

(2) Absatz 1 gilt bei einem Dienstverhältnis auf Zeit nur bis zum 
Ende der Amtszeit sowie unmittelbar folgende Amtszeiten, wenn 
die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber erneut in dasselbe Amt 
für eine weitere Amtszeit berufen wurde.

(3) Der Ausgleich für eine Verringerung oder den Wegfall von 
Stellenzulagen bestimmt sich nach § 61.

Unterabschnitt 2 
Vorschriften für Beamtinnen und Beamte  

der Besoldungsordnungen A und B

§ 25 
Besoldungsordnungen A und B

(1) Die Zuordnung der Ämter der Beamtinnen und Beamten zu 
den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B, die 
Amtsbezeichnungen sowie die Gewährung besonderer Zulagen 
werden in den Besoldungsordnungen A und B geregelt. Die § 26 
(Hauptamtliche Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit der 
Gemeinden, Ämter und Landkreise sowie Zweckverbände, Ver-
ordnungsermächtigungen), § 32 (Besoldungsordnung W) und 
§ 39 (Besoldungsordnung R) bleiben unberührt.

(2) Die Besoldungsordnung A - aufsteigende Gehälter - und die 
Besoldungsordnung B - feste Gehälter - sind in Anlage 1 ausge-
wiesen. 

Anl. 1
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(3) Die in der Besoldungsordnung A gesperrt gedruckten Amtsbe-
zeichnungen sind Grundamtsbezeichnungen. Den Grundamtsbe-
zeichnungen können Zusätze beigefügt werden, die hinweisen auf

1. den Dienstherrn oder den Verwaltungsbereich,

2. die Laufbahn,

3. den Verwendungsbereich oder den Laufbahnzweig. 

Die Grundamtsbezeichnungen „Rätin, Rat“, „Oberrätin, Oberrat“, 
„Direktorin, Direktor“ und „Leitende Direktorin, Leitender Di-
rektor“ dürfen nur in Verbindung mit einem Zusatz nach Satz 2 
verliehen werden. Den Grundamtsbezeichnungen beigefügte Zu-
sätze bezeichnen die Funktionen, die diesen Ämtern zugeordnet 
werden, nicht abschließend.

(4) Über die Beifügung von Zusätzen zu den Grundamtsbezeich-
nungen entscheidet für die Beamtinnen und Beamten des Landes 
die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident, soweit sie 
nicht durch Laufbahnverordnungen, Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen oder andere Rechtsvorschrift geregelt sind oder die 
Ausübung der Befugnis einer anderen Stelle übertragen wurde. 
Für die Beamtinnen und Beamten der in § 1 Absatz 1 Nummern 2 
und 3 genannten Dienstherren werden die Zusätze zu den Grund-
amtsbezeichnungen von der fachlich zuständigen obersten Lan-
desbehörde im Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht 
zuständigen obersten Landesbehörde festgesetzt.

§ 26 
Hauptamtliche Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte  

auf Zeit der Gemeinden, Ämter und Landkreise sowie 
Zweckverbände, Verordnungsermächtigungen

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Ämter der hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amten auf Zeit der Gemeinden, Ämter und Landkreise insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl den Besoldungs-
gruppen der Besoldungsordnungen A und B zuzuordnen; dabei 
können bei den genannten Körperschaften einer Größenklasse 
höchstens zwei Besoldungsgruppen für ein Amt vorgesehen wer-
den.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Ämter der hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amten auf Zeit der Zweckverbände und anderer überörtlicher 
kommunaler Einrichtungen sowie der Direktorin oder des Direk-
tors des Kommunalen Versorgungsverbandes Mecklenburg-Vor-
pommern den Besoldungsordnungen A und B zuzuordnen. Dabei 
ist der begrenzte Aufgabeninhalt im Vergleich zur Einstufung der 
entsprechenden Ämter der beteiligten Körperschaften im Sinne 
des Absatzes 1 zu berücksichtigen.

(3) In den Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 und 2 kann 
für die dort genannten Beamtinnen und Beamten der Beginn des 
Aufsteigens in den Erfahrungsstufen abweichend von § 29 gere-
gelt werden.

§ 27 
Einstiegsämter für Beamtinnen und Beamte

(1) Die Einstiegsämter für Beamtinnen und Beamte sind folgen-
den Besoldungsgruppen zuzuweisen:

1. in der Laufbahngruppe 1 

a) als erstes Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 4, 

b) als zweites Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 6, in 
den Laufbahnen des Technischen Dienstes und des Feuer-
wehrdienstes der Besoldungsgruppe A 7,

2. in der Laufbahngruppe 2 

a) als erstes Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 9, in den 
Laufbahnen des Technischen Dienstes und des Feuerwehr-
dienstes der Besoldungsgruppe A 10 bei Vorliegen eines 
mindestens mit einem Bachelorgrad oder einem gleichwer-
tigen Abschluss abgeschlossenen Hochschulstudiums,

b) als zweites Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 13.

(2) Die Einstiegsämter werden in den Besoldungsordnungen be-
stimmt.

§ 28 
Besondere Einstiegsämter

(1) Das Einstiegsamt in Laufbahnen, Laufbahnzweigen oder Ver-
wendungen, bei denen

1. die Ausbildung mit einer gegenüber dem Allgemeinen Dienst, 
Technischen Dienst oder Feuerwehrdienst besonders gestalte-
ten Prüfung abgeschlossen wird oder das Ablegen einer zu-
sätzlichen Prüfung vorgeschrieben ist und

2. im Einstiegsamt Anforderungen gestellt werden, die bei sach-
gerechter Bewertung die Zuweisung des Einstiegsamtes zu 
einer anderen Besoldungsgruppe als nach § 27 erfordern,

kann der höheren Besoldungsgruppe zugewiesen werden, in die 
gleichwertige Ämter eingereiht sind. Die Festlegung als Einstieg-
samt ist in den Besoldungsordnungen zu kennzeichnen.

(2) Das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 kann, wenn die 
Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 erfüllt ist, der 
höheren Besoldungsgruppe zugewiesen werden, in die gleichwer-
tige Ämter eingereiht sind.

§ 29 
Bemessung des Grundgehaltes für Ämter  

der Besoldungsordnung A

(1) Das Grundgehalt wird, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, nach der dienstlichen Erfahrung (Erfahrungsstufen) 
bemessen. Das Aufsteigen in den Erfahrungsstufen beginnt im 
Anfangsgrundgehalt der jeweiligen Besoldungsgruppe am Ersten 
des Monats, in dem die Beamtin oder der Beamte erstmals in ein 
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Dienstverhältnis mit Dienstbezügen bei einem öffentlich-rechtli-
chen Dienstherrn gemäß § 31 eingestellt wird; bei Beamtinnen 
und Beamten, die nicht im jeweiligen Einstiegsamt ihrer Laufbahn 
eingestellt werden, ist von der Besoldungsgruppe des jeweiligen 
Einstiegsamtes auszugehen.

(2) Vor der Ernennung liegende 

1. Zeiten einer gleichwertigen hauptberuflichen Tätigkeit außer-
halb eines Dienstverhältnisses mit Dienstbezügen,

2. Zeiten eines Grundwehr- oder Zivildienstes im Umfang der 
vorgeschriebenen Dienstzeit,

3. sonstige Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz nicht 
zu dienstlichen Nachteilen führen dürfen, im Umfang der vor-
geschriebenen Dienstzeit des Grundwehrdienstes sowie

4. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes 
Kind, sofern sie Zeiten in einem Dienstverhältnis bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn unterbrochen haben,

sind zu berücksichtigen. Mit Ausnahme von Ausbildungszeiten 
können weitere Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit außerhalb 
eines Dienstverhältnisses mit Dienstbezügen mit bis zu insgesamt 
fünf Jahren berücksichtigt werden, soweit diese für die Verwendung 
förderlich sind. Abweichend davon kann von der Beschränkung auf 
fünf Jahre mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde und der für 
das Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbehörde abgese-
hen werden, wenn ein bestimmter Dienstposten anderenfalls insbe-
sondere im Hinblick auf die fachliche Qualifikation sowie die Be-
darfs- und Bewerberlage nicht anforderungsgerecht besetzt werden 
kann; an die Stelle der für das Besoldungsrecht zuständigen obers-
ten Landesbehörde tritt bei Dienstherren nach § 1 Absatz 1 Nummer 
2 und 3 die oberste Rechtsaufsichtsbehörde. Die Summe der Zeiten 
nach den Sätzen 1 bis 3 wird auf volle Monate aufgerundet. Eine 
Tätigkeit ist hauptberuflich, wenn sie entgeltlich erbracht wird, 
nach den Lebensumständen der Person den beruflichen Tätigkeits-
schwerpunkt darstellt und die Beschäftigung mindestens in dem im 
Beamtenverhältnis zulässigen Umfang zum Zeitpunkt der Ernen-
nung abgeleistet wurde. Die nach einem früheren Dienstverhältnis 
mit Dienstbezügen liegenden Zeiten, die nicht von Satz 1 bis 3 um-
fasst sind, werden in ihrer Summe auf volle Monate abgerundet.

(3) Das Grundgehalt steigt bis zur fünften Erfahrungsstufe im Ab-
stand von zwei Jahren, bis zur neunten Erfahrungsstufe im Abstand 
von drei Jahren und darüber hinaus im Abstand von vier Jahren.

(4) Der Aufstieg in den Erfahrungsstufen wird um Zeiten einer Be-
urlaubung ohne Dienstbezüge sowie um Zeiten einer Unterbre-
chung des Dienstverhältnisses hinausgeschoben. Dies gilt nicht für

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,

2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutach-
ten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwieger-
eltern, Ehegattin oder Ehegatte, eingetragene Lebenspartnerin 
oder eingetragener Lebenspartner, Geschwister oder Kinder) 
bis zu drei Jahren für jeden nahen Angehörigen,

3. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn die 
oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle vor 

Beginn der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat, dass der 
Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen 
dient,

4. Zeiten eines Grundwehr- oder Zivildienstes im Umfang der 
vorgeschriebenen Dienstzeit,

5. sonstige Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz nicht 
zu dienstlichen Nachteilen führen dürfen, im Umfang der vor-
geschriebenen Dienstzeit des Grundwehrdienstes sowie

6. Zeiten der Mitgliedschaft im Bundestag in hälftigem Umfang.

Zeiten nach Satz 1 werden auf volle Monate abgerundet.

(5) Beamtinnen und Beamte verbleiben in ihrer bisherigen Erfah-
rungsstufe, solange sie vorläufig des Dienstes enthoben sind. 
Führt ein Disziplinarverfahren nicht zur Entfernung aus dem 
Dienst oder endet das Dienstverhältnis nicht durch Entlassung auf 
Antrag der Beamtin oder des Beamten oder infolge strafgerichtli-
cher Verurteilung, so regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der 
vorläufigen Dienstenthebung nach Absatz 3.

(6) Die Berechnung und die Festsetzung des Zeitpunktes des Be-
ginns des Aufsteigens sind durch Bescheid schriftlich oder elekt-
ronisch mitzuteilen.

§ 30 
Nicht zu berücksichtigende Dienstzeiten

Bei der Bemessung des Grundgehaltes nach § 29 sind Zeiten einer 
Tätigkeit für das Ministerium für Staatssicherheit oder das Amt 
für Nationale Sicherheit der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik nicht zu berücksichtigen. Dies gilt auch für Zei-
ten, die vor einer solchen Tätigkeit zurückgelegt worden sind. 
Satz 1 gilt auch für Zeiten einer Tätigkeit als Angehöriger der 
Grenztruppen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repub-
lik. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Zeiten einer Tätigkeit, die 
aufgrund einer besonderen persönlichen Nähe zum System der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik übertragen war. 
Das Vorliegen dieser Voraussetzung wird insbesondere widerleg-
bar vermutet, wenn nach § 1 Berechtigte

1. vor oder bei Übertragung der Tätigkeit eine hauptamtliche 
oder hervorgehobene ehrenamtliche Funktion in der Sozialis-
tischen Einheitspartei Deutschlands, dem Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbund, der Freien Deutschen Jugend oder einer 
vergleichbaren systemunterstützenden Partei oder Organisati-
on innehatten,

2. als mittlere oder obere Führungskraft in zentralen Staatsorga-
nen, als obere Führungskraft beim Rat eines Bezirkes, als Vor-
sitzender des Rates eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt 
oder in einer vergleichbaren Funktion tätig waren,

3. hauptamtlich Lehrkraft an den Bildungseinrichtungen der 
staatstragenden Parteien oder einer Massen- oder gesell-
schaftlichen Organisation waren oder

4. Absolventin oder Absolvent der Akademie für Staat und Recht 
oder einer vergleichbaren Bildungseinrichtung waren.
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§ 31 
Öffentlich-rechtliche Dienstherren

(1) Öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne dieses Gesetzes 
sind der Bund, die Länder, die Gemeinden und Gemeindeverbän-
de sowie andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaften und ihrer Verbände. Satz 1 gilt auch für Ein-
richtungen in der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repub-
lik, wenn sie auch im Geltungsbereich des Grundgesetzes juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts gewesen wären.

(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienst-
herrn stehen gleich:

1. für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union die ausgeübte gleichartige Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst einer Einrichtung der Europäischen Union oder im öf-
fentlichen Dienst eines Mitgliedstaates der Europäischen Uni-
on und

2. die von volksdeutschen Vertriebenen oder Spätaussiedlerin-
nen und Spätaussiedlern ausgeübte gleichartige Tätigkeit im 
Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn ihres Her-
kunftslandes.

Unterabschnitt 3 
Vorschriften für Professorinnen und Professoren  

sowie hauptberufliche Leiterinnen, Leiter und  
Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen  

der Besoldungsordnung W

§ 32 
Besoldungsordnung W

(1) Die Ämter der Professorinnen und Professoren an Hochschu-
len werden den Besoldungsgruppen W 2 und W 3, die Ämter der 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren der Besoldungsgrup-
pe W 1 der Besoldungsordnung W in der Anlage 3 zugeordnet. 
Die Grundgehaltssätze sind in der Anlage 7 ausgewiesen. Die Sät-
ze 1 und 2 gelten auch für hauptamtliche Mitglieder von Leitungs-
gremien an Hochschulen, soweit ihre Ämter nicht den Besol-
dungsordnungen A und B zugewiesen sind. Der Anteil der W 
3-Stellen beträgt an Fachhochschulen höchstens 25 Prozent der 
Gesamtzahl der W 2- und W 3-Stellen an Fachhochschulen.

(2) Die Ämter der hauptamtlichen Hochschulleiterinnen und 
Hochschulleiter werden der Besoldungsgruppe W 3 zugeordnet. 
Satz 1 gilt nicht für die Direktorin oder den Direktor der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege. 
Den Amtsbezeichnungen ist jeweils ein Zusatz beizufügen, der 
auf die Hochschule hinweist, der die Amtsinhaberin oder der 
Amtsinhaber angehört.

§ 33 
Leistungsbezüge

(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach Maßga-
be der nachfolgenden Bestimmungen neben dem als Mindestbe-
zug gewährten Grundgehalt variable Leistungsbezüge vergeben:

1. Aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen sowie 
der Ausübung von Wechseloptionen,

2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiter-
bildung und Nachwuchsförderung sowie

3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Auf-
gaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder der 
Hochschulleitung;

Nummer 3 gilt auch für Juniorprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren in der Besoldungsgruppe W 1, die nebenamtlich besondere 
Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder der 
Hochschulleitung wahrnehmen. 

(2) Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungs-
gruppe B 10 grundsätzlich nicht übersteigen. Eine Überschreitung 
ist zulässig, wenn dies erforderlich ist, um eine Professorin oder 
einen Professor aus dem Bereich außerhalb der deutschen Hoch-
schulen zu gewinnen oder um die Abwanderung einer Professorin 
oder eines Professors in den Bereich außerhalb der deutschen 
Hochschulen abzuwenden. Leistungsbezüge dürfen den Unter-
schiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgrup-
pe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 ferner übersteigen, wenn 
eine Professorin oder ein Professor bereits an ihrer oder seiner 
bisherigen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die den Unter-
schiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgrup-
pe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen und dies er-
forderlich ist, um die Professorin oder den Professor für eine 
Hochschule im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu gewinnen 
oder ihre oder seine Abwanderung an eine andere deutsche Hoch-
schule zu verhindern. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
hauptberufliche Leiterinnen, Leiter und Mitglieder von Leitungs-
gremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professo-
ren sind.

(3) Über die Gewährung von Leistungsbezügen an die Hochschul-
leitung entscheidet die für das Hochschulwesen zuständige oberste 
Landesbehörde. Über die Gewährung von Leistungsbezügen an die 
Professorinnen und Professoren entscheidet die Hochschulleitung.

(4) Abweichend von Absatz 3 entscheidet über die Gewährung 
von Leistungsbezügen an die Professorinnen und Professoren der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechts-
pflege das Ministerium, zu dessen Geschäftsbereich diese gehört.

§ 34 
Leistungsbezüge aus Anlass von Berufungs- oder  

Bleibeverhandlungen sowie der Ausübung  
von Wechseloptionen

(1) Leistungsbezüge aus Anlass von Berufungs- oder Bleibever-
handlungen nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 können befristet oder 
unbefristet sowie als Einmalzahlung vergeben werden. Soweit 
diese Leistungsbezüge unbefristet gewährt werden, kann zugleich 
bestimmt werden, dass diese an den regelmäßigen Besoldungsan-
passungen teilnehmen.

(2) Die Gewährung eines neuen oder höheren Leistungsbezuges 
nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 soll bei einem Ruf von einer Hoch-

Anl. 3
Anl. 7
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schule zu einer anderen Hochschule im Inland nicht vor Ablauf 
von drei Jahren seit der letzten Gewährung aus einem solchen An-
lass erfolgen. Die Gewährung von Leistungsbezügen nach § 33 
Absatz 1 Nummer 1 setzt im Rahmen von Bleibeverhandlungen 
voraus, dass der Ruf an eine andere Hochschule oder das Einstel-
lungsangebot eines anderen Arbeitgebers oder Dienstherrn nach-
gewiesen wird.

(3) Leistungsbezüge können entsprechend Absatz 1 auch aus An-
lass von Anträgen auf Überleitung nach § 88 Absatz 2 von der 
Bundesbesoldungsordnung C in die Besoldungsordnung W verge-
ben werden, soweit sie zusammen mit den übrigen Dienstbezügen 
in dem Amt der Besoldungsordnung W die bisherigen Dienstbe-
züge in dem Amt der Bundesbesoldungsordnung C nicht überstei-
gen.

§ 35 
Leistungsbezüge für besondere Leistungen in Forschung, 
Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchsförderung

(1) Für besondere Leistungen, die in der Regel über mehrere Jah-
re in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder 
Nachwuchsförderung erbracht werden müssen, können Leis-
tungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 2 gewährt werden. Sie 
dürfen nicht für die Tatbestände gewährt werden, für die eine Zu-
lage nach § 37 gewährt wird. Sie können als Einmalzahlung oder 
als monatliche Zahlungen für einen Zeitraum von bis zu fünf Jah-
ren befristet vergeben werden. Für einen sich unmittelbar an-
schließenden Fortsetzungszeitraum können sie unbefristet ge-
währt werden. Unbefristete Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 
Nummer 2 sind für den Fall, dass die besonderen Leistungen nach 
Satz 1 nicht mehr oder in wesentlich geringerem Maß erbracht 
werden, mit einem Widerrufsvorbehalt zu versehen.

(2) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 2 nehmen nicht 
an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil. Abweichend 
von Satz 1 kann in besonders begründeten Ausnahmefällen be-
stimmt werden, dass unbefristet gewährte Leistungsbezüge nach 
§ 33 Absatz 1 Nummer 2 an den regelmäßigen Besoldungsanpas-
sungen teilnehmen.

§ 36 
Leistungsbezüge für die Wahrnehmung von Funktionen  
oder besonderen Aufgaben im Rahmen der Hochschul- 

selbstverwaltung oder der Hochschulleitung

(1) Hauptberuflichen Leiterinnen, Leitern und Mitgliedern von 
Leitungsgremien an Hochschulen sollen für die Dauer der Wahr-
nehmung dieser Aufgaben Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 
Nummer 3 gewährt werden. Sie können auch für die Wahrneh-
mung besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstver-
waltung oder Hochschulleitung gewährt werden. Bei der Bemes-
sung der Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 ist ins-
besondere die im Einzelfall mit der Aufgabe verbundene Verant-
wortung und Belastung sowie die Größe und Bedeutung der 
Hochschule zu berücksichtigen.

(2) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 können für die 
Wahrnehmung besonderer Aufgaben ganz oder teilweise erfolgs-
abhängig vereinbart werden.

(3) Leistungsbezüge der hauptberuflichen Leiterinnen, Leiter und 
Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen nach Absatz 1 
Satz 1 können an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil-
nehmen.

§ 37 
Forschungs- und Lehrzulagen

(1) An Professorinnen und Professoren, die Mittel privater Dritter 
für Forschungs- oder Lehrvorhaben der Hochschule einwerben 
und diese Vorhaben durchführen, kann für die Dauer des Drittmit-
telflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfähige Zulage 
gewährt werden, soweit die Drittmittelgeberin oder der Drittmit-
telgeber bestimmte Mittel ausdrücklich zu diesem Zweck vorge-
sehen hat. Eine Zulage darf nur gewährt werden, soweit neben den 
übrigen Kosten des Forschungs- und Lehrvorhabens auch die Zu-
lagenbeträge durch die Drittmittel gedeckt sind. Die im Rahmen 
des Lehrvorhabens anfallende Lehrtätigkeit ist auf die Lehrver-
pflichtung nicht anzurechnen.

(2) Forschungs- und Lehrzulagen dürfen zusammen jährlich 100 
Prozent des Jahresgrundgehaltes der Professorin oder des Profes-
sors nicht überschreiten.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Juniorprofessorinnen und Juni-
orprofessoren in der Besoldungsgruppe W 1 entsprechend.

§ 38 
Verordnungsermächtigung

(1) Die näheren Bestimmungen über die Voraussetzungen und 
Kriterien sowie die Zuständigkeit und das Verfahren der Vergabe 
von Leistungsbezügen nach § 33 Absatz 1 sowie von Forschungs- 
und Lehrzulagen nach § 37 Absatz 1 werden durch die für das 
Hochschulwesen zuständige oberste Landesbehörde im Einver-
nehmen mit der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten 
Landesbehörde und dem Finanzministerium durch Rechtsverord-
nung getroffen. Darin sind insbesondere Regelungen zu treffen

1. bei Leistungsbezügen nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 über

a) die Teilnahme dieser Leistungsbezüge an regelmäßigen 
Besoldungsanpassungen bei unbefristeter Gewährung,

b) die Anforderungen an den Nachweis gemäß § 34 Absatz 2 
Satz 2,

2. bei Leistungsbezügen nach § 33 Absatz 1 Nummer 2 über

a) die Voraussetzungen einer unbefristeten Gewährung und

b) für den Fall einer unbefristeten Gewährung

aa) über deren Teilnahme an den regelmäßigen Besol-
dungsanpassungen und

bb) deren Widerruf,

3. bei Leistungsbezügen nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 über

a) die Gewährung erfolgsabhängiger Leistungsbezüge,
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b) die Teilnahme der Leistungsbezüge der hauptberuflichen 
Leiterinnen, Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien 
an Hochschulen an den regelmäßigen Besoldungsanpas-
sungen sowie

4. bei Leistungsbezügen nach § 33 Absatz 1 Nummern 1 und 2 
über

a) deren Ruhegehaltfähigkeit bei befristeter Gewährung und

b) die Überschreitung der in § 67a Absatz 2 Satz 1 des Landes-
beamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
genannten Regelsätze. Hierbei sind Höchstgrenzen vorzuse-
hen, die den Anteil der Inhaber von W 2- und W 3-Stellen, 
für den eine Überschreitung der Prozentsätze nach § 67a 
Absatz 4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklen-
burg-Vorpommern vorgesehen werden kann, beschränken.

(2) Die Hochschulen sind bei der Vorbereitung und Gestaltung der 
Bestimmungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 anzuhören.

(3) Für die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei 
und Rechtspflege werden die nach Absatz 1 erforderlichen Be-
stimmungen durch das Ministerium, zu dessen Geschäftsbereich 
diese gehört, im Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht 
zuständigen obersten Landesbehörde und dem Finanzministerium 
durch Rechtsverordnung getroffen.

Unterabschnitt 4 
Vorschriften für Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte der Besoldungsordnung R

§ 39 
Besoldungsordnung R

Die Ämter der Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte, mit Ausnahme der Ämter der Vertreterinnen und 
Vertreter des öffentlichen Interesses bei den Gerichten der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, und ihre Besoldungsgruppen sind in der Be-
soldungsordnung R in der Anlage 2 geregelt. Die Grundgehalts-
sätze der Besoldungsgruppen sind in der Anlage 8 ausgewiesen.

§ 40 
Bemessung des Grundgehaltes für Ämter  

der Besoldungsordnung R

Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungsordnung nicht feste 
Gehälter vorsieht, nach der dienstlichen Erfahrung (Erfahrungsstu-
fen) bemessen. Das Grundgehalt steigt bis zum Erreichen des End-
grundgehaltes im Abstand von zwei Jahren. § 29 Absatz 1 Satz 2 
sowie die Absätze 2 und 4 bis 6 gelten entsprechend. Förderliche 
hauptberufliche Tätigkeiten im Sinne von § 29 Absatz 2 Satz 2 sind 

1. die Tätigkeit als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt, Notarin 
oder Notar oder als Assessorin oder Assessor bei einer Rechts-
anwältin, einem Rechtsanwalt, einer Notarin oder einem No-
tar sowie

2. eine sonstige für die Ausübung des Richteramtes förderliche 
hauptberufliche Tätigkeit.

Abschnitt III 
Familienzuschlag

§ 41 
Grundlage des Familienzuschlages

(1) Der Familienzuschlag wird nach Anlage 10 gewährt. Seine 
Höhe richtet sich nach der Besoldungsgruppe und der Stufe, die 
den Familienverhältnissen der nach § 1 Berechtigten entspricht. 
Für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
(Anwärterinnen und Anwärter) ist die Besoldungsgruppe des Ein-
stiegsamtes maßgebend, in das sie nach Abschluss des Vorberei-
tungsdienstes unmittelbar eintreten.

(2) Bei ledigen Berechtigten nach § 1, die aufgrund dienstlicher 
Verpflichtungen in einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen, wird 
der in der Anlage 10 ausgebrachte Betrag auf das Grundgehalt 
angerechnet. Steht ihnen Kindergeld nach dem Einkommensteu-
ergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zu oder würde es 
ihnen ohne Berücksichtigung der §§ 64 oder 65 des Einkommen-
steuergesetzes oder der §§ 3 oder 4 des Bundeskindergeldgesetzes 
zustehen, so erhalten sie zusätzlich den Unterschiedsbetrag zwi-
schen der Stufe 1 und der Stufe des Familienzuschlages, die der 
Anzahl der Kinder entspricht. § 42 Absatz 5 gilt entsprechend.

§ 42 
Stufen des Familienzuschlages

(1) Zur Stufe 1 gehören nach § 1 Berechtigte, wenn sie:

1. verheiratet sind oder in eingetragener Lebenspartnerschaft 
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz leben,

2. verwitwet oder Hinterbliebene einer Lebenspartnerschaft 
sind,

3. geschieden sind oder ihre Ehe oder eingetragene Lebenspart-
nerschaft aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, wenn sie ge-
genüber der früheren Ehegattin, dem früheren Ehegatten, der 
früheren Lebenspartnerin oder dem früheren Lebenspartner 
aus der letzten Ehe oder letzten eingetragenen Lebenspartner-
schaft zum Unterhalt verpflichtet sind, und diese Unterhalts-
verpflichtung mindestens die Höhe des Betrages der Stufe 1 
erreicht,

4. in anderen als den in den Nummern 1 bis 3 genannten Fällen 
ein Kind nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenom-
men haben, für das ihnen Kindergeld nach dem Einkommen-
steuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht 
oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 und 65 des Einkom-
mensteuergesetzes oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeld-
gesetzes zustehen würde, oder eine Person nicht nur vorüber-
gehend in ihre Wohnung aufgenommen haben, weil die nach 
§ 1 Berechtigten aus beruflichen oder gesundheitlichen Grün-
den ihrer Hilfe bedürfen.

Als in die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind auch dann, wenn 
Berechtigte nach § 1 es auf ihre Kosten anderweitig untergebracht 
haben, ohne dass dadurch die häusliche Verbindung mit ihnen auf-
gehoben werden soll. Beanspruchen mehrere nach Satz 1 Num-
mer 4 Anspruchsberechtigte, Angestellte im öffentlichen Dienst 

Anl. 10

Anl. 2
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oder aufgrund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst Versorgungs-
berechtigte wegen der Aufnahme einer Person oder mehrerer Per-
sonen in die gemeinsam bewohnte Wohnung einen Familienzu-
schlag der Stufe 1 oder eine entsprechende Leistung, wird der 
Betrag der Stufe 1 nach der Zahl der Berechtigten anteilig ge-
währt. Satz 3 gilt entsprechend, wenn bei dauernd getrenntleben-
den Eltern ein Kind in die Wohnungen beider Elternteile aufge-
nommen worden ist.

(2) Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören die nach § 1 
Berechtigten der Stufe 1, denen Kindergeld nach dem Einkom-
mensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht 
oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 oder 65 des Einkommen-
steuergesetzes oder der §§ 3 oder 4 des Bundeskindergeldgesetzes 
zustehen würde. Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören 
auch die nach § 1 Berechtigten der Stufe 1, die Kinder ihrer ein-
getragenen Lebenspartnerin oder ihres eingetragenen Lebenspart-
ners in ihren Haushalt aufgenommen haben, wenn andere nach § 1 
Berechtigte der Stufe 1 bei sonst gleichem Sachverhalt zur Stufe 
2 oder einer der folgenden Stufen gehörten. Die Stufe richtet sich 
nach der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder.

(3) Ledige und geschiedene Berechtigte nach § 1 sowie Berech-
tigte nach § 1, deren Ehe oder Lebenspartnerschaft aufgehoben 
oder für nichtig erklärt ist und denen Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz 
zusteht oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 oder 65 des Ein-
kommensteuergesetzes oder der §§ 3 oder 4 des Bundeskinder-
geldgesetzes zustehen würde, erhalten, soweit sie keine der An-
spruchsvoraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen, zusätzlich zum 
Grundgehalt den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und 
der Stufe des Familienzuschlages, der der Anzahl der berück-
sichtigungsfähigen Kinder entspricht. Dies gilt auch für nach § 1 
Berechtigte, deren Lebenspartnerschaft aufgehoben worden ist 
und die Kinder ihrer früheren Lebenspartnerin oder ihres frühe-
ren Lebenspartners in ihren Haushalt aufgenommen haben, 
wenn Berechtigte nach § 1, die geschieden sind oder deren Ehe 
oder Lebenspartnerschaft aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, 
bei sonst gleichem Sachverhalt den Unterschiedsbetrag erhiel-
ten. Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Steht die Ehegattin oder der Ehegatte einer oder eines nach § 1 
Berechtigten als Beamtin, Beamter, Richterin, Richter, Soldatin, 
Soldat oder als Arbeitnehmerin oder als Arbeitnehmer im öffent-
lichen Dienst oder ist sie oder er aufgrund einer Tätigkeit im öf-
fentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor-
gungsberechtigt und stünde ihr oder ihm ebenfalls der Familien-
zuschlag der Stufe 1 oder einer der folgenden Stufen oder eine 
entsprechende Leistung in Höhe von mindestens der Hälfte der 
Stufe 1 des Familienzuschlages zu, so erhält die oder der nach § 1 
Berechtigte den Betrag der Stufe 1 zur Hälfte; dies gilt auch für 
die Zeit, für die die Ehegattin Mutterschaftsgeld bezieht. Bei Teil-
zeitbeschäftigung findet § 6 auf den Betrag keine Anwendung, 
wenn einer der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach beamtenrecht-
lichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder beide Ehegat-
ten in Teilzeit beschäftigt sind und dabei zusammen mindestens 
die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung erreichen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für nach § 1 Berechtigte, 
die in eingetragenen Lebenspartnerschaften leben.

(5) Stünde neben der oder dem nach § 1 Berechtigten einer ande-
ren Person, die im öffentlichen Dienst steht oder aufgrund einer 

Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt 
ist, der Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der folgenden 
Stufen zu, so wird der auf das Kind entfallende Betrag des Fami-
lienzuschlages der oder dem nach § 1 Berechtigten gewährt, wenn 
und soweit ihr oder ihm das Kindergeld nach dem Einkommen-
steuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gewährt 
wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 des Einkommensteuer-
gesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig zu 
gewähren wäre; dem Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der 
folgenden Stufen stehen vergleichbare Leistungen oder das Mut-
terschaftsgeld gleich. Auf das Kind entfällt derjenige Betrag, der 
sich aus der für die Anwendung des Einkommensteuergesetzes 
oder des Bundeskindergeldgesetzes maßgebenden Reihenfolge 
der Kinder ergibt. Bei Teilzeitbeschäftigung findet § 6 auf den 
Betrag keine Anwendung, wenn eine oder einer der Anspruchsbe-
rechtigten im Sinne des Satzes 1 vollbeschäftigt oder nach beam-
tenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder mehre-
re Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschäftigt sind und dabei 
zusammen mindestens die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbe-
schäftigung erreichen.

(6) Öffentlicher Dienst im Sinne der Absätze 1, 4 und 5 ist die 
Tätigkeit im Dienste eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
nach § 31 Absatz 1 Satz 1.

(7) Die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes nach Absatz 6 
dürfen die zur Durchführung dieser Vorschrift erforderlichen 
personenbezogenen Daten erheben und untereinander austau-
schen.

§ 43 
Änderung des Familienzuschlages

Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats an gezahlt, in 
den das hierfür maßgebende Ereignis fällt. Er wird nicht mehr 
gezahlt für den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an 
keinem Tage vorgelegen haben. Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für die Zahlung von Teilbeträgen der Stufen des Familien-
zuschlages.

Abschnitt IV 
Zulagen, Vergütungen, sonstige Zuschläge

Unterabschnitt 1 
Zulagen

§ 44 
Amtszulagen

(1) Für herausgehobene Funktionen können Amtszulagen vorge-
sehen werden. Sie dürfen 75 Prozent des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe des nach 
§ 1 Berechtigten und dem Endgrundgehalt der nächsthöheren Be-
soldungsgruppe nicht übersteigen, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist.

(2) Die Amtszulagen sind unwiderruflich und ruhegehaltfähig. Sie 
gelten als Bestandteil des Grundgehaltes.
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(3) Die einzelnen Amtszulagen ergeben sich aus den Besoldungs-
ordnungen. Die Höhe der Amtszulagen ergibt sich aus der Anla-
ge 12.

§ 45 
Strukturzulage

Eine das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltfähige Stellenzulage 
nach Anlage 12 erhalten Beamtinnen und Beamte in der

1. Laufbahngruppe 1 ab dem zweiten Einstiegsamt,

2. Laufbahngruppe 2 

a) in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 13 mit dem ersten 
Einstiegsamt in den Besoldungsgruppen A 9 oder A 10 
sowie mit dem ersten Einstiegsamt in der Besoldungs-
gruppe A 12 als Amtsanwältin oder Amtsanwalt,

b) in der Besoldungsgruppe A 13 im zweiten Einstiegsamt, 
abweichend davon in der Fachrichtung des Bildungs-
dienstes nur Beamtinnen und Beamte als Studienrätin 
oder Studienrat mit der Befähigung für das Lehramt an 
Gymnasien oder an beruflichen Schulen.

§ 46 
Stellenzulagen

(1) Für herausgehobene Funktionen können Stellenzulagen vorge-
sehen werden. Sie dürfen 75 Prozent des Unterschiedsbetrags 
zwischen dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe der nach 
§ 1 Berechtigten und dem Endgrundgehalt der nächsthöheren Be-
soldungsgruppe nicht übersteigen, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist.

(2) Stellenzulagen dürfen nur für die Dauer der Wahrnehmung 
der herausgehobenen Funktionen gewährt werden. Wird Berech-
tigten nach § 1 vorübergehend eine andere Funktion übertragen, 
die zur Herbeiführung eines im besonderen öffentlichen Interes-
se liegenden unaufschiebbaren und zeitgebundenen Ergebnisses 
im Inland wahrgenommen werden muss, wird für die Dauer ih-
rer Wahrnehmung die Stellenzulage weiter gewährt. Die Stellen-
zulage wird für höchstens drei Monate auch weiter gewährt, 
wenn die vorübergehende Übertragung einer anderen Funktion 
zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des Behördenbereichs, in 
dem die Berechtigten nach § 1 eingesetzt sind, dringend erfor-
derlich ist. Daneben wird eine Stellenzulage für andere Funk-
tionen nach Satz 2 oder Satz 3 nur in der Höhe des Mehrbetrages 
gewährt. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen des Satzes 
2 oder 3 vorliegen, trifft die oberste Dienstbehörde im Einver-
nehmen mit der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten 
Landesbehörde.

(3) Stellenzulagen sind widerruflich und nur ruhegehaltfähig, 
wenn dies gesetzlich bestimmt ist.

(4) Die einzelnen Stellenzulagen ergeben sich aus den §§ 47 bis 
60 sowie den Besoldungsordnungen. Die Höhe der Stellenzulagen 
nach den §§ 47 bis 56 ergibt sich aus Anlage 12.

§ 47 
Sicherheitszulage

Berechtigte nach § 1 erhalten für die Dauer ihrer Verwendung 
beim Verfassungsschutz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
eine Stellenzulage.

§ 48 
Zulage für Polizei, Steuerfahndung und  

Verwendung auf See

(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte sowie 
Beamtinnen und Beamte des Steuerfahndungsdienstes erhalten 
eine Stellenzulage, soweit ihnen Dienstbezüge nach der Besol-
dungsordnung A oder Anwärterbezüge zustehen.

(2) Die Stellenzulage wird nicht neben der Sicherheitszulage nach 
§ 47 gewährt.

(3) Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des jewei-
ligen Dienstes, insbesondere der mit dem Posten- und Streifen-
dienst sowie dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der 
Aufwand für Verzehr mit abgegolten.

(4) Berechtigte nach § 1 mit einer Verwendung an Bord seegehen-
der Schiffe oder Boote, die nach Auftrag oder Einsatz überwie-
gend zusammenhängend mehrstündig außerhalb der Grenze der 
Seefahrt verwendet werden, erhalten eine Stellenzulage. Die 
Grenze der Seefahrt bestimmt sich nach § 1 der Flaggenrechtsver-
ordnung. Die Stellenzulage wird neben einer Sicherheitszulage 
nach § 47 nur gewährt, soweit sie diese übersteigt.

§ 49 
Feuerwehrzulage

Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes, de-
ren Ämter der Besoldungsordnung A zugeordnet sind, erhalten 
eine Stellenzulage. Die Zulage erhalten unter den gleichen Vor-
aussetzungen auch Beamtinnen und Beamte auf Widerruf. 

§ 50 
Zulage für Beamtinnen und Beamte bei  

Justizvollzugs einrichtungen und Psychiatrischen  
Krankeneinrichtungen

(1) Beamtinnen und Beamte in Ämtern der Besoldungsordnung A 
bei Justizvollzugseinrichtungen, in abgeschlossenen Vorführbe-
reichen der Gerichte sowie in geschlossenen Abteilungen oder 
Stationen bei Psychiatrischen Krankeneinrichtungen, die aus-
schließlich dem Vollzug von Maßregeln der Sicherung und Besse-
rung dienen, und in Abschiebehafteinrichtungen erhalten eine 
Stellenzulage. Die Stellenzulage erhalten unter den gleichen Vor-
aussetzungen Beamtinnen und Beamte auf Widerruf, die einen 
Vorbereitungsdienst leisten.

(2) Die Stellenzulage wird für Beamtinnen und Beamte in Ab-
schiebehafteinrichtungen nicht neben der Zulage für Polizei, 
Steuerfahndung und Verwendung auf See nach § 48 gewährt.

Anl. 12
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§ 51 
Zulage für Beamtinnen und Beamte mit Meisterprüfung 
oder Abschlussprüfung als staatlich geprüfte Technikerin 

oder staatlich geprüfter Techniker

Beamtinnen und Beamte in Laufbahnen der Laufbahngruppe 1, in 
denen für den Zugang für das zweite Einstiegsamt die Meisterprü-
fung oder die Abschlussprüfung als staatlich geprüfte Technikerin 
oder staatlich geprüfter Techniker gefordert wird, erhalten, wenn 
sie die Prüfung bestanden haben, eine Stellenzulage.

§ 52 
Zulage für Beamtinnen und Beamte  

der Steuerverwaltung

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 mit dem zwei-
ten Einstiegsamt sowie der Laufbahngruppe 2 mit dem ersten Ein-
stiegsamt in der Fachrichtung Steuerverwaltung erhalten bis Besol-
dungsgruppe A 13 für die Zeit ihrer überwiegenden Verwendung im 
Außendienst der Steuerprüfung eine Stellenzulage. Satz 1 gilt auch 
für die Prüfungsbeamtinnen und Prüfungsbeamten der Finanzge-
richte sowie für die Beamtinnen und Beamten, welche Aufgaben 
der Finanzkontrolle von EU-Fonds wahrnehmen, sofern sie über-
wiegend im Außendienst tätig sind.

(2) Die Stellenzulage wird nicht neben der Zulage für Polizei, 
Steuerfahndung und Verwendung auf See nach § 48 gewährt.

(3) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu Absatz 1 erlässt 
die fachlich zuständige oberste Landesbehörde im Einvernehmen 
mit der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbe-
hörde.

§ 53 
Zulage für Beamtinnen und Beamte  

als fliegendes Personal

(1) Berechtigte nach § 1 in Ämtern der Besoldungsordnung A er-
halten

1. als Luftfahrzeugführerin oder Luftfahrzeugführer mit der Er-
laubnis zum Führen von Luftfahrzeugen oder

2. als sonstige ständige Luftfahrzeugbesatzungsangehörige

eine Stellenzulage, wenn sie entsprechend verwendet werden.

(2) Die zuletzt gewährte Stellenzulage wird nach Beendigung der 
Verwendung für fünf Jahre weitergewährt, wenn Berechtigte nach 
§ 1 

1. mindestens fünf Jahre in einer Tätigkeit nach Absatz 1 ver-
wendet worden sind oder

2. bei der Verwendung nach Absatz 1 einen Dienstunfall im 
Flugdienst oder eine durch die Besonderheiten dieser Verwen-
dung bedingte gesundheitliche Schädigung erlitten haben, die 
die weitere Verwendung nach Absatz 1 ausschließen.

Danach verringert sich die Stellenzulage auf 50 Prozent.

(3) Wer einen Anspruch auf eine Stellenzulage nach Absatz 2 hat 
und in eine weitere Verwendung überwechselt, mit der ein An-
spruch auf eine geringere Stellenzulage nach Absatz 1 verbunden 
ist, erhält zusätzlich zu der geringeren Stellenzulage den Unter-
schiedsbetrag zu der Stellenzulage nach Absatz 2. Nach Beendi-
gung der weiteren Verwendung wird die Stellenzulage nach Ab-
satz 2 Satz 1 nur weiter gewährt, soweit sie noch nicht vor der 
weiteren Verwendung bezogen und auch nicht während der weite-
ren Verwendung durch den Unterschiedsbetrag zwischen der ge-
ringeren Stellenzulage und der Stellenzulage nach Absatz 2 abge-
golten worden ist. Der Berechnung der Stellenzulage nach Ab-
satz 2 Satz 2 wird die höhere Stellenzulage zugrunde gelegt.

(4) Die Stellenzulage ist für Beamtinnen und Beamte nach Ab-
satz 1

1. Nummer 1 in Höhe von 184,07 Euro,

2. Nummer 2 in Höhe von 147,25 Euro

ruhegehaltfähig, wenn sie mindestens fünf Jahre bezogen worden 
ist oder das Dienstverhältnis durch Tod oder Dienstunfähigkeit 
infolge eines durch die Verwendung erlittenen Dienstunfalles oder 
einer durch die Besonderheiten dieser Verwendung bedingten ge-
sundheitlichen Schädigung beendet worden ist.

(5) Die Stellenzulage wird neben der Sicherheitszulage nach § 47 
nur gewährt, soweit sie diese übersteigt. Abweichend von Satz 1 
wird die Stellenzulage nach Absatz 1 neben der Sicherheitszulage 
nach § 47 gewährt, soweit sie deren Hälfte übersteigt.

§ 54 
Zulage für Beamtinnen und Beamte als Nachprüferin oder 

Nachprüfer von Luftfahrtgerät

Berechtigte nach § 1 erhalten eine Stellenzulage, wenn sie die 
Nachprüferlaubnis besitzen und entsprechend verwendet werden. 
Die Stellenzulage wird nicht gewährt, wenn eine andere Prüfer-
laubnis die Nachprüferlaubnis lediglich einschließt.

§ 55 
Zulage für Professorinnen und Professoren  

mit mehreren Ämtern

Professorinnen und Professoren an einer Hochschule, die zugleich 
das Amt einer Richterin oder eines Richters der Besoldungsgrup-
pe R 1 oder R 2 ausüben, erhalten, solange sie beide Ämter beklei-
den, die Dienstbezüge aus ihrem Amt als Professorin oder Profes-
sor und eine Stellenzulage.

§ 56 
Zulage für Juniorprofessorinnen und  

Juniorprofessoren

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren der Besoldungs-
gruppe W 1 erhalten, wenn sie sich als Hochschullehrerinnen 
oder Hochschullehrer bewährt haben, ab dem Zeitpunkt der ers-
ten Verlängerung des Beamtenverhältnisses auf Zeit eine Stel-
lenzulage.



616 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2021 Nr. 32

§ 57 
Zulage für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter 

bei obersten Behörden oder bei obersten Gerichtshöfen  
des Bundes oder eines anderen Landes

(1) Hat der Bund oder ein anderes Land für seine Beamtinnen, 
Beamten, Richterinnen und Richter bei seinen obersten Behörden 
oder obersten Gerichtshöfen eine Zulagenregelung getroffen, er-
halten Berechtigte nach § 1 während der Verwendung bei den 
obersten Behörden oder obersten Gerichtshöfen des Bundes oder 
eines anderen Landes die Stellenzulage in der nach dem Besol-
dungsrecht des Bundes oder dieses Landes bestimmten Höhe, 
wenn der Dienstherr, bei dem Berechtigte nach § 1 verwendet 
werden, diese Stellenzulage erstattet. 

(2) Die Konkurrenz- und Anrechnungsregelungen des Bundes 
oder des Landes, bei dem die Verwendung erfolgt, sind anzuwen-
den.

(3) Eine Ausgleichszulage nach § 61 wird nach Beendigung der 
Verwendung nicht gewährt.

§ 58 
Zulage für die Wahrnehmung befristeter Funktionen

(1) Werden Berechtigten nach § 1 herausgehobene Funktionen 
außerhalb der regelmäßigen Verwaltungsstrukturen befristet über-
tragen, können sie eine Stellenzulage zu ihren Dienstbezügen er-
halten. Satz 1 gilt entsprechend für die Übertragung herausgeho-
bener Funktionen, die üblicherweise nur befristet wahrgenommen 
werden (Stabsfunktionen). Die Stellenzulage kann ab dem siebten 
Monat der ununterbrochenen Wahrnehmung bis zu einer Dauer 
von höchstens fünf Jahren gezahlt werden.

(2) Die Stellenzulage wird bis zur Höhe des Unterschiedsbetra-
ges zwischen dem Grundgehalt der bisherigen Besoldungsgrup-
pe und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe, die der Wertig-
keit der wahrgenommenen Funktion entspricht, höchstens je-
doch der dritten folgenden Besoldungsgruppe, gewährt. Die 
Stellenzulage vermindert sich bei jeder Beförderung um den je-
weiligen Erhöhungsbetrag. Eine Ausgleichszulage nach § 61 
wird nicht gewährt.

(3) Die Entscheidung über die Zahlung der Stellenzulage trifft im 
Rahmen haushaltsrechtlicher Bestimmungen die oberste Dienst-
behörde, in der Landesverwaltung im Einvernehmen mit der für 
das Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbehörde.

§ 59 
Zulage für die zeitlich befristete Wahrnehmung  

von Aufgaben eines höherwertigen Amtes im  
krankheitsbedingten Vertretungsfall

(1) Werden Berechtigten nach § 1 zeitlich befristet die Aufgaben 
eines höherwertigen Amtes im Vertretungsfall übertragen, weil 
die Inhaberin oder der Inhaber des Dienstpostens, dem diese 
Aufgaben zugeordnet sind, dauerhaft erkrankt ist, und haben sie 
diese Aufgaben mindestens sechs Monate ununterbrochen aus-
geübt, erhalten sie ab dem siebten Monat für die Dauer der 
Wahrnehmung dieser Aufgaben, längstens für zwei Jahre, eine 

Stellenzulage. Der zeitlich befristeten Übertragung der Aufga-
ben nach Satz 1 steht die Wahrnehmung dieser Aufgaben durch 
die geschäftsplanmäßige Vertreterin oder den geschäftsplanmä-
ßigen Vertreter gleich.

(2) Die Stellenzulage wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem zustehenden Grundgehalt und dem Grundgehalt derje-
nigen Besoldungsgruppe gewährt, der das höherwertige Amt zu-
geordnet ist, höchstens jedoch für einen Unterschied von zwei 
Besoldungsgruppen. Auf die Stellenzulage sind die Strukturzula-
ge, Amtszulagen und Stellenzulagen nach diesem Gesetz anzu-
rechnen, wenn sie in dem höherwertigen Amt nicht zustünden. 
Die Zulage vermindert sich bei jeder Beförderung um den jewei-
ligen Erhöhungsbetrag.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Berechtigten nach § 1 die im 
Vergleich zu dem verliehenen Amt höherwertigen Tätigkeiten ei-
ner Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers im Vertretungsfall 
übertragen werden, weil die Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh-
mer dauerhaft erkrankt ist. Eine im Vergleich zu dem verliehenen 
Amt höherwertige Tätigkeit liegt vor, wenn diese Tätigkeit nach 
dem Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung gemäß § 22 
einem höherwertigen Amt zuzuordnen wäre. Bei der Anwendung 
von Absatz 2 ist von diesem fiktiven höherwertigen Amt ein-
schließlich einer damit verbundenen Strukturzulage, Amtszulage 
und Stellenzulage auszugehen.

§ 60 
Zulage für die vorübergehende vertretungsweise  

Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes

(1) Werden Berechtigten nach § 1 für einen begrenzten Zeitraum 
die Aufgaben eines höherwertigen Amtes vorübergehend vertre-
tungsweise übertragen, erhalten sie nach zwölf Monaten der un-
unterbrochenen Wahrnehmung dieser Aufgaben eine Stellenzula-
ge, soweit für den Zeitraum der Vertretung diesem höherwertigen 
Amt eine vollständig freie und besetzbare Planstelle mit entspre-
chender Wertigkeit fest zugeordnet ist und die sonstigen haus-
haltsrechtlichen und laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die 
Übertragung eines höherwertigen Amtes vorliegen; § 59 Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht, wenn die übertragenen 
Aufgaben mehreren Ämtern zugeordnet sind und die Besoldungs-
gruppe der Berechtigten einem dieser Ämter entspricht. Die Zah-
lung der Zulage ist für den Zeitraum der Zahlung einer Zulage 
nach § 59 ausgeschlossen.

(2) Die Zulage wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen 
dem zustehenden Grundgehalt und dem Grundgehalt der Besol-
dungsgruppe gewährt, der das höherwertige Amt zugeordnet ist. 
Liegen die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Übertra-
gung des höherwertigen Amtes nicht vor, weil dazwischenliegen-
de Ämter regelmäßig zu durchlaufen sind, wird die Zulage nur in 
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem zustehenden 
Grundgehalt und dem Grundgehalt derjenigen Besoldungsgruppe 
gewährt, der das Amt zugeordnet ist, für deren Übertragung die 
laufbahnrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Auf die Zulage 
sind die Strukturzulage, Amtszulagen und Stellenzulagen nach 
diesem Gesetz anzurechnen, wenn sie in dem Amt der nächsthö-
heren Besoldungsgruppe nicht zustünden.
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§ 61 
Ausgleichszulage bei Wegfall von Stellenzulagen

(1) Der Wegfall einer Stellenzulage nach den §§ 47 bis 56 aus 
dienstlichen Gründen, die nicht von der Berechtigten oder dem 
Berechtigten zu vertreten sind, wird ausgeglichen, wenn die Stel-
lenzulage zuvor in einem Zeitraum von sieben Jahren insgesamt 
mindestens fünf Jahre zugestanden hat. Eine Unterbrechung ist 
unschädlich, wenn sie auf den in § 29 Absatz 4 Satz 2 genannten 
Zeiten beruht; der Zeitraum der Unterbrechung ist nicht auf die 
Frist nach Satz 1 anzurechnen. Die Ausgleichszulage wird auf den 
Betrag festgesetzt, der am Tag vor dem Wegfall der auszuglei-
chenden Stellenzulage zugestanden hat. Jeweils nach Ablauf eines 
Jahres vermindert sich die Ausgleichszulage um 20 Prozent des 
nach Satz 3 maßgebenden Betrages. Soweit sich die Dienstbezüge 
wegen des Anspruchs auf eine andere Stellenzulage erhöhen, wird 
diese auf die Ausgleichszulage angerechnet.

(2) Steht der Beamtin oder dem Beamten eine Stellenzulage infol-
ge einer Versetzung nach § 29 Absatz 3 des Landesbeamtengeset-
zes nicht mehr zu, wird eine Ausgleichszulage nach Absatz 1 ge-
währt, wenn zuvor in einem Zeitraum von drei Jahren insgesamt 
die Stellenzulage mindestens zwei Jahre zugestanden hat. Absatz 
1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Ruhegehaltempfängerin 
oder ein Ruhegehaltempfänger erneut in ein Beamtenverhältnis 
berufen wird und in der neuen Verwendung die Stellenzulage 
nicht mehr zusteht.

§ 62 
Ausgleichszulage bei Dienstherrenwechsel

(1) Werden Berechtigte nach § 1 auf eigenen Antrag oder aufgrund 
einer erfolgreichen Bewerbung in den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes versetzt oder im Geltungsbereich dieses Gesetzes ernannt 
und verringern sich bei entsprechender besoldungsrechtlicher 
Einstufung die nach den Besoldungsordnungen A, B oder R oder 
nach der Besoldungsgruppe W 1 zustehenden Dienstbezüge, kann 
insoweit eine Ausgleichszulage gewährt werden, wenn für die Ge-
winnung ein dringendes dienstliches Bedürfnis besteht. Sie wird 
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den jeweils zustehen-
den Dienstbezügen und den Dienstbezügen gewährt, die in der 
bisherigen Verwendung zugestanden haben. Die Ausgleichszula-
ge vermindert sich mit jeder Erhöhung der Dienstbezüge oder der 
Versorgungsbezüge im vollen Umfang des Erhöhungsbetrages 
und abweichend davon um die Hälfte des Erhöhungsbetrages, so-
weit dieser auf einer allgemeinen Bezügeerhöhung beruht.

(2) Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfähig, soweit sie ruhege-
haltfähige Dienstbezüge ausgleicht. Der Anspruch auf Gewäh-
rung der Ausgleichszulage entfällt, sobald der regelmäßige mo-
natliche Auszahlungsbetrag fünf Euro unterschreitet.

(3) Dienstbezüge im Sinne dieser Bestimmung sind das Grundge-
halt, Amtszulagen, Stellenzulagen und der Familienzuschlag so-
wie regelmäßig zu zahlende, auf einen Monat umgerechnete Son-
derzahlungen. Die Höhe der in der bisherigen Verwendung regel-
mäßig zu zahlenden Sonderzahlungen ist von den Berechtigten 
nach § 1 in geeigneter Form nachzuweisen.

(4) Die Entscheidung über die Gewährung der Ausgleichszulage 
bei Dienstherrenwechsel trifft die oberste Dienstbehörde, im Be-
reich der Landesverwaltung mit Zustimmung der für das Besol-
dungsrecht zuständigen obersten Landesbehörde.

§ 63 
Zulagen für besondere Erschwernisse,  

Verordnungsermächtigung

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Gewährung von Zulagen zur Abgeltung besonderer, bei 
der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung der Anwärterbe-
züge nicht berücksichtigten Erschwernisse (Erschwerniszulagen) 
zu regeln. Die Zulagen sind widerruflich und nicht ruhegehaltfä-
hig. Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Gewährung von 
Erschwerniszulagen ein besonderer Aufwand der nach § 1 Be-
rechtigten mit abgegolten ist.

(2) Bei teilzeitbeschäftigten Berechtigten nach § 1 tritt an die Stel-
le der Anspruchsvoraussetzung von 40 Dienststunden in der 
dienstplanmäßigen oder betriebsüblichen Nachtschicht nach § 20 
Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a) der Erschwerniszula-
genverordnung die sich aus dem Verhältnis der individuellen Ar-
beitszeit zur Arbeitszeit einer entsprechenden vollzeitbeschäftig-
ten Beamtin oder eines entsprechenden vollzeitbeschäftigten Be-
amten ergebende Anzahl an Dienststunden. Die Anwendung des 
§ 6 auf die Zulagenbeträge bleibt davon unberührt.

Unterabschnitt 2 
Vergütungen

§ 64 
Mehrarbeitsvergütung, Verordnungsermächtigung

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Gewährung einer Mehrarbeitsvergütung gemäß § 62 
Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes für Beamtinnen und Be-
amte zu regeln, soweit die Mehrarbeit nicht durch Dienstbefrei-
ung ausgeglichen wird. Die Vergütung darf nur für Beamtinnen 
und Beamte in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern 
in Bereichen vorgesehen werden, in denen nach Art der Dienst-
verrichtung eine Mehrarbeit messbar ist. Die Höhe der Vergü-
tung ist nach dem Umfang der tatsächlich geleisteten Mehrarbeit 
festzusetzen und unter Zusammenfassung von Besoldungsgrup-
pen zu staffeln.

(2) Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte nach § 1 erhalten 
eine Mehrarbeitsvergütung in Höhe der anteiligen Besoldung, so-
weit die individuelle Arbeitszeit und die geleistete Mehrarbeit die 
regelmäßige Arbeitszeit der vollbeschäftigten Berechtigten nach 
§ 1 nicht überschreiten.

(3) Besoldung im Sinne des Absatzes 2 ist das Grundgehalt, der 
Familienzuschlag, soweit auf diesen § 6 Anwendung findet, sowie 
die in festen Monatsbeträgen gezahlten Zulagen, sonstigen Zu-
schläge und Aufwandsentschädigungen.
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§ 65 
Vergütung für Beamtinnen und Beamte im  

Vollstreckungsdienst, Verordnungsermächtigung

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Gewährung einer Vergütung für Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher und andere im Vollstreckungsdienst tätige 
Beamtinnen und Beamte zu regeln. Maßstab für die Festsetzung 
der Vergütung sind die vereinnahmten Gebühren oder Beträge. 
Abweichend davon ist auch eine Pauschalierung der Vergütung 
zulässig. Für die Vergütung können Höchstsätze für die einzelnen 
Vollstreckungsaufträge sowie für das Kalenderjahr festgesetzt 
werden. Ein Teil der Vergütung kann für ruhegehaltfähig erklärt 
werden. Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Vergütung 
ein besonderer Aufwand der Beamtin oder des Beamten mit abge-
golten ist.

(2) Die für Justiz zuständige oberste Landesbehörde wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht zuständi-
gen obersten Landesbehörde durch Rechtsverordnung die Abgel-
tung der den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern für 
die Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung eines Büros 
entstehenden Kosten zu regeln.

§ 66 
Prüfungsvergütung für Juniorprofessorinnen und  

Juniorprofessoren sowie wissenschaftliche und  
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

Verordnungsermächtigung

Die für das Hochschulwesen zuständige oberste Landesbehörde 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der für das Besoldungs-
recht zuständigen obersten Landesbehörde durch Rechtsverord-
nung für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren der Besol-
dungsgruppe W 1 sowie verbeamtete wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Besoldungs-
ordnung A an einer Hochschule eine Vergütung zur Abgeltung 
zusätzlicher Belastungen zu regeln, die durch die Mitwirkung an 
Hochschulprüfungen und Staatsprüfungen entstehen.

Unterabschnitt 3 
Sonstige Zuschläge

§ 67 
Zuschlag zur Gewinnung von Personal

(1) Ein nicht ruhegehaltfähiger Personalgewinnungszuschlag 
kann nach § 1 Berechtigten gewährt werden, um einen bestimm-
ten Dienstposten anforderungsgerecht besetzen zu können. Die 
Zahlung einer Ausgleichszulage bei Dienstherrenwechsel nach 
§ 62 bleibt unberührt.

(2) Der Zuschlag kann für höchstens 48 Monate entweder als Mo-
natsbetrag oder als Einmalzahlung gewährt werden. Die Einmal-
zahlung kann in bis zu vier Teilbeträge aufgeteilt werden. Der 
Zuschlag kann einmalig erneut gewährt werden, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 wieder oder noch vorliegen. Unter Aus-
schluss der Möglichkeit einer erneuten Gewährung kann der Zu-
schlag abweichend von Satz 1 für höchstens 72 Monate gewährt 
werden; eine Einmalzahlung kann in bis zu sechs Teilbeträge auf-

geteilt werden. Die Höhe des Zuschlages sowie Beginn und Ende 
des Gewährungszeitraumes sind festzusetzen.

(3) Bei der Begründung eines Dienstverhältnisses nach § 1 Absatz 
1 gelten für den Zuschlag für jeden Monat der Gewährung folgen-
de Höchstsätze:

1. in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A und in 
den Besoldungsgruppen R 1 und R 2 10 Prozent des Anfangs-
grundgehaltes der entsprechenden Besoldungsgruppe sowie

2. in der Besoldungsgruppe W 1, den Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung B und in den Besoldungsgruppen R 3 und 
höher 10 Prozent des Grundgehaltes der entsprechenden Be-
soldungsgruppe.

Maßgeblich ist jeweils das zum Zeitpunkt der Zuschlagsgewäh-
rung geltende Grundgehalt.

(4) Ein Zuschlag nach Absatz 1 kann auch bei einem bereits beste-
henden Dienstverhältnis nach § 1 Absatz 1 zur Unterstützung der 
Besetzung eines anderen Dienstpostens gewährt werden. In den 
Fällen der Zuschlagsgewährung nach Satz 1 verringern sich die 
Höchstsätze nach Absatz 3 Satz 1 um die Hälfte.

(5) Bei der Entscheidung über die Gewährung und die Höhe des 
Zuschlages sowie den Zeitraum, für den der Zuschlag gewährt 
wird, sind insbesondere zu berücksichtigen:

1. die Bedeutung des Dienstpostens,

2. die Dringlichkeit der Besetzung des Dienstpostens,

3. die Bewerberlage,

4. die mit dem Dienstposten verbundenen Anforderungen sowie

5. die fachlichen Qualifikationen des Bewerbers.

(6) Der Zuschlag wird nicht weitergezahlt

1. während Zeiten ohne Anspruch auf Dienstbezüge,

2. während eines Sonderurlaubs unter Fortzahlung der Dienstbe-
züge zu Beginn des dritten auf den Beginn des Sonderurlaubs 
folgenden Monats,

3. während einer Unterbrechung der Wahrnehmung des Dienst-
postens bei einer Erkrankung einschließlich einer Heilkur ab 
dem dritten Monat, der auf den Eintritt der Unterbrechung 
folgt; beruht die Erkrankung einschließlich der Heilkur auf 
einem Dienstunfall, wird der Zuschlag weitergewährt bis zum 
Ende des sechsten Monats, der auf den Eintritt der Unterbre-
chung folgt; diese Befristung gilt nicht, wenn bei Berechtigten 
die Voraussetzungen des § 37 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern erfüllt sind,

4. bei einem Wechsel des Dienstpostens, wenn für den neuen 
Dienstposten die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht vorliegen,

5. bei Beendigung des Dienstverhältnisses vor Ablauf des nach 
Absatz 2 Satz 5 festgesetzten Zeitraums.
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Erfolgt der Wechsel des Dienstpostens nach Satz 1 Nummer 4 aus 
dienstlichen Gründen, die vom Berechtigten nicht zu vertreten 
sind, kann der Zuschlag aus Billigkeitsgründen ganz oder teilwei-
se weitergewährt werden.

(7) In den Fällen nach Absatz 6 ist der als Einmalzahlung gewähr-
te Zuschlag anteilig zurückzuzahlen.

(8) Bei Teilzeitbeschäftigung ist für den Zuschlag § 6 Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. Ändert sich während des Zeitraums, 
für den der Zuschlag gewährt wird, die individuelle Arbeitszeit, 
ändert sich der Zuschlag entsprechend. Absatz 7 ist entsprechend 
anzuwenden.

(9) Die Ausgaben für die Zuschläge nach den §§ 67 bis 71 eines 
Dienstherrn dürfen 0,2 Prozent der im jeweiligen Haushaltsplan 
des Dienstherrn veranschlagten jährlichen Besoldungsausgaben 
nicht überschreiten. Für Dienstherren nach § 1 Absatz 1 Num-
mer 2 können nach näherer Bestimmung durch die für Kommu-
nalangelegenheiten zuständige oberste Landesbehörde im Einver-
nehmen mit der für das Besoldungsrecht zuständigen obersten 
Landesbehörde von Satz 1 abweichende Regelungen getroffen 
werden.

(10) Die Entscheidungen über die Gewährung von Zuschlägen 
trifft die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit der für das 
Besoldungsrecht zuständigen obersten Landesbehörde.

§ 68 
Zuschlag zur Gewinnung von Fachärztinnen  

und Fachärzten

In den Fällen der Gewinnung von approbierten Ärztinnen oder 
Ärzten mit erfolgreich abgeschlossener Facharztausbildung kann 
zur anforderungsgerechten Besetzung eines Dienstpostens der 
maßgebliche Höchstsatz nach § 67 Absatz 3 Satz 1 um bis zu 10 
Prozentpunkte erhöht werden.

§ 69 
Zuschlag zur Gewinnung von Ingenieurinnen  

und Ingenieuren

In den Fällen der Gewinnung von nach § 1 Berechtigten mit einem 
Abschluss in einem ingenieurwissenschaftlichen oder naturwis-
senschaftlichen Studiengang kann zur anforderungsgerechten Be-
setzung eines Dienstpostens in der Laufbahngruppe 2 der Fach-
richtungen des Technischen Dienstes oder des Feuerwehrtechni-
schen Dienstes der maßgebliche Höchstsatz nach § 67 Absatz 3 
Satz 1 um bis zu 10 Prozentpunkte erhöht werden.

§ 70 
Zuschlag zur Gewinnung von IT-Fachkräften

Zur anforderungsgerechten Besetzung eines Dienstpostens in der 
Informationstechnologie kann der maßgebliche Höchstsatz nach 
§ 67 Absatz 3 Satz 1 um bis zu 10 Prozentpunkte erhöht werden. 
Die Informationstechnologie nach Satz 1 umfasst elektronische 
Systeme, insbesondere zur Gewinnung, Speicherung und Verar-
beitung von Informationen, sowie die IT-Sicherheit, Netzwerk- 

und Datenbankanwendungen und das Software Engineering. Die 
reine Anwendung der Informationstechnologie stellt keine an-
spruchsbegründende Tätigkeit im Sinne von Satz 1 dar.

§ 71 
Zuschlag für eine Tätigkeit in der Landesvertretung  

Mecklenburg-Vorpommern

Bei einer Verwendung von nach § 1 Berechtigten in der Dienst-
stelle Berlin der Landesvertretung Mecklenburg-Vorpommern 
können die maßgeblichen Höchstsätze nach § 67 Absatz 3 Satz 1 
und § 67 Absatz 4 Satz 2 um bis zu weitere 10 Prozentpunkte er-
höht werden. Satz 1 findet auch dann Anwendung, wenn der 
Höchstsatz nach § 67 Absatz 3 Satz 1 bereits aufgrund der §§ 68 
bis 70 erhöht wurde.

§ 72 
Zuschlag bei Teilzeitbeschäftigung zur Sicherung  

des Wissenstransfers

(1) In den Fällen der Teilzeitbeschäftigung zur Sicherung des Wis-
senstransfers nach § 65 des Landesbeamtengesetzes oder nach 
§ 8d des Landesrichtergesetzes wird zusätzlich zur Besoldung 
nach § 6 ein nicht ruhegehaltfähiger Zuschlag gewährt. Der Zu-
schlag beträgt 50 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen den 
nach § 6 gekürzten und den bei einer Vollzeitbeschäftigung zuste-
henden Dienstbezügen.

(2) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 1 sind das Grundgehalt, 
der Familienzuschlag, Amtszulagen, Stellenzulagen sowie Über-
leitungszulagen und Ausgleichszulagen, die wegen Wegfalls sol-
cher Dienstbezüge gewährt werden. Bezüge, die nicht der anteili-
gen Kürzung nach Absatz 1 unterliegen, bleiben unberücksichtigt. 
Für den Fall, dass die Teilzeitbeschäftigung nach § 65 des Landes-
beamtengesetzes vorzeitig beendet wird, ist ein Ausgleich zu re-
geln. Der Zuschlag ist von der Beamtin oder dem Beamten zu er-
statten, sofern die Teilzeitbeschäftigung aufgrund eines Antrags-
ruhestandes nach § 36 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes oder 
entsprechender Vorschriften oder aus sonstigen Gründen, die von 
der Beamtin oder dem Beamten zu vertreten sind, vor Erreichen 
der Altersgrenze oder nach § 36 Absatz 2 des Landesbeamtenge-
setzes oder nach entsprechenden Bestimmungen für Richterinnen 
und Richter vor Vollendung des 65. Lebensjahres beendet wird; 
§ 15 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 73 
Zuschlag zur Wahrung des Abstands zur  

Grundsicherung für Arbeitssuchende

(1) Soweit die Nettoalimentation den Mindestabstand von 15 Pro-
zent zur Grundsicherung für Arbeitssuchende, die einer Leis-
tungsempfängerin oder einem Leistungsempfänger für sich und 
eine vergleichbare Familie zur Sicherung des Lebensunterhalts 
zusteht, unterschreitet, wird ein Zuschlag zur Besoldung nach § 2 
Absatz 1 gewährt. Der Zuschlag wird in Höhe des Differenzbetra-
ges gewährt, der erforderlich ist, um den Mindestabstand der Net-
toalimentation von 15 Prozent zur Grundsicherung für Arbeitssu-
chende gemäß Satz 1 zu wahren.
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(2) Die jeweils maßgebliche Höhe des Zuschlags wird durch die 
für das Besoldungsrecht zuständige oberste Landesbehörde fest-
gestellt.

Unterabschnitt 4 
Andere Zulagen, Vergütungen und sonstige Zuschläge

§ 74 
Andere Zulagen, Vergütungen und sonstige Zuschläge

Andere als die in diesem Abschnitt geregelten Zulagen, Vergütun-
gen und sonstigen Zuschläge dürfen nur gewährt werden, soweit 
dies gesetzlich bestimmt ist. Vergütungen für Nebentätigkeiten im 
öffentlichen Dienst bleiben unberührt.

Abschnitt V 
Besoldung bei Verwendung im Ausland

§ 75 
Auslandsbesoldung

(1) Berechtigte nach § 1, die im Ausland verwendet werden, erhal-
ten neben den Dienstbezügen, die ihnen bei einer Verwendung im 
Inland zustehen, Auslandsdienstbezüge, Kaufkraftausgleich und 
Auslandsverwendungszuschlag (Auslandsbesoldung) in entspre-
chender Anwendung der für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte 
zum jeweiligen Zeitpunkt des Anspruchs geltenden Bestimmungen 
mit der Maßgabe, dass bei eingetragenen Lebenspartnerschaften die 
für Ehepartner geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwen-
den sind. Auslandsbesoldung kann auch bei einer Verwendung nach 
§ 20 des Beamtenstatusgesetzes im Ausland gewährt werden.

(2) Soweit in Rechtsvorschriften des Landes unmittelbar oder mit-
telbar auf Bestimmungen des Bundesbesoldungsgesetzes zur Aus-
landsbesoldung oder aufgrund des Bundesbesoldungsgesetzes 
erlassenen Verordnungen des Bundes verwiesen wird, gelten diese 
in der nach Absatz 1 maßgeblichen Fassung.

Abschnitt VI 
Anwärterbezüge

§ 76 
Anwärterbezüge

(1) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
(Anwärterinnen und Anwärter) erhalten Anwärterbezüge.

(2) Zu den Anwärterbezügen gehören der Anwärtergrundbetrag 
nach der Anlage 11 und die Anwärtersonderzuschläge. Daneben 
werden der Familienzuschlag und die vermögenswirksamen Leis-
tungen gewährt; eine jährliche Sonderzahlung kann aufgrund be-
sonderer gesetzlicher Vorschrift gewährt werden. Zulagen und 
Vergütungen werden nur gewährt, wenn dies gesetzlich besonders 
bestimmt ist. Soweit Anspruch auf einen Familienzuschlag nach 
Satz 2 für dritte oder weitere Kinder besteht, findet § 73 Absatz 1 
entsprechend Anwendung.

(3) Anwärterinnen und Anwärter mit dienstlichem Wohnsitz im 
Ausland erhalten zusätzlich Bezüge entsprechend der Auslands-

besoldung. Der Berechnung des Mietzuschusses sind der Anwär-
tergrundbetrag, der Familienzuschlag der Stufe 1 und der Anwär-
tersonderzuschlag zugrunde zu legen.

(4) Absatz 3 gilt nicht für Anwärterinnen und Anwärter, die bei 
einer von ihnen selbst gewählten Stelle im Ausland ausgebildet 
werden. Die für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte geltenden 
Bestimmungen über den Kaufkraftausgleich gelten mit der Maß-
gabe, dass mindestens die Bezüge nach Absatz 2 verbleiben.

(5) Für Anwärterinnen und Anwärter, die im Rahmen ihres Vorbe-
reitungsdienstes ein Studium ableisten, kann die Gewährung des 
Anwärtergrundbetrages von der Erfüllung von Auflagen, insbe-
sondere der Ableistung einer sich anschließenden Mindestdienst-
zeit bei einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
abhängig gemacht werden. Die Rückforderung von Anwärter-
grundbeträgen richtet sich nach § 15 Absatz 2 mit der Maßgabe, 
dass der Anwärterin oder dem Anwärter mindestens 30 Prozent 
des Anfangsgrundgehaltes der Besoldungsgruppe des maßgebli-
chen Einstiegsamtes verbleiben.

§ 77 
Anwärterbezüge nach Ablegen der Laufbahnprüfung

Endet das Beamtenverhältnis einer Anwärterin oder eines Anwär-
ters kraft Rechtsvorschrift oder allgemeiner Verwaltungsanord-
nung mit dem Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der Lauf-
bahnprüfung, werden die Anwärterbezüge und der Familienzu-
schlag für die Zeit nach Ablegen der Prüfung bis zum Ende des 
laufenden Monats weitergewährt. Wird bereits vor diesem Zeit-
punkt ein Anspruch auf Bezüge aus einer hauptberuflichen Tätig-
keit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn gemäß § 31 Ab-
satz 1 oder bei einer Ersatzschule erworben, so werden die Anwär-
terbezüge und der Familienzuschlag nur bis zum Tage vor Beginn 
dieses Anspruchs belassen.

§ 78 
Anwärtersonderzuschläge

(1) Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberin-
nen und Bewerbern, kann die für das Besoldungsrecht zuständige 
oberste Landesbehörde Anwärtersonderzuschläge gewähren. Sie 
sollen 70 Prozent des Anwärtergrundbetrages nicht übersteigen; 
sie dürfen den Anwärtergrundbetrag nicht übersteigen. Der An-
wärtersonderzuschlag kann auch regionalbezogen gewährt wer-
den.

(2) Anspruch auf Anwärtersonderzuschläge besteht nur, wenn die 
Anwärterin oder der Anwärter

1. nicht vor dem Abschluss des Vorbereitungsdienstes oder we-
gen schuldhaften Nichtbestehens der Laufbahnprüfung aus-
scheidet und

2. nach Bestehen der Laufbahnprüfung für eine bestimmte Dau-
er als Beamtin oder Beamter bei einem Dienstherrn im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes in der Laufbahn verbleibt, für 
die sie oder er die Befähigung erworben hat, oder, wenn das 
Beamtenverhältnis nach Bestehen der Laufbahnprüfung en-
det, in derselben Laufbahn in ein neues Beamtenverhältnis bei 

Anl. 11
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einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes für 
mindestens die gleiche Dauer eintritt; die Tätigkeit bei einem 
anderen Dienstherrn steht dem gleich, wenn die Aufnahme 
dieser Tätigkeit im Einverständnis mit dem abgebenden oder 
früheren Dienstherrn erfolgt.

Die Dauer nach Satz 1 Nummer 2 soll fünf Jahre nicht unter-
schreiten; sie muss mindestens drei Jahre betragen.

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen aus Grün-
den, die die Beamtin oder der Beamte oder die frühere Beamtin 
oder der frühere Beamte zu vertreten hat, nicht erfüllt, ist der An-
wärtersonderzuschlag in voller Höhe zurückzuzahlen. Der Rück-
zahlungsbetrag vermindert sich entsprechend dem Verhältnis zwi-
schen vollständig abgeleisteten Dienstjahren nach Bestehen der 
Laufbahnprüfung und der festgelegten Dauer nach Absatz 2 Satz 2. 
§ 15 bleibt unberührt.

§ 79 
Unterrichtsvergütung für Anwärterinnen und Anwärter  

für ein Lehramt, Verordnungsermächtigung

(1) Anwärterinnen und Anwärtern für ein Lehramt an öffentlichen 
Schulen kann für selbständig erteilten Unterricht eine Unterrichts-
vergütung gewährt werden.

(2) Die Unterrichtsvergütung darf nur vorgesehen werden, soweit 
die Anwärterin oder der Anwärter über zehn Wochenstunden Aus-
bildungsunterricht oder selbstständigen Unterricht hinaus selbst-
ständig Unterricht erteilt. Die Unterrichtsvergütung darf zusam-
men mit dem Anwärtergrundbetrag das Anfangsgehalt (Grundge-
halt der ersten Stufe und Familienzuschlag) des Amtes nicht über-
steigen, das der Lehramtsanwärterin oder dem Lehramtsanwärter 
nach erfolgreichem Abschluss des Vorbereitungsdienstes und be-
standener Prüfung auf Probe übertragen werden soll.

(3) Die für das Schulwesen zuständige oberste Landesbehörde be-
stimmt im Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht zustän-
digen obersten Landesbehörde die Höhe der Unterrichtsvergütung 
durch Rechtsverordnung.

§ 80 
Anrechnung anderer Einkünfte

(1) Erhalten Anwärterinnen oder Anwärter ein Entgelt für eine 
Nebentätigkeit innerhalb oder für eine anzeigepflichtige Nebentä-
tigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes, so wird das Entgelt 
auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit es diese übersteigt. 
Als Anwärtergrundbetrag werden jedoch mindestens 30 Prozent 
des Anfangsgrundgehaltes der Besoldungsgruppe des maßgebli-
chen Einstiegsamtes gewährt.

(2) Hat die Anwärterin oder der Anwärter einen arbeitsrechtlichen 
Anspruch auf ein Entgelt für eine in den Ausbildungsrichtlinien vor-
geschriebene Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes, so wird 
das Entgelt auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit die Summe 
von Entgelt, Anwärterbezügen und Familienzuschlag die Summe 
von Grundgehalt und Familienzuschlag übersteigt, die einer Beam-
tin oder einem Beamten mit gleichem Familienstand im Eingang-
samt der entsprechenden Laufbahn in der ersten Stufe zusteht.

(3) Übt eine Anwärterin oder ein Anwärter gleichzeitig eine Tätig-
keit im öffentlichen Dienst mit mindestens der Hälfte der dafür 
geltenden regelmäßigen Arbeitszeit aus, gilt § 5 entsprechend.

§ 81 
Kürzung der Anwärterbezüge

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle 
kann den Anwärtergrundbetrag bis auf 30 Prozent des Anfangs-
grundgehaltes der Besoldungsgruppe des maßgeblichen Einstieg-
samtes herabsetzen, wenn die Anwärterin oder der Anwärter die 
vorgeschriebene Laufbahnprüfung nicht bestanden hat oder sich 
die Ausbildung aus einem von der Anwärterin oder vom Anwärter 
zu vertretenden Grunde verzögert.

(2) Von der Kürzung ist abzusehen

1. bei Verlängerung des Vorbereitungsdienstes infolge geneh-
migten Fernbleibens oder Rücktritts von der Prüfung,

2. in besonderen Härtefällen.

(3) Wird eine Zwischenprüfung nicht bestanden oder ein sonstiger 
Leistungsnachweis nicht erbracht, so ist die Kürzung auf den sich 
daraus ergebenden Zeitraum der Verlängerung des Vorbereitungs-
dienstes zu beschränken.

Abschnitt VII 
Jährliche Sonderzahlung, vermögenswirksame Leistungen 

und sonstige Zuwendungen

§ 82 
Jährliche Sonderzahlung

Die Gewährung einer jährlichen Sonderzahlung ist gesetzlich zu 
regeln.

§ 83 
Vermögenswirksame Leistungen

(1) Berechtigte nach § 1 erhalten vermögenswirksame Leistungen 
nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz in der jeweils gelten-
den Fassung.

(2) Vermögenswirksame Leistungen werden für die Kalendermo-
nate gewährt, in denen der oder dem Berechtigten Dienstbezüge 
oder Anwärterbezüge zustehen und sie oder er diese Bezüge auch 
erhält.

(3) Der Anspruch auf die vermögenswirksamen Leistungen ent-
steht frühestens für den Kalendermonat, in dem die oder der Be-
rechtigte die nach § 84 erforderlichen Angaben mitteilt, und für 
die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 
Die vermögenswirksame Leistung wird im Kalendermonat nur 
einmal gewährt.

(4) Die vermögenswirksame Leistung beträgt 6,65 Euro monat-
lich. Anwärterinnen und Anwärter, deren Anwärterbezüge nebst 
Familienzuschlag der Stufe 1 einen Betrag von 971,45 Euro mo-



622 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2021 Nr. 32

natlich nicht erreichen, erhalten 13,29 Euro monatlich. Bei Teil-
zeit ist § 6, bei begrenzter Dienstfähigkeit § 7 Satz 1 anzuwenden.

(5) Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistungen sind die 
Verhältnisse am Ersten des Kalendermonats maßgebend. Wird das 
Dienstverhältnis nach dem Ersten des Kalendermonats begründet, 
ist für diesen Monat der Tag des Beginns des Dienstverhältnisses 
maßgebend.

(6) Die vermögenswirksame Leistung ist bis zum Ablauf der auf 
den Monat der Mitteilung nach § 84 Absatz 1 folgenden drei Ka-
lendermonate, danach monatlich im Voraus zu zahlen.

§ 84 
Anlage der vermögenswirksamen Leistungen

(1) Die oder der Berechtigte teilt der Dienststelle oder der nach 
Landesrecht bestimmten Stelle schriftlich oder elektronisch die 
Art der gewählten Anlage mit und gibt hierbei, soweit dies nach 
der Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut 
mit der Nummer des Kontos an, auf das die Leistung eingezahlt 
werden soll.

(2) Der Wechsel der Anlage bedarf im Fall des § 11 Absatz 3 Satz 
2 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes nicht der Zustimmung 
der zuständigen Stelle, wenn die berechtigte Person diesen Wech-
sel aus Anlass der erstmaligen Gewährung der vermögenswirksa-
men Leistungen verlangt.

§ 85 
Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und  

Dienststätte oder Ausbildungsstätte

(1) An den Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Dienststätte oder Ausbildungsstätte mit regelmäßig verkehrenden 
öffentlichen Beförderungsmitteln kann sich der Dienstherr im 
Rahmen besonderer haushaltsrechtlicher Regelungen beteiligen.

(2) Die Beteiligung im Sinne des Absatzes 1 wird nicht nach § 12 
als Sachbezug auf die Besoldung angerechnet. § 20 Absatz 3 fin-
det keine Anwendung.

Abschnitt VIII 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 86 
Verordnungsermächtigung, Allgemeine Verwaltungs-

vorschriften und Zuständigkeitsregelungen

(1) Die für das Besoldungsrecht zuständige oberste Landesbehör-
de erlässt die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem Ge-
setz. 

(2) Für Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 bestimmt die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung die Behörde, die für die 
Festsetzung, Anweisung und Rückforderung der Besoldung sowie 
der sonstigen beamtenrechtlichen Leistungen nach diesem Gesetz 
zuständig ist. Für die Beamtinnen und Beamten der in § 1 Absatz 
1 Nummern 2 und 3 genannten Dienstherren setzt die von der 

obersten Dienstbehörde bestimmte Stelle die Besoldung sowie die 
sonstigen beamtenrechtlichen Leistungen fest und regelt die 
Rückforderung dieser Leistungen.

§ 87 
Übergangsregelung bei Gewährung einer Versorgung durch 

eine zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung

Bei Zeiten im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2, die bis zum 31. 
Dezember 1991 zurückgelegt sind, ist § 8 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung anzu-
wenden. Für Zeiten ab dem 1. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 
2002 beträgt die Kürzung nach § 10 Absatz 1 Satz 2 1,875 Pro-
zent. Für Zeiten ab dem 1. Januar 2003 bis zum 31. März 2011 ist 
der Prozentsatz des § 10 Absatz 1 Satz 2 vervielfältigt mit dem 
jeweiligen in § 69e Absätze 3 und 4 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern genannten Faktor an-
zuwenden.

§ 88 
Übergangsvorschrift für Professorinnen und Professoren 

sowie wissenschaftliches Hochschulpersonal

(1) Die Ämter der am 1. Januar 2005 im Amt befindlichen Profes-
sorinnen und Professoren, Hochschuldozentinnen und Hoch-
schuldozenten, Oberassistentinnen und Oberassistenten, Oberin-
genieurinnen und Oberingenieure sowie wissenschaftlichen und 
künstlerischen Assistentinnen und Assistenten der Bundesbesol-
dungsordnung C in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fas-
sung werden nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 als künftig weg-
fallende Ämter fortgeführt. 

(2) Für Professorinnen und Professoren in Ämtern der Besol-
dungsgruppen C 2 bis C 4 finden § 1 Absatz 2 Nummer 2, § 8 
Absatz 3, § 13, §§ 33, 34, 43, 50, die Anlagen I und II des Bundes-
besoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
Dezember 1998 (BGBl. I S. 3434), das zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926, 3948) geän-
dert worden ist, in der am 22. Februar 2002 geltenden Fassung, 
und die Verordnung über die Gewährung einer Stellenzulage für 
Beamte, Richter und Soldaten in der Hochschulleitung (Hoch-
schulleitungs-Stellenzulagenverordnung - HStZulV) vom 3. Au-
gust 1977 (BGBl. I S. 1527), in der am 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung, unter Berücksichtigung der seither vorgenommenen so-
wie der künftigen Anpassungen der Besoldung weiter Anwen-
dung. Eine Erhöhung von Dienstbezügen durch die Gewährung 
von Zuschüssen nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der am 22. Februar 2002 geltenden Fassung ist 
ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 finden im Fall einer Be-
rufung auf eine höherwertige Professur an der gleichen Hochschu-
le oder einer Berufung an eine andere Hochschule oder auf Antrag 
der Beamtin oder des Beamten die Vorschriften dieses Gesetzes 
mit der Maßgabe Anwendung, dass Professorinnen oder Professo-
ren der Besoldungsgruppe C 4 ein Amt der Besoldungsgruppe W 
3 und Professorinnen oder Professoren der Besoldungsgruppen C 
2 und C 3 ein Amt der Besoldungsgruppe W 2 übertragen wird. 
Auf Antrag wird mit Zustimmung der Hochschule ein Amt der 
Besoldungsgruppe W 3 übertragen, wenn dieses der Bewertung 
der Funktion entspricht und die haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen erfüllt sind. Der Antrag ist unwiderruflich. Eine Aus-
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gleichszulage nach § 61 wird nicht gewährt. Professorinnen und 
Professoren, die die Übertragung eines Amtes der Besoldungsord-
nung W beantragt haben, können aus diesem Anlass Leistungsbe-
züge in entsprechender Anwendung des § 34 Absatz 3 erhalten.

(3) Für Hochschuldozentinnen, Hochschuldozenten, Oberassis-
tentinnen, Oberassistenten, Oberingenieurinnen oder Oberingeni-
eure sowie wissenschaftliche und künstlerische Assistentinnen 
oder Assistenten, denen das jeweilige Amt am 1. Januar 2005 
übertragen war, finden die §§ 33 und 34 sowie die Anlage II des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der am 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung unter Berücksichtigung der seither vorgenommenen so-
wie der künftigen Anpassungen der Besoldung weiter Anwen-
dung. § 66 findet ebenfalls Anwendung.

(4) Die maßgeblichen Beträge der Bundesbesoldungsordnung C 
ergeben sich aus der Anlage 9.

(5) Das Grundgehalt in den Besoldungsgruppen der Bundesbesol-
dungsordnung C wird nach der dienstlichen Erfahrung (Erfah-
rungsstufen) bemessen. Das Grundgehalt steigt bis zum Erreichen 
des Endgrundgehaltes im Abstand von zwei Jahren. Der Tag, von 
dem für das Aufsteigen in den Stufen auszugehen ist, bestimmt 
sich nach dem Erfahrungsdienstalter. § 29 Absatz 4 bis 6 gilt ent-
sprechend.

§ 89 
Anrechnungs- und Übergangsregelung aus Anlass  

des Vierten Gesetzes zur Änderung besoldungs- und  
versorgungsrechtlicher Bestimmungen des Landes  

Mecklenburg-Vorpommern vom 4. Juli 2014 – Änderung  
der Besoldung von Professorinnen und Professoren

(1) Werden ein oder mehrere Leistungsbezüge nach den §§ 34 bis 
36 gewährt, vermindern sich diese nach Maßgabe der Sätze 2 bis 
4 um die sich aus Artikel 1 des Vierten Landesbesoldungsände-
rungsgesetzes vom 4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 316) ergebende 
Erhöhung der Grundgehälter in den Besoldungsgruppen W 2 oder 
W 3 entsprechend. Sofern mehrere Leistungsbezüge gewährt wer-
den, werden ruhegehaltfähige Leistungsbezüge bis zum Erreichen 
des maßgeblichen Höchstbetrages der Anhebung des Grundgehal-
tes in folgender Reihenfolge und Höchstumfang vermindert:

1. 75 Prozent der Leistungsbezüge aus Anlass der Ausübung von 
Wechseloptionen nach § 34 Absatz 3,

2. 75 Prozent der unbefristeten Leistungsbezüge aus Anlass von 
Berufungs- und Bleibeverhandlungen nach § 34 Absatz 1 und 
2,

3. 75 Prozent der unbefristeten Leistungsbezüge für besondere 
Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und 
Nachwuchsförderung nach § 35,

4. 75 Prozent der befristeten Leistungsbezüge aus Anlass von 
Berufungs- und Bleibeverhandlungen nach § 34 Absatz 1 und 
2,

5. 75 Prozent der befristeten Leistungsbezüge für besondere 
Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und 
Nachwuchsförderung nach § 35,

6. 100 Prozent der Leistungsbezüge für die hauptberufliche 
Wahrnehmung von Aufgaben durch Leiterinnen und Leiter 
sowie durch Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen 
nach § 36.

Soweit eine sich so ergebende Minderung den maßgeblichen 
Höchstbetrag nicht erreicht, findet Satz 2 nachrangig auf nicht ru-
hegehaltfähige Leistungsbezüge entsprechend Anwendung. Die 
Sätze 1 und 2 gelten hinsichtlich des Höchstbetrages und des 
Höchstumfangs bei nur einem zu vermindernden Leistungsbezug 
entsprechend. Die Minderung findet auf weitere Leistungsbezüge, 
die in der Zeit vom 1. Januar 2013 bis zum 18. Juli 2014 erstmalig 
oder erneut gewährt worden sind oder über deren Vergabe in die-
sem Zeitraum entschieden worden ist, Anwendung, soweit der 
maßgebliche Höchstbetrag nicht erreicht wird. Die Verringerung 
tritt am Tag der erstmaligen oder erneuten Gewährung ein.

(2) Für am 1. Januar 2013 vorhandene Bezügeempfängerinnen 
und Bezügeempfänger der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 er-
folgt die Anrechnung nach Absatz 1 einheitlich bis zum Erreichen 
des sich aus § 1 des Gesetzes zur Änderung der Professorenbesol-
dung vom 4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 316) für die jeweilige 
Besoldungsgruppe ergebenden Anhebungsbetrages.

(3) Für nach dem 1. Januar 2013 bis zum 30. Juni 2013 in den 
Landesdienst eingetretene Bezügeempfängerinnen und Bezüge-
empfänger mit erstmaligem Anspruch aus den Besoldungsgrup-
pen W 2 oder W 3 nach dem Landesbesoldungsgesetz erfolgt die 
Anrechnung nach Absatz 1 einheitlich bis zum Erreichen des sich 
aus § 1 des Gesetzes zur Änderung der Professorenbesoldung vom 
4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 316) für die jeweilige Besoldungs-
gruppe ergebenden Anhebungsbetrages.

(4) Für ab dem 1. Juli 2013 bis zum 31. Dezember 2013 in den 
Landesdienst eingetretene Bezügeempfängerinnen und Bezüge-
empfänger mit erstmaligem Anspruch aus den Besoldungsgrup-
pen W 2 oder W 3 nach dem Landesbesoldungsgesetz erfolgt die 
Anrechnung nach Absatz 1 einheitlich bis zum Erreichen des sich 
aus § 2 des Gesetzes zur Änderung der Professorenbesoldung vom 
4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 316) für die jeweilige Besoldungs-
gruppe ergebenden Anhebungsbetrages.

(5) Für ab dem 1. Januar 2014 bis zum 18. Juli 2014 in den Lan-
desdienst eingetretene Bezügeempfängerinnen und Bezügeemp-
fänger mit erstmaligem Anspruch aus den Besoldungsgruppen  
W 2 oder W 3 nach dem Landesbesoldungsgesetz erfolgt die An-
rechnung nach Absatz 1 einheitlich bis zum Erreichen des sich aus 
§ 3 des Gesetzes zur Änderung der Professorenbesoldung vom  
4. Juli 2014 (GVOBl. M-V S. 316) für die jeweilige Besoldungs-
gruppe ergebenden Anhebungsbetrages.

§ 90 
Einordnung in die neuen Grundgehaltstabellen

(1) Berechtigte nach § 1 in den Besoldungsgruppen A 13, A 14 
und R 1, die am 31. Mai 2021 das Grundgehalt aus der mit dem 
Anfangsgrundgehalt belegten Erfahrungsstufe ihrer Besoldungs-
gruppe erhalten haben, werden der mit dem Anfangsgrundgehalt 
belegten Erfahrungsstufe ihrer Besoldungsgruppe in der ab dem  
1. Juni 2021 geltenden Anlage 5 oder Anlage 8 zugeordnet. Bei 
Beurlaubten ohne Anspruch auf Dienstbezüge sowie einer Eltern-

Anl. 9

Anl. 5 u. 8
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zeit ist das Grundgehalt maßgeblich, das bei einer Beendigung der 
Beurlaubung am 31. Mai 2021 maßgebend gewesen wäre.

(2) Mit der Zuordnung zu einer sich aus Absatz 1 ergebenden Er-
fahrungsstufe beginnen die nach § 29 Absatz 3 oder § 40 Satz 2 
maßgebenden Zeitabstände.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 bestimmte Stufe gilt als fest-
gesetzt. Die Festsetzung nach Satz 1 ist ab dem Tag der Einord-
nung in die neue Grundgehaltstabelle für die Bemessung des 
Grundgehalts zugrunde zu legen. Stufenfestsetzungen für am  
31. Mai 2021 vorhandene Berechtigte nach § 1 bleiben hinsicht-
lich der Entscheidung nach § 21 Absatz 1 Sätze 3 bis 7 und Ab-
satz 3 sowie § 23 Sätze 3 und 4 des Landesbesoldungsgesetzes 
in seiner am 31. Mai 2021 geltenden Fassung unberührt. Soweit 
für die in Satz 3 genannten Berechtigten noch keine Stufenfest-
setzung erfolgt ist, richtet sich die Zuordnung zu einer Erfah-
rungsstufe nach den am 31. Mai 2021 geltenden Grundgehalts-
tabellen; entsprechendes gilt bei einer Abänderung der Stufen-
festsetzung. 

§ 91 
Übergangsvorschrift wegen Änderung  

der Verjährungsvorschriften

Hat die regelmäßige Verjährungsfrist von Ansprüchen auf Besol-
dung und auf Rückforderung von zu viel gezahlter Besoldung, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden sind, zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht begonnen, 
wird die Frist nach § 16 mit dem Schluss des Jahres des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes an berechnet. Die Verjährung tritt spätes-
tens mit Ablauf der bisherigen Höchstfrist ein, die ohne Rück-
sicht auf Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis begonnen 
hat. Hat die Verjährungsfrist vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes begonnen, ist für den Fristablauf das bis dahin geltende 
Recht maßgebend.

§ 92 
Übergangsvorschrift wegen Wegfalls der Zulage  

für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes  
mit leitender Funktion in der Erprobungszeit

(1) Auf Beamtinnen und Beamte nach § 127 Absatz 1 des Landes-
beamtengesetzes ist für die Dauer der Fortsetzung der Erpro-
bungszeit für Ämter mit leitender Funktion § 8a des Landesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Sep-
tember 2001 (GVOBl. M-V S. 321), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Juni 2020 (GVOBl. M-V S. 490) geändert 
worden ist, mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei Vorliegen der 
sonstigen Voraussetzungen die Zulage ab dem ersten Tag der Er-
probungszeit gewährt wird. Ein Anspruch auf Zahlung der Zulage 
vor dem 1. Juni 2021 wird hierdurch nicht begründet.

(2) Beamtinnen und Beamte nach § 127 Absatz 2 des Landesbeam-
tengesetzes, die am 31. Mai 2021 einen Anspruch auf Zahlung der 
Zulage nach § 8a des Landesbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. September 2001 (GVOBl. M-V S. 321), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2020  
(GVOBl. M-V S. 490) geändert worden ist, haben, erhalten die 
Zulage bis zum Ende des Zeitraums der bisherigen Erprobungs-

zeit, soweit sie nicht vorher befördert werden. Soweit eine Dauer 
der bisherigen Erprobungszeit nicht festgesetzt worden ist, gilt 
eine Gesamtdauer von zwei Jahren.

§ 93 
Übergangsvorschrift zur Berücksichtigung von  

Berufserfahrung vor der Einstellung in ein Beschäftigungs-
verhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn

Berechtigte, deren Erfahrungsdienstalter vor dem 1. Juni 2021 auf 
Grundlage des Landesbesoldungsgesetzes in seiner ab dem 1. Au-
gust 2011 geltenden Fassung, die es durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 4. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 376, 377) erlangt hat, fest-
gesetzt worden ist, können innerhalb von einem Jahr seit dem 
1. Juni 2021 eine Überprüfung ihres Erfahrungsdienstalters bei 
der zuständigen Stelle nach § 21 Absatz 1 Satz 6 des Landesbesol-
dungsgesetzes in seiner am 31. Mai 2021 geltenden Fassung be-
antragen. Die Überprüfung ist auf die Berücksichtigung von Zei-
ten vor der Einstellung in ein Beschäftigungsverhältnis bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn nach § 21 Absatz 1 Satz 4 und 
§ 23 Satz 4 Nummer 2 des Landesbesoldungsgesetzes in seiner am 
31. Mai 2021 geltenden Fassung mit der Maßgabe beschränkt, 
dass die Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes für die dienstliche Verwendung förderlich sein 
müssen. Soweit nach Feststellung der zuständigen Stelle nach 
Satz 1 weitere Zeiten als Erfahrungszeit zu berücksichtigen sind, 
ist insoweit die Festsetzung des Erfahrungsdienstalters ab dem 
Zeitpunkt der Antragstellung zu ändern. 

§ 94 
Übergangsvorschrift aus Anlass der Neuregelung  

von Ausgleichszulagen

Soweit am 31. Mai 2021 Ausgleichszulagen nach früherem Recht 
gewährt werden, sind diese in Höhe der am 31. Mai 2021 zuste-
henden Höhe fortzuzahlen, jedoch ab dem 1. Juni 2021 nach Maß-
gabe des § 61 Absatz 1 Sätze 4 und 5 zu verringern. Abweichend 
davon findet für Ausgleichszulagen, die am 31. Mai 2021 für die 
Verringerung des Grundgehalts einschließlich von Amtszulagen 
sowie der allgemeinen Stellenzulage zustehen, ab dem 1. Juni 
2021 § 24 Anwendung.

§ 95 
Überleitung vorhandener Schulrätinnen und Schulräte

Die am 31. Mai 2021 vorhandenen Schulrätinnen und Schulräte in 
der Besoldungsgruppe A 14 werden zum 1. Juni 2021 in das Amt 
einer Schulamtsdirektorin oder eines Schulamtsdirektors als 
Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter eines Staatli-
chen Schulamtes in der Besoldungsgruppe A 15 übergeleitet.

§ 96 
Künftig wegfallende Ämter

Künftig wegfallende Ämter sind in der Anlage 4 aufgeführt. Diese 
Ämter können von den Beamtinnen und Beamten weiter bekleidet 
werden, die diese Ämter am Tag vor deren Aufnahme in die Anla-
ge 4 innehatten. Sie dürfen jedoch nicht mehr verliehen werden. Anl. 4
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§ 97 
Fortgeltung von Vorschriften

(1) § 1 des Gesetzes zur Überleitung in den Besoldungsordnungen 
sowie sonstige Übergangsregelungen vom 4. Juli 2011 (GVOBl. 
M-V S. 376, 381) gilt fort.

(2) Ermächtigt dieses Gesetz zum Erlass von Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, so gelten bis zu deren Inkrafttreten die jeweili-
gen bisher geltenden Vorschriften mit den sich unmittelbar aus 
diesem Gesetz ergebenden Abweichungen weiter.

§ 98 
Verweisungen

Ist in Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf Vorschriften und 
Bezeichnungen Bezug genommen, die nach diesem Gesetz nicht 
mehr gelten, so treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschrif-
ten und Bezeichnungen dieses Gesetzes.
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Anlage 1 
(zu § 25 Absatz 2) 

 
Besoldungsordnungen A und B 

 
Allgemeine Vorbemerkungen 

 
1. Zulagen 

 
Die in den Besoldungsordnungen ausgebrachten Zulagen werden neben anderen 
Zulagen gewährt, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Die Sätze der Zulagen 
sind Monatsbeträge. 

 
2. Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen Deut-

schen Demokratischen Republik 
 
Für Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik im Amt der Fachlehrerin oder des Fachlehrers in 
der Besoldungsgruppe A 12 oder in einem Amt der Besoldungsgruppe A 13 ste-
hen die weiteren Beförderungs- und Leitungsämter in dieser Landesbesoldungs-
ordnung A zur Verfügung. 

 
3. Einreihung der Ämter für Schulleiterinnen und Schulleiter 

 
Soweit die Einreihung der Ämter der Schulleiterinnen und Schulleiter und ihrer 
Vertretungen in die Besoldungsgruppen sich nach der Zahl der Schülerinnen und 
Schüler bestimmt, ist hierfür die Amtliche Schulstatistik des jeweiligen Schuljahres 
maßgebend. 

 
4. Übergangsregelung 

 
Erste Direktorin, Erster Direktor des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege: 
Der erste Dienstposteninhaber erhält für seine Person Besoldung nach der Besol-
dungsgruppe B 6. 
 

5. Messzahl 
 
Die Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten werden nach Maßgabe der sich 
für die jeweilige Hochschule ergebenden Messzahl eingestuft. Messzahl ist die 
Gesamtzahl der für die Hochschule im Haushaltsplan des jeweiligen Kalenderjah-
res oder in den Erläuterungen des Haushaltsplans ausgewiesenen Stellen für 
vollzeitbeschäftigte Bedienstete zuzüglich eines Drittels der Zahl der im vorange-
gangenen Sommersemester vollimmatrikulierten Studierenden; bei im Aufbau be-
findlichen Hochschulen kann die staatliche Planung für die nächsten acht Jahre 
zugrunde gelegt werden. Die Einstufung wird während der Amtszeit nicht verän-
dert. 

 
Besoldungsordnung A 

 
Aufsteigende Gehälter 
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Besoldungsgruppe A 4 
 
A m t s m e i s t e r i n ,  A m t s m e i s t e r  1) 
 
H a u p t w a c h t m e i s t e r i n ,  H a u p t w a c h t m e i s t e r  2) 3) 
 
1) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12, wenn sie oder er im Sitzungsdienst 

der Gerichte eingesetzt ist. 

2) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12. 

3) Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung Justiz-
dienst bei Verwendung in Funktionen des Justizwachtmeisterdienstes erhalten 
eine Amtszulage nach Anlage 12. Neben der Amtszulage steht eine Amtszu-
lage nach der Fußnote 2) nicht zu. 

 
Besoldungsgruppe A 5 

 
E r s t e  H a u p t w a c h t m e i s t e r i n ,  E r s t e r  H a u p t w a c h t m e i s t e r  1) 

2) 4) 
 

O b e r a m t s m e i s te r in ,  O b e r a m ts m e i s t e r  3) 4) 
 
1) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12. 

2) Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung Justiz-
dienst bei Verwendung in Funktionen des Justizwachtmeisterdienstes erhalten 
eine Amtszulage nach Anlage 12. Neben der Amtszulage steht eine Amtszu-
lage nach der Fußnote 1) nicht zu. 

3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12, wenn sie oder er im Sitzungsdienst 
der Gerichte eingesetzt ist. 

4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6 

 
Besoldungsgruppe A 6 

 
E r s t e  H a u p t w a c h t m e i s t e r i n ,  E r s t e r  H a u p t w a c h t m e i s t e r  2) 

3) 
 
Justizvollstreckungssekretärin, Justizvollstreckungssekretär 
 
O b e r a m t s m e i s t e r i n ,  O b e r a m t s m e i s t e r  2) 
 
S e k r e t ä r i n ,  S e k r e t ä r  1) 
 
Werkmeisterin, Werkmeister 1) 
 
1) Als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1. 
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2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 5. Für bis zu 20 Prozent der Gesamt-
zahl der Planstellen bis einschließlich der Besoldungsgruppe A 6 ausschließ-
lich der Planstellen für das zweite Einstiegsamt 

3) Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung Justiz-
dienst bei Verwendung in Funktionen des Justizwachtmeisterdienstes erhalten 
eine Amtszulage nach Anlage 12. 

 
Besoldungsgruppe A 7 

 
Brandmeisterin, Brandmeister 1) 

 
Justizvollstreckungsobersekretärin, Justizvollstreckungsobersekretär 
 
Kriminalmeisterin, Kriminalmeister 2) 

 
O b e r s e k r e t ä r i n ,  O b e r s e k r e t ä r  3) 4) 
 
O b e r w e r k m e i s t e r i n ,  O b e r w e r k m e i s t e r  5) 
 
Polizeimeisterin, Polizeimeister 2) 
 
1) Als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung des Feuer-

wehrdienstes. 

2) Als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung des Poli-
zeidienstes. 

3) Auch als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung des 
Technischen Dienstes. 

4) Auch als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung des 
Justizdienstes bei Verwendung in Funktionen des Strafvollzugsdienstes im Auf-
sichtsdienst (§ 115 des Landesbeamtengesetzes) 

5) Auch als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung des 
Justizdienstes bei Verwendung in Funktionen des Strafvollzugsdienstes im 
Werkdienst (§ 115 des Landesbeamtengesetzes) 

 
Besoldungsgruppe A 8 

 
Gerichtsvollzieherin, Gerichtsvollzieher 1) 
 
H a u p t s e k r e t ä r i n ,  H a u p t s e k r e t ä r  
 
H a u p t w e r k m e i s t e r i n ,  H a u p t w e r k m e i s t e r  
 
Justizvollstreckungshauptsekretärin, Justizvollstreckungshauptsekretär 
 
Kriminalobermeisterin, Kriminalobermeister 
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Oberbrandmeisterin, Oberbrandmeister 
 
Polizeiobermeisterin, Polizeiobermeister 
 
1) Als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Fachrichtung des Justiz-

dienstes im Falle der Bestellung zur Gerichtsvollzieherin oder zum Gerichtsvoll-
zieher. 

 
Besoldungsgruppe A 9 

 
A m t s i n s p e k t o r i n ,  A m t s i n s p e k t o r  5) 
 
B e t r i e b s i n s p e k t o r i n ,  B e t r i e b s i n s p e k t o r  5) 
 
Hauptbrandmeisterin, Hauptbrandmeister 5) 
 
I n s p e k t o r i n ,  I n s p e k t o r  1) 
 
Kriminalhauptmeisterin, Kriminalhauptmeister 5) 
 
Kriminalkommissarin, Kriminalkommissar 2) 
 
Lehrerin, Lehrer für Fachpraxis 3) 4) 
 
Obergerichtsvollzieherin, Obergerichtsvollzieher 5) 
 
Polizeihauptmeisterin, Polizeihauptmeister 5) 
 
Polizeikommissarin, Polizeikommissar 2) 
 
1) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 

2) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 des Polizeidienstes 

3) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung des Bildungs-
dienstes im Laufbahnzweig Schuldienst 

4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 10 

5) Für Funktionen, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 9 abheben, kön-
nen nach Maßgabe sachgerechter Bewertung jeweils bis zu 30 Prozent der 
Stellen mit einer Amtszulage nach Anlage 12 ausgestattet werden. 

 
Besoldungsgruppe A 10 

 
Kriminaloberkommissarin, Kriminaloberkommissar 
 
Lehrerin, Lehrer für Fachpraxis 2) 3) 
 
O b e r i n s p e k t o r i n ,  O b e r i n s p e k t o r  1) 
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Polizeioberkommissarin, Polizeioberkommissar 
 
1) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in den Fachrichtungen Techni-

scher Dienst und Feuerwehrdienst, wenn das für den Zugang zur Laufbahn ge-
forderte abgeschlossene Hochschulstudium nachgewiesen wurde; gilt auch 
beim Aufstieg in die Laufbahngruppe 2. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 9 

3) In diese Besoldungsgruppe können Lehrkräfte nur eingestuft werden, wenn sie 
nach Abschluss der entsprechenden Ausbildung eine achtjährige Lehrtätigkeit 
nachweisen. 

 
Besoldungsgruppe A 11 

 
A m t f r a u ,  A m t m a n n  
 
Fachlehrerin, Fachlehrer 
 
- mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung, wenn sie vorge-

schrieben ist oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert wird 1) 2) 
 
- mit einer Lehrbefähigung für den entsprechenden berufspraktischen, teilweise 

auch -theoretischen Unterricht an beruflichen Schulen 1) 2) 3) 4) 6) 
 
Kriminalhauptkommissarin, Kriminalhauptkommissar 2) 
 
Polizeihauptkommissarin, Polizeihauptkommissar 2) 
 
1) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12 

3) Mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik, die als Lehrbefähigung für diese Schulart im Wege der 
Bewährung zuerkannt worden ist 

4) Für Lehrkräfte mit einer Ausbildung zur Ingenieurpädagogin, zum Ingenieurpä-
dagogen, zur Medizinpädagogin, zum Medizinpädagogen, zur Agrarpädagogin, 
zum Agrarpädagogen, zur Ökonompädagogin, zum Ökonompädagogen oder 
einer gleichwertigen Ausbildung, wie zum Beispiel die einer Ingenieurin oder ei-
nes Ingenieurs mit Zusatzausbildung in Berufspädagogik. Soweit diese Lehr-
kräfte nicht eine mit dem Fachhochschulabschluss gleichwertige Prüfung nach-
weisen, zugleich als Endamt. 

 
Besoldungsgruppe A 12 

 
Amtsanwältin, Amtsanwalt 1) 
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A m t s r ä t i n ,  A m t s r a t  
 
Fachlehrerin, Fachlehrer 
 
- mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung, wenn sie vorge-

schrieben ist oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert wird 3) 6) 

 
- mit einer Lehrbefähigung für den entsprechenden berufspraktischen, teilweise 

auch -theoretischen Unterricht an beruflichen Schulen 3) 4) 5) 6) 
 
Kriminalhauptkommissarin, Kriminalhauptkommissar 3) 

 
Lehrerin, Lehrer 
 
- an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen, soweit nicht anderweitig in Besol-

dungsgruppe A 13 eingereiht 2) 
 
Polizeihauptkommissarin, Polizeihauptkommissar 3) 
 
Rechnungsrätin, Rechnungsrat 
- als Prüfungsbeamtin oder Prüfungsbeamter beim Landesrechnungshof 
 
1) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung Justizdienst 

bei Verwendung als Amtsanwältin oder Amtsanwalt 

2) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2, zugleich als Endamt 

3) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 11 

4) Fußnote 3) zu Besoldungsgruppe A 11 gilt entsprechend 

5) Satz 1 der Fußnote 4) zu Besoldungsgruppe A 11 gilt entsprechend, soweit 
diese Lehrkräfte eine dem Fachhochschulabschluss gleichwertige Prüfung 
nachweisen. 

6) Als Beförderungsamt für Fachlehrerinnen und Fachlehrer im Einstiegsamt. In 
diese Besoldungsgruppe können Lehrkräfte nur eingestuft werden, wenn sie 
nach Abschluss der Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung eine achtjährige 
Lehrtätigkeit nachweisen. 

 
Besoldungsgruppe A 13 16) 

 
Akademische Rätin, Akademischer Rat 1) 
 
- als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Mitarbeiter an einer Hochschule 
 
Ä r z t i n ,  A r z t  1) 14) 
 
Erste Kriminalhauptkommissarin, Erster Kriminalhauptkommissar 
 
Erste Polizeihauptkommissarin, Erster Polizeihauptkommissar 
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Förderschulrätin, Förderschulrat 2) 4) 6) 
 
Konrektorin, Konrektor 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit mehr 

als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 13) 
 
Konservatorin, Konservator 1) 
 
Kustodin, Kustos 1) 
 
Lehrerin, Lehrer 
 
- mit einer Lehrbefähigung für das Lehramt an Grundschulen 2) 
- mit einer Lehrbefähigung für untere Klassen im Unterricht der Klassen 1 bis 4 an 

allgemeinbildenden Schulen 2) 7) 8) 
- mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien 2) 6) 8) 9) 
- mit der Befähigung für das Lehramt im theoretischen Unterricht an beruflichen 

Schulen 2) 8) 10) 

- mit der Befähigung für das Lehramt im allgemeinbildenden Unterricht an berufli-
chen Schulen 2) 6) 8) 10) 11) 

 
Oberamtsanwältin, Oberamtsanwalt 15) 
 
O b e r a m t s r ä t i n ,  O b e r a m t s r a t  17) 

 
Oberlehrerin, Oberlehrer im Justizvollzugsdienst 1) 5) 
 
Oberrechnungsrätin, Oberrechnungsrat 
- als Prüfungsbeamtin oder Prüfungsbeamter beim Landesrechnungshof 
 
R ä t i n ,  R a t  1) 
 
Regierungsschulrätin, Regierungsschulrat 3) 
 
- für sonstige schulfachliche Aufgaben 
 
Regionalschulrätin, Regionalschulrat 2) 6) 12) 
 
Rektorin, Rektor 
 
-  als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern 

13) 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen mit 

bis zu 90 Schülerinnen und Schülern oder einer sonstigen Förderschule mit bis zu 
60 Schülerinnen und Schülern 13) 

 
Studienrätin, Studienrat 
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- mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien oder an beruflichen Schulen 2) 

18) 19) 20) 
 
- als didaktische Leiterin oder didaktischer Leiter an einer Gesamtschule 13) 
 
- als Leiterin oder Leiter eines Regionalschulzweiges an einer Gesamtschule 13) 
 
- als Stufenleiterin oder Stufenleiter an einer Gesamtschule 13) 
 
1) als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 ohne die Fachrichtung des Bil-

dungsdienstes 

2) als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung des Bil-
dungsdienstes im Laufbahnzweig Schuldienst 

3) als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung des Bil-
dungsdienstes im Laufbahnzweig Bildungsverwaltung für Tätigkeiten in der 
sonstigen Bildungsverwaltung außerhalb der Schulaufsicht 

4) für Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt für Sonderpädagogik; gilt 
auch für Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik, die als Lehrbefähigung für diese Schulart 
im Wege der Bewährung zuerkannt worden ist. 

5) zugleich Endamt 

6) Für Lehrerinnen oder Lehrer mit einer Lehrbefähigung für ein Fach nicht anzu-
wenden. 

7) für Lehrerinnen und Lehrer für untere Klassen der allgemein bildenden poly-
technischen Oberschule oder die Unterstufe der allgemein bildenden Schule 
(Klassen 1 bis 4) oder als Freundschaftspionierleiter/Erzieher mit einer Ergän-
zungsausbildung in den entsprechenden Fächern der unteren Klassen 

8) Mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik, die als Lehrbefähigung für diese Schulart im Wege der 
Bewährung zuerkannt worden ist. 

9) Für Fachlehrerinnen und Fachlehrer mit Staatsexamen oder Diplom mit einer 
Lehrbefähigung der Klassen 5 bis 10 sowie Hochschulabsolventinnen und 
Hochschulabsolventen mit Fachdiplom und pädagogischem Zusatzstu-
dium/Prüfung. 

10) Für Diplomingenieurpädagoginnen, Diplomingenieurpädagogen, Diplomgewer-
belehrerinnen, Diplomgewerbelehrer, Diplomhandelslehrerinnen, Diplomhan-
delslehrer, Diplomökonompädagoginnen, Diplomökonompädagogen, Diplo-
magrarpädagoginnen, Diplomagrarpädagogen, Diplommedizinpädagoginnen, 
Diplommedizinpädagogen, Diplomgartenbaupädagoginnen, Diplomgartenbau-
pädagogen, Diplomingenieurinnen, Diplomingenieure, Diplomökonominnen 
und Diplomökonomen mit zusätzlichem berufspädagogischen Abschluss und 
Lehrkräfte, wie zum Beispiel Diplomabsolventinnen und Diplomabsolventen mit 
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einer vergleichbaren pädagogischen wissenschaftlichen Hochschulausbildung 
und zusätzlicher Ausbildung und Prüfung in einem zweiten Fach 

11) Für Fachlehrerinnen und Fachlehrer mit Staatsexamen oder Diplom, Hoch-
schulabsolventinnen und Hochschulabsolventen mit Fachdiplom und pädagogi-
schem Zusatzstudium/Prüfung oder Diplomlehrerinnen und Diplomlehrer mit ei-
ner Lehrbefähigung der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule. 

12) für Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an Regionalen Schulen; 
gilt auch für Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik, die als Lehrbefähigung für diese 
Schulart im Wege der Bewährung zuerkannt worden ist. 

13) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12 

14) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14 

15) Für Funktionen einer Amtsanwältin oder eines Amtsanwalts bei einer Staatsan-
waltschaft, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 13 abheben, können 
nach Maßgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der Stellen für 
Oberamtsanwältinnen und Oberamtsanwälte mit einer Amtszulage nach An-
lage 12 ausgestattet werden. 

16) Für Beamtinnen und Beamte in den Fachrichtungen Technischer Dienst und 
Feuerwehrdienst können für Funktionen, die sich von denen der Besoldungs-
gruppe A 13 abheben, nach Maßgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Pro-
zent der für diese Beamtinnen und Beamte ausgebrachten Stellen der Besol-
dungsgruppe A 13 mit einer Amtszulage nach Anlage 12 ausgestattet werden. 

17) Für Beamtinnen und Beamte als Rechtspflegerinnen oder Rechtspfleger kön-
nen für diese Funktionen bei Gerichten und Staatsanwaltschaften, die sich von 
denen der Besoldungsgruppe A 13 abheben, nach Maßgabe sachgerechter 
Bewertung bis zu 20 Prozent der für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger 
ausgebrachten Stellen der Besoldungsgruppe A 13 mit einer Amtszulage nach 
Anlage 12 ausgestattet werden. 

18) Für Fachlehrerinnen und Fachlehrer mit Staatsexamen oder Diplom (Klassen 5 
bis 10), Hochschulabsolventinnen oder Hochschulabsolventen mit Fachdiplom 
und pädagogischem Zusatzstudium/Prüfung, soweit diese Lehrerinnen und 
Lehrer über eine Lehrbefähigung in zwei Fächern verfügen. Diese Lehrkräfte 
müssen sich durch eine mindestens zweijährige Tätigkeit in der gymnasialen 
Oberstufe an Gymnasien, Fachgymnasien oder Fachoberschulen bewährt ha-
ben. Gilt auch für Lehrkräfte nach Fußnote 12) zu Besoldungsgruppe A 12. 
Diese Lehrkräfte müssen sich durch eine mindestens zweijährige Tätigkeit im 
berufstheoretischen Unterricht an einer beruflichen Schule bewährt haben. 

19) Für Diplomlehrerinnen oder Diplomlehrer und Fachlehrerinnen oder Fachlehrer 
mit Staatsexamen oder Diplom (Klassen 5 bis 12) mit einer Lehrbefähigung für 
zwei Fächer 



Nr. 32 Tag der Ausgabe: Schwerin, den 27. Mai 2021 635

20) für Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an Gymnasien oder an 
beruflichen Schulen nach neuem Recht; auch für Lehrkräfte mit einer Lehrbefä-
higung nach dem Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, 
die als Lehrbefähigung für diese Schulart im Wege der Bewährung zuerkannt 
worden ist und in den Fußnoten 18) und 19) aufgeführt ist 

 
Besoldungsgruppe A 14 

 
Akademische Oberrätin, Akademischer Oberrat 
- als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Mitarbeiter an einer Hochschule 
 
Ä r z t i n ,  A r z t  1) 

 
Chefärztin, Chefarzt 3) 
 
Kanzlerin, Kanzler der Hochschule für Musik und Theater Rostock 4) 
 
Konrektorin, Konrektor 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit mehr 

als 360 Schülerinnen und Schülern 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Förderschule mit dem 

Förderschwerpunkt Lernen mit mehr als 180 Schülerinnen und Schülern oder ei-
ner sonstigen Förderschule mit mehr als 120 Schülerinnen und Schülern 

 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule ohne 

gymnasiale Oberstufe mit bis zu 540 Schülerinnen und Schülern 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Regionalen Schule mit 

mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Regionalen Schule mit 

mehr als 360 Schülerinnen und Schülern 5) 
 
Oberärztin, Oberarzt 2) 
 
Oberkonservatorin, Oberkonservator 
 
Oberkustodin, Oberkustos 
 
O b e r r ä t i n ,  O b e r r a t  
 
Oberregierungsschulrätin, Oberregierungsschulrat 
 
- als Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter über berufliche Schulen im 

Ministerium, der oder dem nach Übertragung der Zuständigkeit für die Schulauf-
sicht über berufliche Schulen von den Staatlichen Schulämtern auf das Ministe-
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rium dieselben Dienstaufgaben obliegen wie einer entsprechenden Schulauf-
sichtsbeamtin oder einem entsprechenden Schulaufsichtsbeamten in einem Staat-
lichen Schulamt 5) 6) 

 
- für sonstige schulfachliche Aufgaben 7) 
 
Oberstudienrätin, Oberstudienrat 8) 
 
Oberstudienrätin, Oberstudienrat 
 
- als Leiterin oder Leiter eines Gymnasialzweiges an einer Gesamtschule 
 
Rektorin, Rektor 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit mehr als 80 bis zu 180 Schülerinnen 

und Schülern 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerin-

nen und Schülern 5) 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Regionalen Schule mit bis zu 180 Schülerinnen und 

Schülern 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Regionalen Schule mit mehr als 180 bis zu 360 Schü-

lerinnen und Schülern 5) 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen mit 

mehr als 90 bis zu 180 Schülerinnen und Schülern oder einer sonstigen Förder-
schule mit mehr als 60 bis zu 120 Schülerinnen und Schülern 

 
Zweite Regionalschulkonrektorin, Zweiter Regionalschulkonrektor 
 
- einer Regionalen Schule mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern 
 
1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15 

3) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A15, A 16 

4) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12 

5) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12 

6) Als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung Bildungs-
dienst im Laufbahnzweig Bildungsverwaltung 

7) Für Tätigkeiten in der sonstigen Bildungsverwaltung außerhalb der Schulauf-
sicht 

8) Als Beförderungsamt für Studienrätinnen oder Studienräte im Zweiten Einstieg-
samt (Lehrkräfte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an Gymnasien oder 
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an beruflichen Schulen) bei der Wahrnehmung schulformbezogener herausge-
hobener Tätigkeiten 

 
Besoldungsgruppe A 15 

 
Akademische Direktorin, Akademischer Direktor 
 
- als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Mitarbeiter an einer Hochschule 
 
Chefärztin, Chefarzt 1) 
 
D i r e k t o r i n ,  D i r e k t o r  
 
Hauptkonservatorin, Hauptkonservator 
 
Hauptkustodin, Hauptkustos 
 
Kanzlerin, Kanzler der Hochschule Neubrandenburg-University of Applied Sciences 3) 
 
Kanzlerin, Kanzler der Hochschule Stralsund 3) 
 
Kanzlerin, Kanzler der Hochschule Wismar 3) 
 
Oberärztin, Oberarzt 2) 
 
Regierungsschuldirektorin, Regierungsschuldirektor 
 
- als Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter über berufliche Schulen im 

Ministerium, der oder dem nach Übertragung der Zuständigkeit für die Schulauf-
sicht über berufliche Schulen von den Staatlichen Schulämtern auf das Ministe-
rium dieselben Dienstaufgaben obliegen wie einer entsprechenden Schulauf-
sichtsbeamtin oder einem entsprechenden Schulaufsichtsbeamten in einem Staat-
lichen Schulamt 

 
- für sonstige schulfachliche Aufgaben 4) 
 
Schulamtsdirektorin, Schulamtsdirektor 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Staatlichen Schulamtes 

5) 
 
- als Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter eines Staatlichen Schul-

amtes 8) 
 
Studiendirektorin, Studiendirektor 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer beruflichen Schule mit 

mehr als 80 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 6) 
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- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer beruflichen Schule mit 
mehr als 360 Schülerinnen und Schülern 5) 6) 

 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule ohne 

gymnasiale Oberstufe mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit gym-

nasialer Oberstufe mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern 5) 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Gymnasiums im Aufbau 

mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern, wenn die oberste Jahrgangsstufe 
fehlt 5) 

 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Gymnasiums im Aufbau 

mit mehr als 670 Schülerinnen und Schülern, wenn die zwei oberen Jahrgangsstu-
fen fehlen 5) 

 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Gymnasiums im Aufbau 

mit mehr als 800 Schülerinnen und Schülern, wenn die drei oberen Jahrgangsstu-
fen fehlen 5) 

 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines nicht voll ausgebauten 

Gymnasiums 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines voll ausgebauten Gym-

nasiums mit bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines voll ausgebauten Gym-

nasiums mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern 5) 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines voll ausgebauten Ober-

stufengymnasiums 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines zweizügig voll ausge-

bauten Oberstufengymnasiums oder eines Oberstufengymnasiums mit mindes-
tens zwei Schultypen 5) 

 

- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und 
Schülern 

 
- als Leiterin oder Leiter einer beruflichen Schule mit bis zu 80 Schülerinnen und 

Schülern 6) 
 
- als Leiterin oder Leiter einer beruflichen Schule mit mehr als 80 bis zu 360 Schüle-

rinnen und Schülern 5) 6) 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule ohne gymnasiale Oberstufe mit bis zu 

540 Schülerinnen und Schülern 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule ohne gymnasiale Oberstufe mit mehr 

als 540 Schülerinnen und Schülern 5) 
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- als Leiterin oder Leiter einer Regionalen Schule mit mehr als 360 Schülerinnen 

und Schülern 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen mit 

mehr als 180 Schülerinnen und Schülern oder einer sonstigen Förderschule mit 
mehr als 120 Schülerinnen und Schülern 

 
- als Leiterin oder Leiter eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums 5) 
 
- als Leiterin oder Leiter eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 360 Schü-

lerinnen und Schülern 5) 
 
- als Leiterin oder Leiter eines voll ausgebauten Oberstufengymnasiums 5) 
 
- zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben 7) 
 
 
1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 16 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14 

3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12 

4) Für Tätigkeiten in der sonstigen Bildungsverwaltung außerhalb der Schulauf-
sicht 

5) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12 

6) Bei Schulen mit Teilzeitunterricht rechnen 2,5 Unterrichtsteilnehmerinnen oder 
Unterrichtsteilnehmer mit Teilzeitunterricht als eine oder einer. 

7) Für höchstens 30 Prozent der Gesamtzahl der planmäßigen Beamtinnen und 
Beamten in den Ämtern einer Studienrätin oder eines Studienrates und einer 
Oberstudienrätin oder eines Oberstudienrates. 

8) Als zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung Bildungs-
dienst im Laufbahnzweig Bildungsverwaltung 

 
Besoldungsgruppe A 16 

 
Chefärztin, Chefarzt 1) 
 
Direktorin, Direktor der Landeszentrale für politische Bildung 
 
Fachbereichsleiterin, Fachbereichsleiter an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung, Polizei und Rechtspflege 8) 
 
Kanzlerin, Kanzler einer Universität 
- mit einer Messzahl von mehr als 1000 bis 2000 
 
Landeskonservatorin, Landeskonservator 
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Leitende Akademische Direktorin, Leitender Akademischer Direktor 
 
- als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Mitarbeiter an einer Hochschule 7) 
 
L e i t e n d e  D i r e k t o r i n ,  L e i t e n d e r  D i r e k t o r 9) 
 
Leitende Regierungsschuldirektorin, Leitender Regierungsschuldirektor 2) 
 
- als Leiterin oder Leiter der Schulaufsicht über berufliche Schulen im Ministerium 
 
- für sonstige schulfachliche Aufgaben 3) 
 
Leitende Schulamtsdirektorin, Leitender Schulamtsdirektor 
 
- als Leiterin oder Leiter eines Staatlichen Schulamtes 4) 
 
- als Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamter, der oder dem ausschließ-

lich die Aufsicht über Gymnasien, Gesamtschulen mit Oberstufe oder berufliche 
Schulen obliegt 

 
Ministerialrätin, Ministerialrat 
 
- bei einer obersten Landesbehörde 5) 
 
Oberstudiendirektorin, Oberstudiendirektor 
 
- als Leiterin oder Leiter einer beruflichen Schule mit mehr als 360 Schülerinnen 

und Schülern 6) 
 
- als Leiterin oder Leiter eines Gymnasiums im Aufbau mit mehr als 540 Schülerin-

nen und Schülern, wenn die oberste Jahrgangsstufe fehlt 
 
- als Leiterin oder Leiter eines Gymnasiums im Aufbau mit mehr als 670 Schülerin-

nen und Schülern, wenn die zwei oberen Jahrgangsstufen fehlen 
 
- als Leiterin oder Leiter eines Gymnasiums im Aufbau mit mehr als 800 Schülerin-

nen und Schülern, wenn die drei oberen Jahrgangsstufen fehlen 
 
- als Leiterin oder Leiter eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr als 360 

Schülerinnen und Schülern 
 
- als Leiterin oder Leiter eines zweizügig voll ausgebauten Oberstufengymnasiums 

oder eines Oberstufengymnasiums mit mindestens zwei Schultypen 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe mit mehr 

als 360 Schülerinnen und Schülern 
 
Stellvertretende Direktorin, Stellvertretender Direktor des Instituts für Qualitätsent-
wicklung 4) 
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Stellvertretende Direktorin, Stellvertretender Direktor der Medienanstalt Mecklenburg-
Vorpommern 
 
Verwaltungsdirektorin, Verwaltungsdirektor der Medizinischen Fakultät der Universi-
tät Greifswald 
 
Verwaltungsdirektorin, Verwaltungsdirektor der Medizinischen Fakultät der Universi-
tät Rostock 
 
1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15 

2) Für höchstens 30 Prozent der Gesamtanzahl der für Regierungsschuldirekto-
rinnen und Regierungsschuldirektoren und Leitende Regierungsschuldirektorin-
nen und Leitende Regierungsschuldirektoren ausgebrachten Planstellen 

3) Für Tätigkeiten in der sonstigen Bildungsverwaltung außerhalb der Schulauf-
sicht 

4) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12 

5) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3 

6) Bei Schulen mit Teilzeitunterricht rechnen 2,5 Unterrichtsteilnehmerinnen oder 
Unterrichtsteilnehmer mit Teilzeitunterricht als eine oder einer. 

7) Auf herausgehobenen Dienstposten 

8) Das Amt einer Fachbereichsleiterin oder eines Fachbereichsleiters an der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege wird nur 
mit zeitlicher Befristung übertragen und kann nicht im Wege der Beförderung 
verliehen werden. Auf Grundlage dieses Amtes kann eine Zulage gewährt wer-
den, soweit die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Das Amt bil-
det die Grundlage für die Bemessung der Zulage. Diese wird in Höhe des Un-
terschiedsbetrages zwischen dem jeweiligen Grundgehalt des Amtes, das die 
Fachbereichsleiterin oder der Fachbereichsleiter innehat, und dem jeweiligen 
Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe A 16 gewährt. 

9) Für die Leitung von besonders großen und besonders bedeutenden unteren 
Landesbehörden ohne einen örtlich begrenzten Zuständigkeitsbereich können 
nach Maßgabe des Haushalts Planstellen mit einer Amtszulage nach Anlage 
12 ausgestattet werden. Die Zahl der mit einer Amtszulage ausgestatteten 
Planstellen darf 30 Prozent der Zahl der Planstellen der Besoldungsgruppe A 
16 für die Leitung unterer Landesbehörden nicht überschreiten. 

 
Besoldungsordnung B 

 
Feste Gehälter 

 
Besoldungsgruppe B 1 

 
Direktorin und Professorin, Direktor und Professor 



642 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2021 Nr. 32

 
- als Leiterin oder Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung 1) 2) 
 
1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3 

2) Die Ämter „Direktorin und Professorin“ und „Direktor und Professor“ dürfen nur 
an Beamtinnen und Beamte verliehen werden, denen in wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtungen oder in Dienststellen und Einrichtungen mit eigenen 
wissenschaftlichen Forschungsbereichen überwiegend wissenschaftliche For-
schungsaufgaben obliegen. Dienststellen und Einrichtungen des Landes mit ei-
genem wissenschaftlichen Forschungsbereich im Sinne des Satzes 1 sind: 

a) die Landesforschungsanstalt für Landwirtschaft und Fischerei, 

b) das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 

 
Besoldungsgruppe B 2 

 
Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor, Abteilungspräsidentin, Abteilungspräsident 
 
- als Leiterin oder Leiter einer großen und bedeutenden Abteilung bei einer oberen 

Landesbehörde 
 
Direktorin, Direktor der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und 
Rechtspflege 
 
Direktorin, Direktor des Instituts für Qualitätsentwicklung 
 
Direktorin, Direktor des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr 
 
Direktorin, Direktor des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 
 
Direktorin, Direktor der Staatlichen Schlösser, Gärten und Kunstsammlungen 
 
Direktorin und Professorin, Direktor und Professor 
 
- als Leiterin oder Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung 1) 2) 
 
Kanzlerin, Kanzler einer Universität 
 
-  mit einer Messzahl von mehr als 2 000 bis 5 000 
 
Landesschulrätin, Landesschulrat 
 
Ministerialrätin, Ministerialrat 3) 
 
- bei einer obersten Landesbehörde als Leiterin oder Leiter eines großen oder be-

deutenden Referates oder einer Referatsgruppe 
 
1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 1, B 3 

2) Fußnote 2) zur Besoldungsgruppe B 1 gilt entsprechend. 



Nr. 32 Tag der Ausgabe: Schwerin, den 27. Mai 2021 643

3) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3 

 
Besoldungsgruppe B 3 

 
Direktorin, Direktor des Landeskriminalamtes 
 
Direktorin und Professorin, Direktor und Professor 
 
- als Leiterin oder Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung 1) 2) 
 
Direktorin, Direktor der Medienanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
 
Erste Direktorin, Erster Direktor des Landesamtes für Finanzen 
 
Erste Direktorin, Erster Direktor des Landesamtes für Gesundheit und Soziales 
 
Erste Direktorin, Erster Direktor des Landesamtes für innere Verwaltung 
 
Erste Direktorin, Erster Direktor des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege 
 
Erste Direktorin, Erster Direktor des Landesamtes für Landwirtschaft, Lebensmittelsi-
cherheit und Fischerei 
 
Hauptgeschäftsführerin, Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer Ostmecklen-
burg-Vorpommern 3) 
 
Kanzlerin, Kanzler einer Universität 
- mit einer Messzahl von mehr als 5 000 bis 10 000 
 
Landesbeauftragte, Landesbeauftragter für Mecklenburg-Vorpommern für die Aufar-
beitung der SED-Diktatur 
 
Ministerialrätin, Ministerialrat 
 
- bei einer obersten Landesbehörde als Leiterin oder Leiter eines großen oder be-

deutenden Referates oder Referatsgruppe 4) 
 
Polizeipräsidentin, Polizeipräsident 
 
-  als Leiterin oder Leiter des Polizeipräsidiums Neubrandenburg 
 
-  als Leiterin oder Leiter des Polizeipräsidiums Rostock 
 
1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 1, B 2 

2) Fußnote 2) zur Besoldungsgruppe B 1 gilt entsprechend. 

3) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 4 

4) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 2 

 
Besoldungsgruppe B 4 
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Hauptgeschäftsführerin, Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer Ostmecklen-
burg-Vorpommern 1) 
 
Inspekteurin, Inspekteur der Polizei 
 
Kanzlerin, Kanzler einer Universität 
 
- mit einer Messzahl von mehr als 10 000 
 
Präsidentin und Professorin, Präsident und Professor des Forschungsinstitutes für 
die Biologie landwirtschaftlicher Nutztiere 2) 
 
1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 3 

2) Nur für den ersten Dienstposteninhaber 

 
Besoldungsgruppe B 5 

 
Landesbeauftragte, Landesbeauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Mecklenburg-Vorpommern 1) 
 
Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent 
 
- bei einer obersten Landesbehörde als Leiterin oder Leiter einer Abteilung 1) 
 
1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 6 

 
Besoldungsgruppe B 6 

 
Bürgerbeauftragte, Bürgerbeauftragter 
 
Landesbeauftragte, Landesbeauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Mecklenburg-Vorpommern 1) 
 
Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent 
 
- bei einer obersten Landesbehörde als Leiterin oder Leiter einer großen oder be-

deutenden Abteilung 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landesrechnungshofes 
 
1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 5 

 
 

Besoldungsgruppe B 7 
 
Keine Ämter 
 

Besoldungsgruppe B 8 
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Direktorin, Direktor des Landtages 
 

Besoldungsgruppe B 9 
 
Präsidentin, Präsident des Landesrechnungshofes 
 
Staatssekretärin, Staatssekretär 
 

Besoldungsgruppe B 10 
 
Staatssekretärin, Staatssekretär 
 
- als Chefin oder Chef der Staatskanzlei 
 

Besoldungsgruppe B 11 
 
Keine Ämter 
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Anlage 2 
(zu § 39 Satz 1) 

 
Besoldungsordnung R 

 
Besoldungsgruppe R 1 

 
Richterin, Richter am Amtsgericht 
 
Richterin, Richter am Arbeitsgericht 
 
Richterin, Richter am Landgericht 
 
Richterin, Richter am Sozialgericht 
 
Richterin, Richter am Verwaltungsgericht 
 
Staatsanwältin, Staatsanwalt 1) 

 
1) Erhält als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter bei der Staatsanwaltschaft bei ei-

nem Landgericht mit 4 Planstellen und mehr für Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte eine Amtszulage nach Anlage 12; anstatt einer Planstelle für eine 
Oberstaatsanwältin oder einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiterin oder Ab-
teilungsleiter können bei einer Staatsanwaltschaft mit 4 und 5 Planstellen für 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte eine Planstelle für eine Staatsanwältin 
oder einen Staatsanwalt als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter und bei einer 
Staatsanwaltschaft mit 6 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte 2 Planstellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte als 
Gruppenleiterin oder Gruppenleiter ausgebracht werden. 

 
Besoldungsgruppe R 2 

 
Richterin, Richter am Amtsgericht 
 
- als weitere Aufsicht führende Richterin oder weiterer Aufsicht führender Richter 1)  
 
- als ständige Vertreterin oder ständiger Vertreter eine Direktorin oder eines Direk-

tors 2) 
 
Richterin, Richter am Arbeitsgericht 
 
- als weitere Aufsicht führende Richterin oder als weiterer Aufsicht führender Richter 

1) 
 
- als ständige Vertreterin oder ständiger Vertreter eine Direktorin oder eines Direk-

tors 2) 
 
Richterin, Richter am Finanzgericht 
 
Richterin, Richter am Landessozialgericht 
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Richterin, Richter am Oberlandesgericht 
 
Richterin, Richter am Oberverwaltungsgericht  
 
Richterin, Richter am Sozialgericht 
 
- als weitere Aufsicht führende Richterin, als weiterer Aufsicht führender Richter 1) 
 
- als ständige Vertreterin oder ständiger Vertreter eine Direktorin oder eines Direk-

tors 2) 
 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landgericht 
 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht 
 
Direktorin, Direktor des Amtsgerichts 3)  
 
Direktorin, Direktor des Arbeitsgerichts 3) 
 
Direktorin, Direktor des Sozialgerichts 3) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landgerichts 4) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Verwaltungsgerichts 4) 
 
Oberstaatsanwältin, Oberstaatsanwalt 
 
- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft bei einem 

Landgericht 5) 

 
- als Hauptabteilungsleiterin oder Hauptabteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft 

bei einem Landgericht 6) 
 
- als Dezernentin oder Dezernent bei einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlan-

desgericht 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Amtsanwaltschaft 7) 
 
- als ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Amtsanwaltschaft 8) 
 
1) An einem Gericht mit 15 und mehr Planstellen für Richterinnen und Richter. Bei 

22 Planstellen für Richterinnen und Richter und auf je 7 weitere Planstellen für 
Richterinnen und Richter kann für weitere Aufsicht führende Richterinnen und 
Richter je eine Planstelle für Richterinnen und Richter  der Besoldungsgruppe 
R 2 ausgebracht werden. 

2) An einem Gericht mit 8 und mehr Planstellen für Richterinnen und Richter. 

3) An einem Gericht mit 4 und mehr Planstellen für Richterinnen und Richter; er-
hält an einem Gericht mit 8 und mehr Planstellen für Richterinnen und Richter 
eine Amtszulage nach Anlage 12. 
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4) Erhält als ständige Vertretung einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Be-
soldungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage nach Anlage 12. 

5) Auf je 4 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte kann eine Plan-
stelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Oberstaatsanwalt als Abteilungs-
leiterin oder Abteilungsleiter ausgebracht werden; erhält als ständige Vertre-
tung einer Leitenden Oberstaatsanwältin oder eines Leitenden Oberstaatsan-
walts der Besoldungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage nach Anlage 12. 

6) Mit 101 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte; erhält 
eine Amtszulage nach Anlage 12. 

7) Mit 11 und mehr Planstellen für Amtsanwältinnen und Amtsanwälte; erhält bei 
einer Amtsanwaltschaft mit 26 und mehr Planstellen für Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte eine Amtszulage nach Anlage 12. 

8) Mit 26 und mehr Planstellen für Amtsanwältinnen und Amtsanwälte. 

 
Besoldungsgruppe R 3 

 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Finanzgericht 
 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landesarbeitsgericht 
 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landessozialgericht 
 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht 
 
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht 
 
Präsidentin, Präsident des Verwaltungsgerichts 1) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Finanzgerichts 3)  
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landesarbeitsgerichts 3) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landessozialgerichts 3) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landgerichts 2) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Oberverwaltungsgerichts 3) 
 
Leitende Oberstaatsanwältin, Leitender Oberstaatsanwalt 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht 4) 
 
- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter einer Staatsanwaltschaft beim Oberlan-

desgericht 
 
- als ständige Vertretung der Generalstaatsanwältin oder des Generalstaatsanwalts 

5) 
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1) An einem Gericht mit bis zu 40 Planstellen für Richterinnen und Richter ein-

schließlich der Planstellen für Richterinnen und Richter der Gerichte, über die 
die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

2) Als ständige Vertretung der Präsidentin oder des Präsidenten eines Gerichts 
mit 81 und mehr Planstellen für Richterinnen und Richter, einschließlich der 
Planstellen für Richterinnen und Richter der Gerichte, über die die Präsidentin 
oder der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

3) Erhält als ständige Vertretung einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Be-
soldungsgruppe R 6 eine Amtszulage nach Anlage 12. 

4) Mit 11 bis 40 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. 

5) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 12. 

 
Besoldungsgruppe R 4 

 
Präsidentin, Präsident des Landgerichts 1) 
 
Vizepräsidentin, Vizepräsident des Oberlandesgerichts  2) 
 
Leitende Oberstaatsanwältin, Leitender Oberstaatsanwalt 
 
- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht 3) 
 
1) An einem Gericht mit 41 bis 80 Planstellen für Richterinnen und Richter ein-

schließlich der Planstellen für Richterinnen und Richter der Gerichte, über die 
die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

2) Als ständige Vertretung einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Besol-
dungsgruppe R 8. 

3) Mit 41 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte. 

 
Besoldungsgruppe R 5 

 
Präsidentin, Präsident des Finanzgerichts   
 
Präsidentin, Präsident des Landgerichts 2) 
 
Präsidentin, Präsident des Landesarbeitsgerichts 1) 

 
1) An einem Gericht mit bis zu 25 Planstellen für Richterinnen und Richter im Be-

zirk. 

2) An einem Gericht mit 81 bis 150 Planstellen für Richterinnen und Richter ein-
schließlich der Planstellen für Richterinnen und Richter der Gerichte, über die 
die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt. 
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Besoldungsgruppe R 6 
 
Präsidentin, Präsident des Landesarbeitsgerichts 1) 

 
Präsidentin, Präsident des Landessozialgerichts 1) 
 
Präsidentin, Präsident des Oberverwaltungsgerichts 1) 
 
Generalstaatsanwältin, Generalstaatsanwalt 
 
- als Leiterin oder Leiter der Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht 2) 

 
1) An einem Gericht mit 26 bis 100 Planstellen für Richterinnen und Richter im 

Bezirk. 

2) Mit 101 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte im Be-
zirk. 

 
Besoldungsgruppe R 7 

 
Keine Ämter 
 

Besoldungsgruppe R 8 
 
Präsidentin, Präsident des Oberlandesgerichts 1) 
 
1) An einem Gericht mit 101 und mehr Planstellen für Richterinnen und im Bezirk. 

 
Besoldungsgruppe R 9 

 
Keine Ämter 
 

Besoldungsgruppe R 10 
 
Keine Ämter 
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Anlage 3 
(zu § 32) 

 
Besoldungsordnung W 

 
Besoldungsgruppe W 1 

 
Juniorprofessorin, Juniorprofessor 1) 

1) Nach § 62 Landeshochschulgesetz an einer Universität oder gleichgestellten 
Hochschule. 

 
Besoldungsgruppe W 2 

 
Professorin, Professor 1) 
-  an einer Fachhochschule 
 
Professorin, Professor an einer Kunsthochschule 1)  
 
Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 1) 
 
Rektorin, Rektor1)2) 
 
Prorektorin, Prorektor1)2) 
 
1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe W 3. 

2) Der Amtsbezeichnung ist ein Zusatz beizufügen, der auf die Hochschule hin-
weist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehört. 

 
Besoldungsgruppe W 3 

 
Professorin, Professor 1) 
-  an einer Fachhochschule 
 
Professorin, Professor an einer Kunsthochschule 1) 
 
Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 1) 
 
Rektorin, Rektor1)2) 
 
Prorektorin, Prorektor1)2) 
 
1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe W 2. 

2) Der Amtsbezeichnung ist ein Zusatz beizufügen, der auf die Hochschule hin-
weist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehört. 
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Anlage 4 
(zu § 96 Satz 1) 

 
Künftig wegfallende Ämter 

 
Besoldungsordnungen A und B 

 
Besoldungsgruppe A 15 

 
Direktorin, Direktor der Arzneimittelüberwachungs- und -prüfstelle 
 
Direktorin, Direktor des Landesamtes für Fischerei 
 
Direktorin, Direktor des Landesamtes für Katastrophenschutz 
 
Direktorin, Direktor des Landesprüfungsamtes für Heilberufe 
 
 

Besoldungsgruppe A 16 
 
Direktorin, Direktor des Landesamtes für Asyl- und Flüchtlingsangelegenheiten 
 
Direktorin, Direktor des Landespflanzenschutzamtes 
 
Direktorin, Direktor des Landesjugendamtes 
 
Stellvertretende Direktorin, Stellvertretender Direktor der Landesrundfunkzentrale 
 
 

Besoldungsgruppe B 2 
 
Direktorin, Direktor des Landesbesoldungsamtes 
 
Direktorin, Direktor des Landesgesundheitsamtes 
 
Direktorin, Direktor des Landesinstitutes für Schule und Ausbildung 
 
Direktorin, Direktor des Landesvermessungsamtes 
 
Direktorin, Direktor des Landesversorgungsamtes 
 
Direktorin, Direktor des Landesveterinär- und Lebensmitteluntersuchungsamtes 
 
Direktorin, Direktor des Statistischen Landesamtes 
 
Direktorin, Direktor des Staatlichen Museums Schwerin 
 
Rektorin, Rektor der Hochschule Neubrandenburg-University of Applied Sciences 
 
Rektorin, Rektor der Hochschule Stralsund 
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Rektorin, Rektor der Hochschule Wismar 
 
 

Besoldungsgruppe B 3 
 
Rektorin, Rektor einer Universität 
-  mit einer Messzahl von mehr als 1 000 bis 2 000 
 

Besoldungsgruppe B 4 
 
Rektorin, Rektor einer Universität 
-  mit einer Messzahl von mehr als 2 000 bis 5 000 
 

Besoldungsgruppe B 5 
 
Rektorin, Rektor einer Universität 
-  mit einer Messzahl von mehr als 5 000 bis 10 000 
 

Besoldungsgruppe B 6 
 
Rektorin, Rektor einer Universität 
-  mit einer Messzahl von mehr als 10 000 
 
 

Besoldungsordnung W 
 

Besoldungsgruppe W 1 

Professorin als Juniorprofessorin, Professor als Juniorprofessor 1) 

1) Nach § 62 Landeshochschulgesetz an einer Universität oder gleichgestellten 
Hochschule. 
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  Anlage 6 

   
   

Grundgehaltssätze der Besoldungsordnung B 
(Monatsbeträge in Euro) 

   
   

Besoldungs-   
gruppe   

B 1 6 661,41 

B 2 7 736,89 

B 3 8 192,20 

B 4 8 669,09 

B 5 9 216,17 

B 6 9 732,84 

B 7 10 235,43 

B 8 10 759,22 

B 9 11 409,61 

B 10 13 429,32 

B 11 14 568,39 
 
 
      Anlage 7 

       
       

Grundgehaltssätze der Besoldungsordnung W 
(Monatsbeträge in Euro) 

       
Besol-
dungs-
gruppe 

W 1 W 2 W 3 

  4 639,30 6 013,53 7 009,73 
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       Anlage 10 
       
         

Familienzuschlag 
(Monatsbeträge in Euro) 

        

Stufe 
Stufe 1 Stufe 2 

(§ 42 Absatz 1 LBesG) (§ 42 Absatz 2 LBesG) 
     

141,07 
  

261,75 Betrag     
        

        
Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag  
für das zweite zu berücksichtigende 
Kind um    120,68 Euro und 
für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind 
um  308,98 Euro. 
        
Der Familienzuschlag erhöht sich für das dritte und jedes weitere berücksichti-
gungsfähige Kind 
darüber hinaus nach Maßgabe des § 6 BesVAnpG 2008 
M-V um je  50,00 Euro. 
        
Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 4 bis A 6 
        
Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende 
Kind in den  
Besoldungsgruppen A 4 und A 5 um je  5,11 Euro, 
 
ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind    
in der Besoldungsgruppe A 4 
um je     175,00 Euro, 
in der Besoldungsgruppe A 5 
um je     158,00 Euro und 
in der Besoldungsgruppe A 6 
um je     115,00 Euro. 
        
Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer 
niedrigeren   
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt. 
        
Anrechnungsbetrag nach § 41 Absatz 2 Satz 1 LBesG    
        
- in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 8: 124,87 Euro 
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 132,54 Euro 
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 Anlage 11 
 

  
Anwärtergrundbetrag 

(Monatsbeträge in Euro) 
  

Einstiegsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter nach Ab-
schluss des 

Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt 
Grundbetrag 

A 4 1 118,09 
A 5 bis A 8 1 239,84 
A 9 bis A 11 1 294,29 
A 12 1 435,23 
A 13 1 467,28 
  
A 13 + Strukturzulage (§ 45 Nr. 2 Buchstabe b) LBesG) 

1 502,50 
oder R 1 
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   Anlage 12 
       

Strukturzulage, Stellenzulagen und Amtszulagen 
(Monatsbeträge) 

 - in der gesetzlichen Reihenfolge  -     
Stellenzulagen 

Zulage Rechtsgrundlage   
Betrag in 

Euro 

Strukturzulage § 45 Nr. 1 
A 5 bis A 8 21,95 
A 9 85,88 

§ 45 Nr. 2 95,45 

Sicherheitszulage § 47 
A 4 und A 5 120,22 
A 6 bis A 9 160,64 
A 10 und höher 200,31 

Zulage für Polizei, 
Steuerfahndung und 
Verwendung auf See 

§ 48 Absatz 1 

nach einer Dienstzeit von 
einem Jahr 

68,64 

nach einer Dienstzeit von 
zwei Jahren 

136,45 

§ 48 Absatz 4 65,00 

Feuerwehrzulage § 49 

nach einer Dienstzeit von 
einem Jahr 

68,64 

nach einer Dienstzeit von 
zwei Jahren 

136,45 

Zulage für Beamtinnen 
und Beamte bei Justiz-
vollzugseinrichtungen 
und Psychiatrischen 
Krankeneinrichtungen 

§ 50 127,67 

Zulage für Beamtinnen 
und Beamte mit Meis-
terprüfung oder Ab-
schlussprüfung als 
staatlich geprüfte 
Technikerin oder staat-
lich geprüfter Techni-
ker 

§ 51 43,44 

Zulage für Beamtinnen 
und Beamte der Steu-
erverwaltung 

§ 52 

Beamtinnen und Beamte 
der Laufbahngruppe 1, 2. 
Einstiegsamt 

27,49 

Beamtinnen und Beamte 
der Laufbahngruppe 2, 1. 
Einstiegsamt 

44,94 

Zulage für Beamtinnen 
und Beamte als flie-
gendes Personal 

§ 53 Abs. 1 Nr. 1 

Luftfahrzeugführerin oder 
Luftfahrzeugführer mit der 
Erlaubnis zum Führen von 
Luftfahrzeugen 

382,36 

§ 53 Abs. 1 Nr. 2 
Sonstige ständige Luftfahr-
zeugbesatzungsangehö-
rige 

296,84 
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Amtszulagen 
Besoldungsordnung Besoldungsgruppe Fußnote Betrag 

Besoldungsordnung A 

A 4 
1, 3 75,62 
2 40,99 

A 5 
1 40,99 
2, 3 75,62 

A 6 3 75,62 
A 9 5 305,19 

A 13 
13 212,63 
15, 16, 17 310,16 

A 14 
4 380,44 
5 212,63 

A 15 
3 379,21 
5 212,63 

A 16 
4 212,63 
9 237,85 

Besoldungsordnung R 
R 1 1 235,11 
R 2 3, 4, 5, 6, 7 235,11 
R 3 3, 5 235,11 

  

Zulage für Beamtinnen 
und Beamte als Nach-
prüferin oder Nachprü-
fer von Luftfahrtgerät 

§ 54 102,26 

Zulage für Professorin-
nen und Professoren 
mit mehreren Ämtern 

§ 55 

Bei Ausübung eines Amtes 
der Besoldungsgruppe R 1 215,68 

Bei Ausübung eines Amtes 
der Besoldungsgruppe R 2 

241,36 

Zulage für Juniorpro-
fessorinnen und Juni-
orprofessoren 

§ 56   291,27 
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 Anlage 13 

  
Sätze der Mehrarbeitsvergütung 

(Beträge in Euro) 

  
§ 4 Abs. 1 MVergV   

A 4 13,35 

A 5 bis A 8 15,77 

A 9 bis A 12 21,64 

A 13 bis A 16 29,82 

  
§ 4 Abs. 3 MVergV   

Nummer 1 20,13 

Nummer 2 24,96 

Nummer 3 29,62 

Nummer 4 und 5 34,62 

  

 Anlage 14 

  
Sätze der Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten nach § 4 Absatz 1 Nummer 

1 der Erschwerniszulagenverordnung  
(Beträge in Euro) 

  
Erschwerniszulage   

§ 4 Absatz 1 Nummer 1 3,62 
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Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes  

Mecklenburg-Vorpommern1

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. März 2012 (GVOBl. 
M-V S. 26), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 19. No-
vember 2019 (GVOBl. M-V S. 678, 681) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 15a wird wie folgt gefasst:

 „§ 15a  Beamte auf Probe in leitender Funktion“.

b) Die Angabe zu § 49 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 49   Zahlung der Versorgungsbezüge und Versorgungs-
auskunft“.

c) Die Angabe zu § 52 wird wie folgt gefasst:

 „§ 52  Rückforderung von Bezügen, Verjährung von An-
sprüchen und Geltendmachung“.

d) Nach der Angabe zu § 53 wird folgende Angabe einge-
fügt:

 „§ 53a  Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 
Altersgeld und Hinterbliebenenaltersgeld“.

e) Die Angabe zu § 67 wird wie folgt gefasst:

 „§ 67  Professoren an Hochschulen, Hochschuldozenten, 
Oberassistenten, Oberingenieure, Wissenschaft-
liche und Künstlerische Assistenten mit Bezügen 
nach § 88 Absatz 3 des Landesbesoldungsgesetzes 
sowie Professoren, Juniorprofessoren und hauptbe-
rufliche Leiter und Mitglieder von Leitungsgremi-
en an Hochschulen mit Bezügen nach der Besol-
dungsordnung W“.

f) Nach der Angabe zu § 67 wird folgende Angabe einge-
fügt:

 „§ 67a  Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen“.

g) Die Angabe zu § 69 wird wie folgt gefasst:

 „§ 69 (weggefallen)“.

h) Nach der Angabe zu § 69g wird folgende Angabe einge-
fügt:

 „§ 69h  Übergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur 
Änderung der Professorenbesoldung“.

i) Die Angabe zu § 72 wird wie folgt gefasst:

 „§ 72 (weggefallen)“.

j) Die Angabe zu § 87 wird wie folgt gefasst:

 „§ 87 (weggefallen)“.

k) Die Angabe zu § 88 wird wie folgt gefasst:

 „§ 88 (weggefallen)“.

l) Die Angabe zu § 105 wird wie folgt gefasst:

 „§ 105 (weggefallen)“.

m) Die Angabe zu § 106 wird wie folgt gefasst:

 „§ 106   Verweisung auf aufgehobene Vorschriften, Fort-
geltung von Rechtsvorschriften und Verwal-
tungsvorschriften“.

n) Die Angabe zu § 107 wird wie folgt gefasst:

 „§ 107   Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvor-
schriften, Zuständigkeitsregelungen“.

o) Die Angabe zu § 107a wird wie folgt gefasst:

 „§ 107a  Befristete Ausnahmen für Verwendungseinkom-
men“.

2. In § 1 werden die Absätze 4 und 5 aufgehoben.

3. In § 4 Absatz 2 werden die Wörter „§ 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 9 des Landesbesoldungs-
gesetzes“ ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 des Landes-
besoldungsgesetzes, soweit sie nach § 67a ruhege-
haltfähig sind,“

bb) In Satz 3 werden die Wörter „§ 42a des Bundesbeam-
tengesetzes oder entsprechendem Landesrecht“ durch 
die Wörter „§ 27 des Beamtenstatusgesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „getreten“ durch die Wörter 
„versetzt worden“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „in den Ruhe-
stand getreten“ die Wörter „oder in diesen versetzt 
worden“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „; die Länder können 
andere Zuständigkeiten bestimmen“ gestrichen.

d) In Absatz 4 werden die Wörter „getreten ist“ durch die 
Wörter „versetzt wurde“ ersetzt.

_____ 
1 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 8. März 2012; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2032 - 18
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5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 Nummer 1 wird aufgehoben.

bb) Satz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; die Zeit 
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge kann be-
rücksichtigt werden, wenn 

a) spätestens bei Beendigung des Urlaubs schrift-
lich anerkannt worden ist, dass diese öffent-
lichen Belangen oder dienstlichen Interessen 
dient, und

b) der Beamte für die Dauer der Beurlaubung zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit einen Versor-
gungszuschlag zahlt; der Versorgungszuschlag 
beträgt 30 Prozent der ohne Beurlaubung je -
weils zustehenden ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge, wobei Leistungsbezüge nach § 5 Ab -
satz 1 Satz 1 Nummer 4 von Anfang an in voller 
Höhe und die anteilige jährliche Sonderzah-
lung zu berücksichtigen sind; das für das Be -
amtenversorgungsrecht zuständige Ministeri-
um kann Ausnahmen von der Erhebung des 
Versorgungszuschlages zulassen,“.

cc) Satz 2 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

„7. für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln 
gewährt ist; bei einer Abfindung oder einer Abfin-
dungsrente gemäß § 152 und § 153 des Bundesbe-
amtengesetzes in der jeweils bis zum 31. Dezem-
ber 1976 geltenden Fassung oder entsprechendem 
Landesrecht ist die abgefundene Zeit ruhegehalt-
fähige Dienstzeit, wenn die Beamtin innerhalb 
einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach erneu-
ter Berufung in das Beamtenverhältnis die Abfin-
dung zurückgezahlt oder auf die Abfindungsrente 
verzichtet hat.“

dd) In Satz 3 Halbsatz 2 werden die Wörter „§ 72b des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Lan-
desrecht sowie nach entsprechenden Bestimmungen 
für Richter“ durch die Wörter „beamten- oder richter-
rechtlichen Bestimmungen“ ersetzt.

ee) In Satz 4 werden die Wörter „§ 42a des Bundesbeam-
tengesetzes oder entsprechendem Landesrecht“ 
durch die Wörter „§ 27 des Beamtenstatusgesetzes“ 
ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „; die Länder kön-
nen andere Zuständigkeiten bestimmen“ gestrichen.

6. In § 8 Absatz 1 werden die Wörter „nach Vollendung des  
17. Lebensjahres“ gestrichen.

7. § 9 wird wie folgt geändert

a) In Absatz 1 werden die Wörter „nach Vollendung des  
17. Lebensjahres“ gestrichen.

b) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst in der Bundeswehr 
oder der Nationalen Volksarmee der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik oder einen ver-
gleichbaren zivilen Ersatzdienst oder Polizeivoll-
zugsdienst geleistet hat oder“.

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres“ gestrichen.

b) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „bei Eintritt“ die 
Wörter „oder Versetzung des Beamten“ eingefügt.

9. In § 11 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres“ gestrichen.

10. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres“ gestrichen.

11. In § 12a werden die Wörter „§ 30 des Bundesbesoldungsge-
setzes“ durch die Wörter „§ 30 des Landesbesoldungsgeset-
zes“ ersetzt und die Wörter „für das Besoldungsdienstalter“ 
gestrichen. 

12. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „getreten“ durch die Wörter 
„versetzt worden“ und die Wörter „Eintritt in den Ru-
hestand“ durch die Wörter „Beginn des Ruhestan-
des“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 45 des Bundesbeam-
tengesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht“ 
durch die Wörter „§ 29 des Beamtenstatusgesetzes“ 
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „, soweit sie nach Voll-
endung des 17. Lebensjahres liegt,“ gestrichen.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

 „Zeiten einer besonderen Verwendung im Ausland 
nach § 31a Absatz 1 nach dem 1. Juni 2021 können 
bis zum Doppelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden, wenn sie einzeln ununterbro-
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chen mindestens 30 Tage und insgesamt mindestens 
180 Tage gedauert haben.“

13. § 14a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „in den Ruhestand 
getreten ist“ die Wörter „oder er in diesen versetzt wurde“ 
eingefügt und in Nummer 4 wird die Angabe „400“ durch 
die Angabe „525“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres und“ gestrichen.

14. § 15 wird wie folgt gefasst: 

„§ 15 
Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamte  

auf Lebenszeit und auf Probe

 Einem Beamten auf Lebenszeit oder einem Beamten auf Probe, 
der vor Ableistung einer Dienstzeit von fünf Jahren (§ 4 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1) wegen Erreichens der Altersgrenze nach 
§ 22 Absatz 1 Nummer 2 des Beamtenstatusgesetzes oder we-
gen Dienstunfähigkeit nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des 
Beamtenstatusgesetzes entlassen ist, kann ein Unterhaltsbeitrag 
bis zur Höhe des Ruhegehalts bewilligt werden.“

15. § 15a wird wie folgt gefasst:

„§ 15a 
Beamte auf Probe in leitender Funktion

 (1) § 15 findet auf Beamtenverhältnisse auf Probe in leitender 
Funktion keine Anwendung.

 (2) Aus Beamtenverhältnissen auf Probe in leitender Funktion 
ergibt sich kein selbständiger Anspruch auf Versorgung; die 
Unfallfürsorge bleibt hiervon unberührt.“

16. In § 20 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „getreten“ durch die 
Wörter „versetzt worden“ ersetzt.

17. § 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1) Die Kinder

1. eines verstorbenen Beamten auf Lebenszeit,

2. eines verstorbenen Ruhestandsbeamten oder

3. eines verstorbenen Beamten auf Probe, der an den Folgen 
einer Dienstbeschädigung (§ 28 Absatz 1 des Beamtensta-
tusgesetzes) verstorben ist oder dem die Entscheidung 
nach § 28 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes in Verbin-
dung mit § 42 des Landesbeamtengesetzes zugestellt war,

 erhalten Waisengeld, wenn der Beamte die Voraussetzungen 
des § 4 Absatz 1 erfüllt hat.“

18. In § 24 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „getreten“ durch die 
Wörter „versetzt worden“ ersetzt.

19. In § 29 Absatz 4 werden die Wörter „§ 9 des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 13 des Landesbesol-
dungsgesetzes“ ersetzt.

20. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 werden die Wörter „§ 64 des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landes-
recht“ durch die Wörter „§ 71 des Landesbeamtengeset-
zes“ ersetzt.

b) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Die in Betracht kommenden Krankheiten ergeben sich 
aus der Anlage 1 der Berufskrankheiten-Verordnung vom 
31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2623) in der jeweils gelten-
den Fassung.“

21. § 33 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „ärztliche“ 
die Wörter „und zahnärztliche“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „ärztlichen“ die 
Wörter „und zahnärztlichen“ eingefügt und die Wör-
ter „oder Heilanstaltspflege“ werden gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „oder Heilanstaltspfle-
ge“ gestrichen.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „ärztlichen“ die 
Wörter „und zahnärztlichen Untersuchung und“ einge-
fügt.

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

 „(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung das Nähere zu Umfang und Durchführung des 
Heilverfahrens zu bestimmen.“

22. In § 34 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Wartung“ durch das 
Wort „Hilfe“ ersetzt.

23. § 36 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „und“ das Wort „deswe-
gen“ eingefügt und das Wort „getreten“ durch die Wörter 
„versetzt worden“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „getretenen“ durch das Wort 
„versetzten“ ersetzt.

24. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „getreten“ durch die Wörter 
„versetzt wurde“ sowie die Wörter „des Eintritts“ 
durch die Wörter „der Versetzung“ ersetzt.
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bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass sich die ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge für Beamte 

1. der Laufbahngruppe 1 mit dem ersten Einstieg-
samt mindestens nach der Besoldungsgruppe A 6,

2. der Laufbahngruppe 1 mit dem zweiten Einstieg-
samt mindestens nach der Besoldungsgruppe A 9,

3. der Laufbahngruppe 2 mit dem ersten Einstiegsamt 
mindestens nach der Besoldungsgruppe A 12 und 

4. der Laufbahngruppe 2 mit dem zweiten Einstieg-
samt mindestens nach der Besoldungsgruppe A 16

 bemessen.“

b) In Absatz 3 werden das Wort „getreten“ durch die Wörter 
„versetzt wurde“ und die Wörter „des Eintritts“ durch die 
Wörter „der Versetzung“ ersetzt.

25. In § 38 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Eintritt“ die 
Wörter „oder Versetzung“ eingefügt und folgender Satz 2 an-
gefügt:

 „Der Anspruch erlischt ab der Gewährung von Altersgeld.“

26. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1) Ein Beamter, der einen Dienstunfall der in § 37 
bezeichneten Art erleidet, erhält eine einmalige Unfallent-
schädigung von 150 000 Euro, wenn er nach Feststellung 
der obersten Dienstbehörde infolge des Unfalls in seiner 
Erwerbsfähigkeit dauerhaft um wenigstens 50 Prozent 
beeinträchtigt ist. Für Dienstunfälle der in § 37 bezeichne-
ten Art, die vor dem 1. Juni 2021 eingetreten sind, finden 
Absatz 1 und 2 in der am 31. Mai 2021 geltenden Fassung 
Anwendung.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „verstorben“ die 
Wörter „und hat er eine einmalige Unfallentschädigung 
nach Absatz 1 nicht erhalten“ eingefügt.

bb) In Nummer 1 wird die Angabe „60 000“ durch die 
Angabe „100 000“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 wird die Angabe „20 000“ durch die 
Angabe „40 000“ ersetzt.

dd) In Nummer 3 wird die Angabe „10 000“ durch die 
Angabe „20 000“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nummer 5 werden die Wörter „eines Ver -
bandes der Bundespolizei“ durch die Wörter „eines 
Polizeiverbandes“ ersetzt und die Wörter „oder eines 

entsprechenden Polizeiverbandes der Länder“ ge  stri -
chen. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Die Landesregierung bestimmt durch Rechts  ver -
ordnung den Personenkreis des Satzes 1 und die zum 
Dienst im Sinne des Satzes 1 gehörenden dienstlichen 
Verrichtungen.“

d) Folgender Absatz 8 wird angefügt:

 „(8) Eine Entschädigung aus einer Unfallversicherung, 
für die der Dienstherr die Beiträge gezahlt hat, ist auf die 
Unfallentschädigung nach Absatz 3 anzurechnen.“

27. Dem § 43a Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:

 „Sind Versicherungsansprüche zur Finanzierung des Erwerbs 
von Wohneigentum an eine juristische Person abgetreten wor-
den, wird der Ausgleich für die ausgefallene Versicherung an 
diese juristische Person gezahlt, wenn die Abtretung durch den 
Beamten oder einen anderen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes dazu gedient hat, eine natürliche Person von Zah-
lungspflichten auf Grund der Finanzierung des Wohneigentums 
freizustellen. Dies gilt nicht für Schadensereignisse bei einer 
Verwendung im Sinne des § 31a Absatz 1, die vor dem 1. Juni 
2021 eingetreten sind.“

28. § 46 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Weitergehende Ansprüche auf Grund allgemeiner ge-
setzlicher Vorschriften können gegen einen öffentlich-
rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich des Grundge-
setzes oder gegen die in seinem Dienst stehenden Personen 
nur dann geltend gemacht werden, wenn der Dienstunfall 

1. durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer 
solchen Person verursacht worden oder

2. bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetre-
ten ist.

 Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 sind Leistungen, die dem 
Beamten und seinen Hinterbliebenen nach diesem Gesetz 
gewährt werden, auf die weitergehenden Ansprüche anzu-
rechnen; der Dienstherr, der Leistungen nach diesem Ge-
setz gewährt, hat keinen Anspruch auf Ersatz dieser Leis-
tungen gegen einen anderen öffentlich-rechtlichen Dienst-
herrn im Bundesgebiet.“

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „im Rahmen einer be-
sonderen Auslandsverwendung im Sinne des § 31a“ 
gestrichen.

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „beruhen“ die Wör-
ter „; dies gilt nicht in den Fällen des § 32“ eingefügt.
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29. § 47 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 1 Absatz 2 Num-
mer 1 bis 4 des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Landesbesol-
dungsgesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Nummer 1 werden die Wörter „§§ 28, 29 und 
31 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesbeamtengesetzes oder 
des entsprechenden Landesrechts oder des § 33 Absatz 2 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes“ durch die Wörter 
„§ 22 Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 2, § 23 Absatz 1 
Nummer 1, Absatz 2 oder Absatz 3 Nummer 1 des Beam-
tenstatusgesetzes“ ersetzt.

30. § 47a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 36 des Bundesbeam-
tengesetzes oder des entsprechenden Landesrechts“ 
durch die Wörter „§ 30 des Beamtenstatusgesetzes in 
Verbindung mit § 37 des Landesbeamtengesetzes“ 
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 9 des Landesbe-
soldungsgesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter „§ 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 9 des Landesbesol-
dungsgesetzes“ ersetzt.

31. In § 48 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „(§ 1 Absatz 2 
Nummer 1, 3 und 4 des Bundesbesoldungsgesetzes)“ durch 
die Wörter „(§ 2 Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 des Landesbe-
soldungsgesetzes)“ ersetzt.

32. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Versorgungs-
bezüge“ die Wörter „und Versorgungsauskunft“ angefügt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Sie kann diese Befugnisse im Einvernehmen mit 
dem für das Beamtenversorgungsrecht zuständigen 
Ministerium auf andere Stellen übertragen.“

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

 „(6) Hat ein Versorgungsberechtigter seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, so kann die oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle die Zahlung der Versorgungsbe-
züge von der Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten 
in der Bundesrepublik Deutschland abhängig machen.“

d) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „im Ausland“ werden durch die Wörter 
„außerhalb des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrs-
raumes Single Euro Payment Area (SEPA)“ ersetzt.

bb) Die Angabe „§ 59“ wird durch die Angabe „§ 67“ ersetzt.

e) Folgender Absatz 10 wird angefügt:

 „(10) Die für die Festsetzung der Versorgungsbezüge zu-
ständige Behörde hat dem Beamten bei berechtigtem Inter-
esse auf schriftlichen Antrag eine Auskunft zum Anspruch 
auf Versorgung nach der Sach- und Rechtslage zum Zeit-
punkt der Antragstellung zu erteilen. Von einem berechtig-
ten Interesse ist insbesondere auszugehen, wenn der Beam-
te das 55. Lebensjahr vollendet hat oder die Versetzung in 
den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit bevorsteht. Die 
Auskunft steht unter dem Vorbehalt der Sach- und Rechts-
lage bei Erreichen des Ruhestandes sowie der Richtigkeit 
und Vollständigkeit der zugrundeliegenden Daten.“

33. § 50 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Soweit Anspruch auf einen Unterschiedsbetrag nach 
Absatz 1 Satz 2 für dritte oder weitere Kinder besteht, wird 
neben dem Ruhegehalt der Zuschlag gewährt, der sich nach 
Anwendung des § 73 Absatz 1 des Landesbesoldungsgeset-
zes für einen Besoldungsempfänger in der Besoldungs-
gruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, ergibt.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „der Bund oder die 
Länder“ gestrichen und das Wort „gewähren“ wird durch 
die Wörter „gewährt wird“ ersetzt.

34. § 50e wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „treten“ die Wörter 
„oder in diesen versetzt werden“ eingefügt und in Nummer 5 
wird die Angabe „400“ durch die Angabe „525“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 wird die Angabe „400“ 
durch die Angabe „525“ ersetzt.

35. In § 51 Absatz 1 wird das Wort „bundesgesetzlich“ durch das 
Wort „gesetzlich“ ersetzt.

36. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 52 
Rückforderung von Bezügen, Verjährung  
von Ansprüchen und Geltendmachung“.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

 „Der Dienstherr ist berechtigt, die Rückforderung zu viel 
gezahlter Versorgungsbezüge durch Verwaltungsakt gel-
tend zu machen.“
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c) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

 „(6) Für die Verjährung und Geltendmachung von An-
sprüchen gelten die §§ 16 und 91 des Landesbesoldungs-
gesetzes entsprechend.“

37. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Satz 1 ist nicht auf Empfänger von Waisengeld anzuwen-
den.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird aufgehoben. 

bb) In Nummer 3 wird die Angabe „400“ durch die An-
gabe „525“ ersetzt.

38. Nach § 53 wird folgender § 53a eingefügt:

„§ 53a 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen  

mit Altersgeld und Hinterbliebenenaltersgeld

 Bezieht ein Versorgungsempfänger Altersgeld oder Hinter-
bliebenenaltersgeld nach dem Landesaltersgeldgesetz oder 
eine vergleichbare Alterssicherungsleistung, ruhen seine Ver-
sorgungsbezüge nach Anwendung des § 55 in Höhe des jewei-
ligen Betrages des Altersgeldes oder Hinterbliebenenalters-
geldes. Satz 1 gilt auch beim Bezug einer Mindestversorgung 
nach § 14 Absatz 4. Beim Zusammentreffen von Ruhegehalt 
mit Witwenaltersgeld nach dem Landesaltersgeldgesetz wird 
mindestens ein Betrag in Höhe des Ruhegehalts zuzüglich  
20 Prozent des Witwenaltersgeldes gezahlt. Beim Zusammen-
treffen von Witwengeld mit Altersgeld nach dem Landesal-
tersgeldgesetz wird mindestens ein Betrag in Höhe des Alters-
geldes zuzüglich 20 Prozent des Witwengeldes gezahlt. Satz 3 
und 4 finden für Witwer jeweils entsprechend Anwendung.“

39. § 55 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt 
gefasst:

„b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom vollendeten 
17. Lebensjahr bis zum Eintritt des Versorgungsfalles ab-
züglich von Zeiten nach § 12a, zuzüglich ruhegehaltfähi-
ger Dienstzeiten vor Vollendung des 17. Lebensjahres so-
wie der Zeiten, um die sich die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit erhöht, und der bei der Rente berücksichtigten Zeiten 
einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles,“

40. In § 57 Absatz 4 werden die Wörter „(§ 153 des Bundesbeam-
tengesetzes und entsprechende Vorschriften)“ gestrichen.

41. § 59 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „§ 48 des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landes-
recht“ durch die Wörter „§ 24 des Beamtenstatusgesetzes“ 
ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „§§ 50 und 51 des Bundes-
beamtengesetzes oder das entsprechende Landesrecht“ 
durch die Wörter „§§ 33 und 34 des Landesbeamtengeset-
zes“ ersetzt.

42. In § 60 Satz 1 werden die Wörter „der §§ 39 und 45 Absatz 1 
des Bundesbeamtengesetzes oder des entsprechenden Lan-
desrechts“ durch die Wörter „von § 29 Absätze 2 und 3, § 30 
Absatz 3 oder § 31 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes“ er-
setzt.

43. § 61 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „§§ 50 und 51 des 
Bundesbeamtengesetzes oder das entsprechende Landes-
recht“ durch die Wörter „§§ 33 und 34 des Landesbeam-
tengesetzes“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Lebensjah-
res auf Antrag gewährt, wenn die Waise

1. das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und

a) sich in Schulausbildung oder Berufsausbildung 
befindet,

b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier 
Kalendermonaten befindet, die zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem 
Ausbildungsabschnitt und der Ableistung des ge-
setzlichen Wehr- oder Zivildienstes oder der Ab-
leistung eines freiwilligen Dienstes im Sinne des 
Buchstaben c liegt, oder

c) einen freiwilligen Dienst im Sinne des § 32 Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d des Einkom-
mensteuergesetzes leistet; 

2. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behin-
derung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten; 
Waisengeld wird auch über das 27. Lebensjahr hinaus 
gewährt, wenn

a) die Behinderung vor Vollendung des 27. Lebens-
jahres eingetreten ist und 

b) die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihr Ehegatte 
oder früherer Ehegatte ihr keinen ausreichenden 
Unterhalt leisten kann oder dem Grunde nach nicht 
unterhaltspflichtig ist und sie auch nicht unterhält.

 In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe a und b 
sowie Nummer 2 erhöht sich die jeweilige Altersgrenze 
für eine Waise, die einen in § 32 Absatz 5 Satz 1 Nummer 
1 oder 2 des Einkommensteuergesetzes genannten Dienst 
oder eine in § 32 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 des Einkom-
mensteuergesetzes genannte Tätigkeit ausgeübt hat, um 
den Zeitraum, der der Dauer des jeweiligen Dienstes oder 
der jeweiligen Tätigkeit entspricht. Die Altersgrenze er-
höht sich jedoch höchstens um die Dauer des inländischen 
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gesetzlichen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten 
Kriegsdienstverweigerern um die Dauer des inländischen 
gesetzlichen Zivildienstes. Die Ableistung eines freiwilli-
gen Dienstes im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe 
c ist kein gleichgestellter Dienst im Sinne des Satzes 2. In 
den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 wird Waisengeld unge-
achtet der Höhe eines eigenen Einkommens dem Grunde 
nach gewährt. Soweit ein eigenes Einkommen der Waise 
jedoch das Zweifache des Mindestvollwaisengeldes nach 
§ 14 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit § 24 Absatz 1 
übersteigt, wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zuzüg-
lich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Absatz 1 ange-
rechnet.“

44. § 62a wird wie folgt gefasst:

„§ 62a 
Mitteilungspflicht für den Versorgungsbericht

 Die obersten Dienstbehörden übermitteln dem für das Versor-
gungsrecht zuständigen Ministerium für ihren Bereich die für 
die Erstellung des Versorgungsberichtes über die Entwicklung 
der Versorgungsleistungen erforderlichen Daten

1. zu den Gründen der Dienstunfähigkeit nach Hauptdiagno-
seklassen und

2. zur Person und letzten Beschäftigung der Betroffenen, die 
zur statistischen Auswertung erforderlich sind.

 Soweit entsprechende Daten nicht vorliegen, können bei an-
deren Stellen, insbesondere solchen, die mit der ärztlichen 
Begutachtung beauftragt wurden, Angaben zu Gründen einer 
Versetzung in den Ruhestand erhoben werden.“

45. § 63 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 8 werden die Wörter „§ 50 des Bundesbeam-
tengesetzes und entsprechendem Landesrecht“ durch die 
Wörter „§ 34 des Landesbeamtengesetzes“ ersetzt.

b) In Nummer 10 werden die Wörter „§ 4 Absatz 1 Satz 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 9 Absatz 
1 Satz 1 des Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

46. In § 64 Absatz 1 wird Satz 3 aufgehoben.

47. In § 66 Absatz 9 Satz 1 werden die Wörter „nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres“ gestrichen.

48. § 67 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 67 
Professoren an Hochschulen, Hochschuldozenten,  

Oberassistenten, Oberingenieure, Wissenschaftliche und 
Künstlerische Assistenten mit Bezügen nach § 88 Absatz 3 

des Landesbesoldungsgesetzes sowie Professoren,  
Juniorprofessoren und hauptberufliche Leiter und  
Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen  
mit Bezügen nach der Besoldungsordnung W“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 77 Absatz 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 88 Ab-
satz 3 des Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „Professoren“ das Wort 
„, Juniorprofessoren“ eingefügt und die Wörter 
„Bundesbesoldungsordnung W“ werden durch die 
Wörter „Besoldungsordnung W“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Professoren“ das Wort 
„, Juniorprofessoren“ eingefügt.

bb) In Satz 4 wird nach dem Wort „Professor“ das Wort 
„, Juniorprofessor“ eingefügt und die Wörter „§ 44 
Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c des Hochschulrah-
mengesetzes“ werden durch die Wörter „§ 58 Absatz 
1 Nummer 4 Buchstabe c des Landeshochschulgeset-
zes“ ersetzt.

d) In Absatz 4 wird vor dem Wort „Hochschuldozenten“ das 
Wort „Juniorprofessoren,“ eingefügt und die Wörter „§ 1 
Absatz 2 Nummer 1 bis 4 des Bundesbesoldungsgesetzes“ 
werden durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 
des Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

49. Nach § 67 wird folgender § 67a eingefügt:

„§ 67a 
Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen

 (1) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des 
Landesbesoldungsgesetzes sind nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 4 ruhegehaltfähig. 

 (2) Unbefristete Leistungsbezüge nach Absatz 1 sind zusam-
men in der Besoldungsgruppe W 2 bis zur Höhe von 23,1 Pro-
zent und in der Besoldungsgruppe W 3 bis zur Höhe von 
27,9 Prozent des jeweiligen Grundgehaltes ruhegehaltfähig, 
soweit sie jeweils mindestens zwei Jahre bezogen worden 
sind; dynamische Leistungsbezüge sind dabei vorrangig her-
anzuziehen. In die Zweijahresfrist einzurechnen ist die inner-
halb dieser Frist liegende Zeit einer Beurlaubung ohne Dienst-
bezüge, soweit sie als ruhegehaltfähig gemäß § 6 Absatz 1 
Nummer 5 anerkannt ist. 

 (3) Befristete Leistungsbezüge nach Absatz 1 sind in der Höhe 
ruhegehaltfähig, in der sie insgesamt für die Dauer von min-
destens zehn Jahren fortlaufend bezogen wurden und zusam-
men mit unbefristeten Leistungsbezügen nach Absatz 1 den 
jeweils maßgeblichen Prozentsatz nach Absatz 2, in Ausnah-
mefällen nach Absatz 4, nicht überschreiten. Wurden in einem 
Zeitraum mehrere Leistungsbezüge nach Satz 1 nebeneinan-
der gewährt, bildet deren Summe den in diesem Zeitraum be-
zogenen Betrag. Erfüllen mehrere Bezugszeiträume diese 
Bedingungen, ist nur der höchste, sich aus einem Bezugszeit-
raum ergebende ruhegehaltfähige Betrag heranzuziehen. Für 
die Zehnjahresfrist gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend.
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 (4) An die Stelle der in Absatz 2 genannten Höchstgrenzen 
treten in besonders begründeten Ausnahmefällen in der Besol-
dungsgruppe W 2 58,2 Prozent und in der Besoldungsgruppe 
W 3 64,5 Prozent. 

 (5) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 des Lan-
desbesoldungsgesetzes sind im Umfang von 25 Prozent ruhe-
gehaltfähig, sofern diese fortlaufend mindestens fünf Jahre 
bezogen wurden und im Umfang von insgesamt 50 Prozent 
ruhegehaltfähig, soweit sie mindestens fünf Jahre und zwei 
Amtszeiten bezogen wurden.

 (6) Abweichend von Absatz 5 sind Leistungsbezüge nach § 33 
Absatz 1 Nummer 3 des Landesbesoldungsgesetzes, soweit 
sie für die Wahrnehmung hauptamtlicher Funktionen gewährt 
werden, in voller Höhe ruhegehaltfähig, wenn der Beamte we-
gen Erreichens der beamtenrechtlichen Regelaltersgrenze in 
den Ruhestand tritt und diese Leistungsbezüge unmittelbar 
zuvor mindestens fünf Jahre ununterbrochen bezogen wurden. 
Treffen innerhalb dieses Beamtenverhältnisses Leistungsbe-
züge nach Satz 1 mit ruhegehaltfähigen Leistungsbezügen 
nach Absatz 1 zusammen, ist der nach Satz 1 maßgebliche 
Betrag mit der Summe der ruhegehaltfähigen Leistungsbezü-
ge nach Absatz 1, die sich in Anwendung der Absätze 2 bis 4 
errechnet, zu vergleichen. Der höhere Betrag ist bei der Be-
rechnung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge heranzuziehen.

 (7) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes, die als Einmalzahlungen vergeben werden, 
sind nicht ruhegehaltfähig.“

50. In § 68 Satz 2 werden die Wörter „des Bundes und der Län-
der“ gestrichen. 

51. § 69 wird aufgehoben.

52. § 69a Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Die Mindestversorgungsbezüge (§ 14 Absatz 4 Satz 2 und 3) 
und die Mindestunfallversorgungsbezüge bestimmen sich 
nach diesem Gesetz.“

53. Nach § 69g wird folgender § 69h eingefügt:

„§ 69h 
Übergangsregelung aus Anlass des Gesetzes  

zur Änderung der Professorenbesoldung

 Für Versorgungsempfänger, die vor dem 1. Januar 2013 aus 
Ämtern der Besoldungsgruppen W 2 oder W 3 den Ruhestand 
erreicht haben, ist eine Neufestsetzung der Versorgung ab 
1. Januar 2013 unter Anwendung des ab 1. Januar 2013 gel-
tenden Rechts vorzunehmen, sofern sich hieraus ein höherer 
Versorgungsbezug ergibt. Für Hinterbliebene gilt Satz 1 ent-
sprechend.“

54. Dem § 70 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

 „Für die Zahlung von Abschlägen ist § 17 Absatz 2 des Lan-
desbesoldungsgesetzes entsprechend anzuwenden.“

55. § 72 wird aufgehoben.

56. In § 85a Satz 1 werden die Wörter „§ 39 oder § 45 des Bun-
desbeamtengesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht“ 
durch die Wörter „§ 29, § 30 Absatz 3 oder § 31 Absatz 2 des 
Beamtenstatusgesetzes“ ersetzt.

57. § 87 wird aufgehoben.

58. § 88 wird aufgehoben. 

59. § 105 wird aufgehoben.

60. § 106 wird wie folgt gefasst:

„§ 106 
Verweisung auf aufgehobene Vorschriften,  
Fortgeltung von Rechtsvorschriften und  

Verwaltungsvorschriften

 (1) Wird in Rechtsvorschriften und Verwaltungsvorschriften 
auf Vorschriften und Bezeichnungen Bezug genommen, die 
nach diesem Gesetz nicht mehr gelten, so treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Vorschriften oder die Bezeichnungen die-
ses Gesetzes.

 (2) Die aufgrund des Beamtenversorgungsgesetzes erlassenen 
Verordnungen des Bundes, die mit dem Beamtenversorgungs-
überleitungsgesetz vom 4. Juli 2011 (GVOBl. S. 376, 382) in 
Landesrecht übergeleitet wurden, gelten in ihrer am 31. Au-
gust 2006 geltenden Fassung bis zum Erlass entsprechender 
landesrechtlicher Regelungen weiter, soweit durch dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt wird. Satz 1 gilt für die zum Be-
amtenversorgungsgesetz erlassenen Verwaltungsvorschriften 
des Bundes in ihrer am 31. August 2006 geltenden Fassung 
entsprechend.“

61. § 107 wird wie folgt gefasst:

„§ 107 
Ermächtigung zum Erlass von  

Verwaltungsvorschriften, Zuständigkeitsregelungen

 (1) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen all-
gemeinen Verwaltungsvorschriften erlässt das für das Versor-
gungsrecht zuständige Ministerium.

 (2) Für Versorgungsempfänger des Landes bestimmt die Lan-
desregierung durch Rechtsverordnung die Behörde, die für die 
Festsetzung, Anweisung und Rückforderung von Versorgung 
zuständig ist. Für die in § 1 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des 
Landesbesoldungsgesetzes genannten Dienstherren setzt die 
von der jeweiligen obersten Dienstbehörde bestimmte Stelle 
die Versorgung fest und regelt die Rückforderung dieser Leis-
tungen. Gesetzliche Regelungen bleiben davon unberührt.“

62. § 107a wird wie folgt gefasst:

„§ 107a 
Befristete Ausnahmen für Verwendungseinkommen

 (1) Für Verwendungseinkommen, das ein Ruhestandsbeamter 
vor Erreichen der für ihn geltenden Regelaltersgrenze im Rah-
men eines dringenden zeitlich befristeten Projekts des Versor-
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gungsdienstherrn erzielt, kann die oberste Dienstbehörde ent-
scheiden, dass eine Anrechnung entgegen der Regelung des 
§ 53 Absatz 7 Satz 4 nur in den Monaten des Zusammentref-
fens mit Versorgungsbezügen mit einem Zwölftel des im Ka-
lenderjahr erzielten Einkommens angerechnet wird. Satz 1 
gilt unter der Voraussetzung, dass die Verwendung des Ruhe-
standsbeamten im besonderen allgemeinen Interesse des Lan-
des oder im besonderen dienstlichen Interesse liegt. Das be-
sondere Verwendungsinteresse ist vor der Verwendung durch 
die oberste Dienstbehörde schriftlich festzustellen.

 (2) Für den Ruhestandsbeamten, der nach Erreichen der für 
ihn geltenden Regelaltersgrenze ein Verwendungseinkommen 
aus einer Beschäftigung erzielt, die besonderen öffentlichen 
Belangen oder besonderen dienstlichen Interessen dient, be-
trägt die Höchstgrenze nach § 53 Absatz 2 Nummer 1 erste 
Alternative 130 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ru-
hegehalt berechnet, zuzüglich des jeweils zustehenden Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Absatz 1. Das besondere Verwen-
dungsinteresse ist vor der Verwendung durch die oberste 
Dienstbehörde schriftlich festzustellen. Ein Abweichen von 
der monatsbezogenen Anrechnung gemäß Absatz 1 ist auch 
bei einer erhöhten Höchstgrenze nach Satz 1 möglich, wenn 
das Gewinnungsinteresse dies erfordert. 

 (3) Die Regelungen in den Absätzen 1 und 2 sind bis zum 
31. Dezember 2030 befristet.“

Artikel 3 
Gesetz über die Gewährung eines Altersgeldes des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern 
(Landesaltersgeldgesetz – LAltGG M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2032 - 35

Inhaltsübersicht

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Allgemeines 
§ 3 Anspruch 
§ 4 Verlust des Anspruchs auf Altersgeld 
§ 5 Altersgeldfähige Dienstbezüge 
§ 6 Altersgeldfähige Dienstzeit 
§ 7 Höhe des Altersgeldes 
§ 8 Zuschläge für Kindererziehung und Pflege 
§ 9 Hinterbliebenenaltersgeld 
§ 10 Festsetzung und Zahlung des Altersgeldes und  
 des Hinterbliebenenaltersgeldes, Rückforderung und  
 Durchführung 
§ 11 Zusammentreffen von Altersgeld, Witwenaltersgeld und  
 Witweraltersgeld mit Erwerbseinkommen 
§ 12 Zusammentreffen von Altersgeld und Hinterbliebenen- 
 altersgeld mit Renten 
§ 13 Zusammentreffen von Altersgeld und Hinterbliebenen- 
 altersgeld mit Versorgung aus zwischenstaatlicher oder  
 überstaatlicher Verwendung 
§ 14 Kürzung des Altersgeldes nach Ehescheidung 
§ 15 Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften  
 und Zuständigkeitsregelungen

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Altersgeld wird den am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
vorhandenen Beamtinnen und Beamten im Sinne von § 1 Absatz 1 
des Landesbeamtengesetzes gewährt, die nach § 23 Absatz 1 
Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes entlassen worden sind, 
wenn sie vor Beendigung des Dienstverhältnisses eine unwider-
rufliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Dienstherrn abge-
geben haben, anstelle der Nachversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung das Altersgeld in Anspruch nehmen zu wol-
len. Satz 1 gilt für Beamtinnen auf Zeit und Beamte auf Zeit nur, 
wenn sie nach Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand getreten wä-
ren.

(2) Das Altersgeld wird auf der Grundlage der altersgeldfähigen 
Dienstbezüge und der altersgeldfähigen Dienstzeit berechnet.

(3) Hinterbliebene der in Absatz 1 genannten Altersgeldberechtig-
ten haben Anspruch auf Hinterbliebenenaltersgeld.

(4) Altersgeld- und Hinterbliebenenaltersgeldberechtigte sind kei-
ne Versorgungsempfängerinnen oder Versorgungsempfänger im 
Sinne des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern. 

(5) Die Regelungen dieses Gesetzes finden entsprechend Anwen-
dung auf Richterinnen und Richter, die nach § 21 Absatz 2 Num-
mer 4 des Deutschen Richtergesetzes entlassen worden sind.

§ 2 
Allgemeines

(1) Das Altersgeld und das Hinterbliebenenaltersgeld werden 
durch Gesetz geregelt.

(2) § 3 Absatz 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

(3) Rechtsvorschriften, nach denen in den Fällen einer Entlassung 
auf Verlangen die Kosten eines Studiums oder einer sonstigen 
Ausbildung ganz oder teilweise zu erstatten sind, bleiben unbe-
rührt.

§ 3 
Anspruch

(1) Ein Anspruch auf Altersgeld und auf Hinterbliebenenalters-
geld besteht, wenn eine altersgeldfähige Dienstzeit nach § 6 von 
mindestens fünf Jahren zurückgelegt worden ist. Zeiten einer Teil-
zeitbeschäftigung sind nur in dem Umfang zu berücksichtigen, 
der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit 
entspricht. 

(2) Der Anspruch auf Altersgeld entsteht mit Ablauf des Tages, an 
dem das Dienstverhältnis endet.

(3) Der Anspruch auf Altersgeld ruht bis zum Ablauf des Monats, 
in dem die oder der Altersgeldberechtigte die Regelaltersgrenze 
nach § 35 Satz 2 oder § 235 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozi-
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algesetzbuch erreicht. Abweichend hiervon endet das Ruhen des 
Anspruchs mit dem Ablauf des Monats, der dem Monat voraus-
geht, in dem die oder der Altersgeldberechtigte

1. das 63. Lebensjahr vollendet hat,

2. schwerbehindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch ist und entweder

a) das 62. Lebensjahr vollendet hat oder

b) vor dem 1. Januar 1964 geboren ist und die nach § 236a 
Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch jeweils 
geltende Altersgrenze für die vorzeitige Inanspruchnahme 
der Altersrente für schwerbehinderte Menschen erreicht 
hat,

3. voll erwerbsgemindert nach § 43 Absatz 2 Satz 2 und 3 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ist,

4. teilweise erwerbsgemindert nach § 43 Absatz 1 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ist oder

5. vor dem 2. Januar 1961 geboren und berufsunfähig nach § 240 
Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ist.

Die §§ 103 und 104 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

(4) Wenn die Feststellung, ob eine verminderte Erwerbsfähigkeit 
nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 oder eine Berufs-
unfähigkeit nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 vorliegt, nicht durch 
den Träger der gesetzlichen Rentenversicherung getroffen wird, 
entscheidet hierüber eine Ärztin oder ein Arzt gemäß § 44 Ab-
satz 1 des Landesbeamtengesetzes. § 102 Absatz 2 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(5) Wird

1. die Beamtin oder der Beamte nach §§ 29 Absatz 2 und 3, 30 
Absatz 3 und 31 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes erneut in 
ein Beamtenverhältnis oder

2. die Richterin oder der Richter nach § 3 Absatz 1 des Landes-
richtergesetzes in Verbindung mit den in Nummer 1 aufge-
führten Vorschriften erneut in ein Richterverhältnis berufen,

entsteht ein Anspruch auf Altersgeld frühestens bei einer Entlas-
sung nach Ablauf von fünf Jahren ab der erneuten Berufung.

§ 4 
Verlust des Anspruchs auf Altersgeld

(1) Der Anspruch auf Altersgeld erlischt unter den Voraussetzun-
gen des § 59 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklen-
burg-Vorpommern.

(2) Wird in einem Disziplinarverfahren auf eine Kürzung des Al-
tersgeldes erkannt, beginnt die Kürzung mit dem Kalendermonat, 
der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt, 
frühestens mit dem Beginn der Zahlung des Altersgeldes.

(3) Ist bei einer Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf Ver-
langen bereits ein Disziplinarverfahren anhängig, wird dieses im 
Hinblick auf das Altersgeld fortgeführt. § 34 Absatz 2 Nummer 2 
des Landesdisziplinargesetzes ist nicht anzuwenden.

§ 5 
Altersgeldfähige Dienstbezüge

(1) Altersgeldfähige Dienstbezüge sind

1. das Grundgehalt nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Landesbe-
soldungsgesetzes,

2. sonstige Dienstbezüge, deren Ruhegehaltfähigkeit gesetzlich 
bestimmt ist,

3. Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 des Landesbesoldungs-
gesetzes, soweit sie nach Maßgabe des § 67a des Landesbe-
amtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern ruhe-
gehaltfähig sind.

Bei den Dienstbezügen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind die 
Dienstbezüge maßgebend, die der oder dem Altersgeldberechtigten 
zuletzt zugestanden haben. Verweisen anzuwendende Vorschriften 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpom-
mern auf den Unterschiedsbetrag nach § 50 Absatz 1 Landesbeam-
tenversorgungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern, ist dieser Ver-
weis insoweit unbeachtlich.

(2) Bei Teilzeitbeschäftigung oder bei Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge gelten als altersgeldfähige Dienstbezüge die dem letzten Amt 
entsprechenden vollen altersgeldfähigen Dienstbezüge; dies gilt 
auch bei eingeschränkter Verwendung wegen begrenzter Dienst-
fähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes. 

(3) § 5 Absatz 3, 5 und 6 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Mecklenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

§ 6 
Altersgeldfähige Dienstzeit

(1) Altersgeldfähig ist die Dienstzeit, die von der ersten Beru-
fung an im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Beamtenverhältnis zurückgelegt wurde. § 6 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklen-
burg-Vorpommern gilt entsprechend. Zeiten einer Teilzeitbe-
schäftigung sind nur zu dem Teil altersgeldfähig, der dem Ver-
hältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht; 
dies gilt auch für Zeiten einer eingeschränkten Verwendung 
wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatus-
gesetzes.

(2) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienstzeit stehen 
gleich

1. die im Richterverhältnis zurückgelegte Dienstzeit,

2. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung zurückgelegte Dienstzeit.
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(3) Als altersgeldfähig gelten auch die im berufsmäßigen oder 
nichtberufsmäßigen Wehrdienst zurückgelegten Zeiten oder ver-
gleichbare Zeiten in entsprechender Anwendung der §§ 8 und 9 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpom-
mern. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Zeiten, für die bereits 
Ansprüche auf Altersgeld oder altersgeldähnliche Ansprüche er-
worben wurden oder für die eine Nachversicherung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung oder in einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung durchgeführt worden ist.

(5) Die §§ 12a, 12b und 13 Absatz 2 Satz 3 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern gelten entspre-
chend.

§ 7 
Höhe des Altersgeldes

(1) Die Höhe des Altersgeldes beträgt für jedes Jahr altersgeldfä-
higer Dienstzeit 1,79375 Prozent der altersgeldfähigen Dienstbe-
züge, insgesamt jedoch höchstens 71,75 Prozent, multipliziert mit 
0,85. § 14 Absatz 1 Satz 2 bis 4 des Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes Mecklenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

(2) In den Fällen des § 3 Absatz 3 Satz 2 wird die Höhe des Alters-
geldes nach Absatz 1 um 3,6 Prozent für jedes Jahr vermindert, für 
das Altersgeld vor Ablauf des Monats gezahlt wird, in dem die 
oder der Altersgeldberechtigte die Regelaltersgrenze nach § 35 
Satz 2 oder § 235 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
erreicht; die Minderung darf mit Ausnahme der Fälle des § 3 Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 1 10,8 Prozent nicht übersteigen. § 14 Ab-
satz 1 Satz 2 bis 4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

(3) Endet das Ruhen des Anspruchs auf Altersgeld nach § 3 Absatz 
3 Satz 2 Nummer 4 oder Nummer 5, wird die Höhe des Altersgel-
des bis zum Erreichen der maßgeblichen Regelaltersgrenze mit 
0,5 multipliziert.

(4) Werden die Versorgungsbezüge nach § 70 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern allgemein er-
höht oder vermindert, erhöhen oder vermindern sich die der Be-
rechnung des Altersgeldes zugrundeliegenden altersgeldfähigen 
Dienstbezüge nach § 5 Absatz 1 entsprechend. Einmalzahlungen 
bleiben unberücksichtigt.

(5) Die Höhe des Altersgeldes und des Hinterbliebenenalters-
geldes darf nicht geringer sein als die Höhe des Rentenan-
spruchs, der sich ergeben hätte, wenn der Altersgeldberechtigte 
für die Zeit der versicherungsfreien Beschäftigung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung nachversichert worden wäre. 
Die Vergleichsberechnung hat die Stelle vorzunehmen, die das 
Altersgeld oder das Hinterbliebenenaltersgeld auszahlt. Die er-
forderliche Auskunft ist durch diese Stelle beim zuständigen 
Rentenversicherungsträger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung einzuholen.

§ 8 
Zuschläge für Kindererziehung und Pflege

Die §§ 50a, 50b, 50c Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis 4 sowie 
§ 50d des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern gelten entsprechend. An die Stelle des Ruhegehalts tritt 
das Altersgeld, an die Stelle der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
treten die altersgeldfähigen Dienstbezüge, an die Stelle der ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit tritt die altersgeldfähige Dienstzeit und 
an die Stelle des Witwengeldes nach § 20 Absatz 1 des Landesbe-
amtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern tritt das 
Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld nach § 9 Absatz 3.

§ 9 
Hinterbliebenenaltersgeld

(1) Das Hinterbliebenenaltersgeld umfasst

1. Altersgeld für den Sterbemonat (Absatz 2),

2. Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld (Absatz 3),

3. Witwenabfindung oder Witwerabfindung (Absatz 4),

4. Waisenaltersgeld (Absatz 5).

(2) Verstirbt die oder der Altersgeldberechtigte, verbleibt das im 
Sterbemonat zu zahlende Altersgeld in voller Höhe ihren oder sei-
nen Erbinnen oder Erben. § 17 Absatz 2 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

(3) Die Witwe oder der Witwer einer Altersgeldberechtigten oder 
eines Altersgeldberechtigten erhält Witwenaltersgeld oder Wit-
weraltersgeld. Das Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld be-
trägt 55 Prozent des Altersgeldes. § 19 Absatz 1 Satz 2 und § 20 
Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 3 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern gelten entsprechend 
mit der Maßgabe, dass in § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
an die Stelle des Eintritts der Beamtin oder des Beamten in den 
Ruhestand der Zeitpunkt der erstmaligen Zahlung von Altersgeld 
nach diesem Gesetz tritt.

(4) Eine Witwe oder ein Witwer mit Anspruch auf Witwenalters-
geld oder Witweraltersgeld, die oder der wieder heiratet, erhält 
eine Abfindung in Höhe des Vierundzwanzigfachen des ihr oder 
ihm im Monat der Wiederverheiratung nach Anwendung der 
§§ 13 bis 15 zu zahlenden Witwenaltersgeldes oder Witweralters-
geldes.

(5) Die Kinder einer verstorbenen Altersgeldberechtigten oder ei-
nes verstorbenen Altersgeldberechtigten erhalten Waisenalters-
geld. Das Waisenaltersgeld beträgt für Halbwaisen 12 Prozent und 
für Vollwaisen 20 Prozent des Altersgeldes. § 23 Absatz 2 Satz 1 
und § 24 Absatz 2 und 3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Mecklenburg-Vorpommern gelten entsprechend mit der Maß-
gabe, dass Kindern kein Waisengeld gewährt wird, deren Kind-
schaftsverhältnis zur oder zum verstorbenen Altersgeldberechtig-
ten durch Annahme als Kind nach erstmaliger Zahlung von Alters-
geld nach diesem Gesetz begründet worden ist.
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(6) Der Anspruch auf Witwenaltersgeld, Witweraltersgeld und 
Waisenaltersgeld nach Absatz 3 bis 5 entsteht frühestens mit Ab-
lauf des Sterbemonats der oder des Altersgeldberechtigten.

(7) Die §§ 1 Absatz 3, 25, 28, 52, 61 Absatz 1 und 2 sowie § 64 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpom-
mern gelten entsprechend. 

§ 10 
Festsetzung und Zahlung des Altersgeldes und  

des Hinterbliebenenaltersgeldes, Rückforderung und  
Durchführung

(1) Die oberste Dienstbehörde im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 2 
des Landesbeamtengesetzes setzt die altersgeldfähigen Dienstbe-
züge und die altersgeldfähige Dienstzeit innerhalb von sechs Mo-
naten nach der Entlassung fest. Sie kann diese Befugnis für Beam-
tinnen und Beamte des Landes im Einvernehmen mit der für das 
Versorgungsrecht zuständigen obersten Landesbehörde auf eine 
andere Stelle übertragen. Die Festsetzung erfolgt unter dem Vor-
behalt künftiger Rechtsänderungen.

(2) Die Leistungsgewährung, mit Ausnahme der Leistung nach 
§ 9 Absatz 2, erfolgt auf schriftlichen Antrag.

(3) Altersgeld und Hinterbliebenenaltersgeld wird ab dem Monat 
gewährt, in dem der Antrag bei der zuständigen Behörde einge-
gangen ist. Anträge, die innerhalb von drei Monaten nach Eintritt 
der Voraussetzungen nach § 3 Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 gestellt 
werden, gelten als am Ersten des Monats gestellt, in dem diese 
Voraussetzungen vorlagen. Im Falle des § 3 Absatz 4 Satz 2 ist die 
Zahlung des Altersgeldes nach Ablauf der jeweiligen Frist erneut 
zu beantragen.

(4) Das Altersgeld und das Hinterbliebenenaltersgeld sind für die 
gleichen Zeiträume zu zahlen wie die Dienstbezüge der Beamtin-
nen und Beamten. Sie sind am Ende des Monats fällig, in dem die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, und werden am letzten 
Bankarbeitstag dieses Monats gezahlt. Altersgeld, Witwenalters-
geld, Witweraltersgeld und Waisenaltersgeld werden längstens bis 
zum Ende des Monats gezahlt, in dem die oder der Berechtigte 
verstirbt.

(5) Für die Durchführung dieses Gesetzes gelten § 49 Absatz 3 
und 5 bis 9 sowie die §§ 52 und 62 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern entsprechend.

§ 11 
Zusammentreffen von Altersgeld, Witwenaltersgeld und 

Witweraltersgeld mit Erwerbseinkommen

(1) Beziehen Altersgeldberechtigte oder Berechtigte nach § 9 Ab-
satz 3 Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (§ 53 Absatz 7 des 
Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern), 
erhalten sie daneben Altersgeld oder Hinterbliebenenaltersgeld 
nur bis zum Erreichen der Höchstgrenze nach Absatz 2. Dies gilt 
nur bis zum Ablauf des Monats, in dem die oder der Altersgeldbe-
rechtigte die Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 oder § 235 Ab-
satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht.

(2) Die Höchstgrenze beträgt

1. für Altersgeldberechtigte nach § 3 Absatz 3 Satz 2 71,75 Pro-
zent der altersgeldfähigen Dienstbezüge zuzüglich eines Be-
trages von monatlich 525 Euro, 

2. für Witwen oder Witwer die der Berechnung des Witwenal-
tersgeldes oder Witweraltersgeldes zugrunde liegenden alters-
geldfähigen Dienstbezüge.

§ 12 
Zusammentreffen von Altersgeld und  
Hinterbliebenenaltersgeld mit Renten

(1) § 55 Absatz 1 bis 5 und 8 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes Mecklenburg-Vorpommern gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass

1. Renten im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 in dem Umfang unbe-
rücksichtigt bleiben, in dem sie nach Entstehen des Anspruchs 
auf Altersgeld nach diesem Gesetz erworben worden sind;

2. in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a an die Stelle der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt bestimmt, die al-
tersgeldfähigen Dienstbezüge treten;

3. an die Stelle der nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
zu ermittelnden Zeit die Zeit zwischen der Vollendung des 
17. Lebensjahres und der Beendigung des den Anspruch auf 
Altersgeld begründenden Dienstverhältnisses tritt;

4. in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 an die Stelle des Witwengeldes das 
Witwenaltersgeld oder Witweraltersgeld und an die Stelle des 
Waisengeldes das Waisenaltersgeld nach diesem Gesetz treten;

5. in Absatz 2 Satz 2 an die Stelle der Minderung nach § 14 Ab-
satz 3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern die Minderung nach § 7 Absatz 2 dieses Geset-
zes tritt;

6. die Höchstgrenze unter Anwendung des § 7 Absatz 3 festzu-
setzen ist, wenn das an der Ruhensregelung beteiligte Alters-
geld in entsprechender Anwendung dieser Vorschrift ermittelt 
worden ist;

7. in Absatz 5 an die Stelle des § 53 der § 11 dieses Gesetzes tritt.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die oder der Altersgeld-
berechtigte oder die oder der Hinterbliebenenaltersgeldberechtig-
te Anspruch auf Versorgung nach dem Landesbeamtenversor-
gungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern hat.

§ 13 
Zusammentreffen von Altersgeld und Hinterbliebenen- 

altersgeld mit Versorgung aus zwischenstaatlicher  
oder überstaatlicher Verwendung

Erhalten Altersgeldberechtigte oder Hinterbliebenenaltersgeldbe-
rechtigte aus einer Verwendung der oder des Altersgeldberechtigten 
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im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatli-
chen Einrichtung eine Versorgung, ruht das Altersgeld und Hinter-
bliebenenaltersgeld in entsprechender Anwendung des § 56 Absatz 
1 bis 6 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern mit der Maßgabe, dass die Versorgung in dem Umfang 
unberücksichtigt bleibt, in dem sie nach Entstehen des Anspruchs 
auf Altersgeld nach diesem Gesetz erworben wurde; bei der Festset-
zung der Höchstgrenze bleibt die Zeit nach Beendigung des Dienst-
verhältnisses unberücksichtigt. Der sich nach Satz 1 ergebende 
Ruhensbetrag ist von dem nach Anwendung der §§ 11 und 12 ver-
bleibenden Altersgeld abzuziehen.

§ 14 
Kürzung des Altersgeldes nach Ehescheidung

(1) Sind durch Entscheidung des Familiengerichts

1. Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung nach 
§ 1587b Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der bis zum 
31. August 2009 geltenden Fassung oder

2. Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz

übertragen oder begründet worden, werden nach Wirksamkeit die-
ser Entscheidung das Altersgeld der ausgleichspflichtigen Person 
und das Witwen-, Witwer- und Waisenaltersgeld ihrer Hinterblie-
benen nach Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrech-
nungsvorschriften um den nach Absatz 2 oder Absatz 3 berechne-
ten Betrag gekürzt. § 57 Absatz 1 Satz 3 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

(2) Der Kürzungsbetrag für das Altersgeld und für das Hinterblie-
benenaltersgeld berechnet sich in sinngemäßer Anwendung des 
§ 57 Absatz 2 und 3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern. An die Stelle des Eintritts in den Ruhestand 
tritt dabei der Zeitpunkt nach § 3 Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2.

(3) Die Kürzung des Altersgeldes oder des Hinterbliebenenalters-
geldes kann von den Berechtigten ganz oder teilweise durch Zah-
lung eines Kapitalbetrags an den Dienstherrn abgewendet werden. 
§ 58 Absatz 2 bis 4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern gilt entsprechend.

§ 15 
Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften  

und Zuständigkeitsregelungen

(1) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen allge-
meinen Verwaltungsvorschriften erlässt die für das Versorgungs-
recht zuständige oberste Landesbehörde. 

(2) Für die aus dem Landesdienst auf eigenen Antrag entlassenen 
Altersgeldberechtigten bestimmt die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung die Behörde, die für die Festsetzung, Anwei-
sung und Rückforderung von Altersgeld zuständig ist. Für die in 
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des Landesbesoldungsgesetzes ge-
nannten Beamtinnen und Beamten setzt die von der jeweiligen 
obersten Dienstbehörde bestimmte Stelle das Altersgeld fest und 
regelt die Rückforderung dieser Leistungen. Gesetzliche Regelun-
gen bleiben davon unberührt.

Artikel 4 
Änderung des Landesbeamtengesetzes2

Das Landesbeamtengesetz vom 17. Dezember 2009 (GVOBl. M-V 
S. 687), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Mai 2018 
(GVOBl. M-V S. 193, 201) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Bei § 9 werden nach den Wörtern „gesundheitliche Eig-
nung“ ein Komma und die Wörter „genetische Untersu-
chungen“ eingefügt.

b) Nach der Angabe „§ 12 Befähigung (§ 7 BeamtStG)“ wird 
die Angabe „§ 12a Zuverlässigkeitsüberprüfung“ einge-
fügt.

c) Bei § 16 werden nach den Wörtern „des Gemeinschafts-
rechts“ die Wörter “und aufgrund in Drittstaaten erworbe-
ner Berufsqualifikationen“ angefügt.

d) Die Angabe „§ 21 Erprobung“ wird durch die Angabe 
„§ 21 Beamtenverhältnis auf Probe in Ämtern mit leiten-
der Funktion“ ersetzt.

e) Bei § 58 wird nach dem Wort „Dienstkleidungsvorschrif-
ten“ ein Komma und das Wort „Kennzeichnungspflicht“ 
angefügt.

f) Nach der Angabe „§ 64 Umfang der Teilzeitbeschäftigung 
aus familiären Gründen“ werden folgende Angaben ein-
gefügt:

 „§ 64a  Kurzzeitige Verhinderung, Pflegezeit 
§ 64b  Familienpflegezeit“.

g) Bei § 65 wird die Angabe „§ 65 Altersteilzeit“ durch die 
Angabe „§ 65 Teilzeitbeschäftigung zur Sicherung des 
Wissenstransfers“ ersetzt.

h) Nach der Angabe „§ 83a Erfüllung durch den Dienstherrn 
bei Schmerzensgeldansprüchen“ wird die Angabe „§ 83b 
Verzinsung, Abtretung, Verpfändung, Aufrechnung, Zu-
rückbehaltung, Belassung und Rückforderung von Leis-
tungen“ eingefügt.

i) Die Angabe zu § 96 wird wie folgt gefasst:

 „§ 96  Aufgaben des Landesbeamtenausschusses; Unter-
ausschüsse“.

j) Bei § 111 werden nach dem Wort „Dienstkleidung“ hinter 
dem Komma die Wörter „äußeres Erscheinungsbild“ und 
ein Komma eingefügt.

k) Die Angabe zu § 114 wird wie folgt gefasst:

 „§ 114 Beamte der Fachrichtung Feuerwehrdienst“.

l) Nach der Angabe „§ 126 Übergangsregelung für erlassene 
Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen“ wird 

_____ 
2 Ändert Gesetz vom 17. Dezember 2009; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2030 - 11
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die Angabe „§ 127 Übergangsregelung für Beamte in der 
Erprobungszeit für Ämter mit leitender Funktion“ ange-
fügt.

m) Nach der Angabe zu § 127 wird folgende Angabe ange-
fügt:

 „§ 128  Übergangsregelung für Beamte des feuerwehr-
technischen Dienstes“.

2. In § 6 Absatz 4 Satz 2 werden nach der Zahl „29“ die Wörter 
„dieses Gesetzes sowie die §§ 14, 15 und 20 des Beamtensta-
tusgesetzes“ eingefügt.

3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach den Wörtern „gesundheit-
liche Eignung“ ein Komma gesetzt und die Wörter „gene-
tische Untersuchungen“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Die gesundheitliche Eignung für die Berufung in ein 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in ein anderes Be-
amten- oder Beschäftigtenverhältnis mit dem Ziel der spä-
teren Verwendung im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
ist auf Grund eines ärztlichen Gutachtens (§ 44) festzu-
stellen. Bei Beamten des Polizeivollzugsdienstes, der Be-
rufsfeuerwehren und des Justizvollzugsdienstes erfolgt 
die Prüfung auch vor der Ernennung zum Widerrufsbeam-
ten. Die gesundheitliche Eignung für die Ernennung zum 
Ehrenbeamten oder zum Beamten auf Zeit ist aufgrund 
eines ärztlichen Gutachtens (§ 44) festzustellen.“

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4) Die für Beschäftigte geltenden Rechtsvorschriften über 
genetische Untersuchungen und Analysen vor und nach Be-
gründung des Beschäftigungsverhältnisses nach § 19 des 
Gendiagnostikgesetzes sind entsprechend anzuwenden.“

4. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:

„§ 12a 
Zuverlässigkeitsüberprüfung

 (1) Vor der erstmaligen Begründung eines Beamtenverhältnis-
ses in der Laufbahn des Polizeivollzugsdienstes ersucht die 
Einstellungsbehörde die Verfassungsschutzbehörde und die 
Polizei um Auskunft, ob und gegebenenfalls welche Erkennt-
nisse vorliegen, die Zweifel daran zu begründen vermögen, 
dass der Bewerber die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes gemäß § 7 Absatz 1 Nummer 2 des Beamten-
statusgesetzes einzutreten. Satz 1 gilt auch für die Laufbahn 
des Justizdienstes, soweit die Bewerber in einer Justizvoll-
zugseinrichtung, als Gerichts- und Bewährungshelfer, als Psy-
chologe der Forensischen Ambulanz im Landesamt für ambu-
lante Straffälligenarbeit oder als Rechtspfleger tätig werden. 
Zu diesem Zweck ist abweichend von Artikel 9 Absatz 1 Da-
tenschutzgrundverordnung die Verarbeitung besonderer Kate-
gorien personenbezogener Daten zulässig. Hierzu übermittelt 

die Einstellungsbehörde den angefragten Stellen den Namen, 
die Vornamen, den Geburtsnamen, das Geburtsdatum, den Ge-
burtsort, das Geschlecht und die Staatsangehörigkeit des Be-
werbers. Die angefragten Stellen teilen mit, ob zu der Person 
Erkenntnisse nach Satz 1 vorliegen. Darüber hinaus übermit-
teln sie der Einstellungsbehörde die bei ihr vorliegenden si-
cherheitsrelevanten Erkenntnisse über den Bewerber, soweit 
Sicherheitsinteressen oder rechtliche Regelungen dem nicht 
entgegenstehen.

 (2) Soweit erforderlich, ersucht die Polizei die Polizeibehör-
den der anderen Bundesländer und des Bundes um Auskunft.

 (3) Das Auskunftsverfahren ist nicht zulässig, wenn der Be-
werber das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. In diesem 
Fall erfolgt die Abfrage vor der Begründung des Beamtenver-
hältnisses auf Probe.

 (4) Die von der Verfassungsschutzbehörde und der Polizei 
übermittelten Daten dürfen nur von Personen verarbeitet wer-
den, die einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterlie-
gen und hinsichtlich ihrer Tätigkeit sensibilisiert wurden. Das 
von den Sicherheitsbehörden übermittelte Ergebnis wird ver-
schlossen zu den Bewerbungsunterlagen genommen oder 
durch technische und organisatorische Maßnahmen vor dem 
Zugriff Unbefugter geschützt. Es darf nur durch Befugte zur 
Kenntnis genommen werden. Nach Abschluss des Bewer-
bungsverfahrens sind die Daten zu löschen. Die Bewerber 
sind über die Abfrage bei der Verfassungsschutzbehörde und 
der Polizei vorab rechtzeitig zu informieren.

 (5) Der Bewerber ist durch die Einstellungsbehörde über das 
beabsichtigte Auskunfts-verfahren, den Zweck und das Ver-
fahren der Datenübermittlung einschließlich der weiteren Ver-
arbeitung der erhobenen Daten zu unterrichten. Die Verfas-
sungsschutzbehörde und die Polizei dürfen die genannten 
Daten nur für die Durchführung der Abfrage verarbeiten, es 
sei denn, eine Verarbeitung ist aufgrund anderer Vorschriften 
zulässig. Im Übrigen werden die Daten gelöscht, sobald die 
angefragten Stellen eine Mitteilung der Einstellungsbehörde 
über den Abschluss des Bewerbungsverfahrens erhalten. 

 (6) Die Datenübermittlung nach Absatz 1 kann elektronisch 
erfolgen soweit die Vertraulichkeit, die Integrität und die Au-
thentizität der Daten durch eine geeignete Verschlüsselung 
sichergestellt ist. Das Innenministerium wird ermächtigt, die 
Einzelheiten der elektronischen Datenübermittlung durch 
Rechtsverordnung zu regeln.“

5. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „das erste Einstieg-
samt“ die Wörter „(einfacher Dienst)“ eingefügt.

b) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „das zweite Ein-
stiegsamt“ die Wörter „(mittlerer Dienst)“ eingefügt.

c) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „das erste Einstieg-
samt“ die Wörter „(gehobener Dienst)“eingefügt.

d) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „das zweite Ein-
stiegsamt“ die Wörter „(höherer Dienst)“ eingefügt.
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6. § 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16 
Erwerb der Laufbahnbefähigung aufgrund  

des Gemeinschaftsrechts und aufgrund  
in Drittstaaten erworbener Berufsqualifikationen

 (1) Die Laufbahnbefähigung kann auch aufgrund

1. der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABl. EU L 255 vom  
30. September 2005 S. 22), zuletzt geändert am 20. No-
vember 2013 durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. EU 
L 354 S. 132),

2. eines mit einem Drittstaat geschlossenen Vertrages, in 
dem die Bundesrepublik Deutschland und die Euro-
päische Union einen entsprechenden Anspruch auf Aner-
kennung der Berufsqualifikation eingeräumt haben, oder

3. einer auf eine Tätigkeit in einer öffentlichen Verwaltung 
vorbereitenden Berufsqualifikation, die in einem von § 7 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c des Beamtenstatusgeset-
zes nicht erfassten Drittstaat erworben worden ist,

 erworben werden.

 (2) Die deutsche Sprache muss in dem für die Wahrnehmung 
der Aufgaben der Laufbahn erforderlichen Maß beherrscht 
werden. 

 (3) Das Nähere regelt die Landesregierung durch Rechtsver-
ordnung. Darin sollen insbesondere geregelt werden

1. die Einzelheiten der Anerkennungsbedingungen, 

2. die Ausgleichsmaßnahmen einschließlich der Vorausset-
zungen und der Durchführung der Eignungsprüfung und 
des Anpassungslehrgangs,

3. das Anerkennungsverfahren sowie

4. die Verwaltungszusammenarbeit nach Titel V der Richtli-
nie 2005/36/EG, insbesondere der Vorwarnmechanismus 
nach Artikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG. 

 (4) Für die Laufbahnen der Fachrichtung des Bildungsdiens-
tes ist die Rechtsverordnung durch die für das Bildungswesen 
zuständige oberste Landesbehörde zu erlassen. Absatz 6 gilt 
entsprechend.

 (5) Die Verfahren nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 sowie auf-
grund der Rechtsverordnungen nach Absatz 3 und 4 können 
über den Einheitlichen Ansprechpartner nach dem Gesetz zur 
Errichtung von Stellen mit der Bezeichnung „Einheitlicher 
Ansprechpartner“ und zur Übertragung von Aufgaben auf die 
Wirtschaftskammern vom 17. Dezember 2009 (GVOBl. M-V 
S. 729) abgewickelt werden. Der Einheitliche Ansprechpart-
ner stellt die Informationen zur Verfügung und verweist auf 
die jeweils zuständigen Stellen zum Zwecke der elektroni-
schen Verfahrensabwicklung nach Artikel 57a Absatz 1 Satz 1 

der Richtlinie 2005/36/EG. Es gelten die Bestimmungen zum 
Verfahren über die einheitliche Stelle nach §§ 71a bis 71e des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes. 

 (6) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz ist, mit Aus-
nahme des § 17, nicht anzuwenden.“

7. In § 18 wird folgender Satz 3 angefügt:

 „Eine Einstellung in einem höheren Amt ist auch zulässig, 
wenn ein nach der laufbahn- und besoldungsrechtlichen Zu-
ordnung entsprechendes Amt in einem früheren Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit erreicht worden ist; in diesen Fällen ist 
keine Probezeit abzuleisten.“

8. § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. im Fall der Übertragung einer höherwertigen Funktion vor 
Feststellung der Eignung in einer Erprobungszeit von 
mindestens sechs Monaten, soweit nicht Zeiten der Über-
tragung einer höherwertigen Funktion nach näherer Rege-
lung in den Laufbahnverordnungen angerechnet werden 
können,“

9. § 21 wird wie folgt gefasst: 

„§ 21 
Beamtenverhältnis auf Probe in Ämtern  

mit leitender Funktion

 (1) Ein Amt mit leitender Funktion wird zunächst im Beam-
tenverhältnis auf Probe übertragen; dies gilt nicht für Beamte, 
die sich bereits in einem Amt mit leitender Funktion befinden, 
sofern damit keine wesentliche Änderung des bereits übertra-
genen Aufgabenkreises verbunden ist. Die regelmäßige Pro-
bezeit beträgt zwei Jahre. Zeiten, in denen dem Beamten die 
leitende Funktion oder eine vergleichbare Funktion bereits 
übertragen war, können auf die Probezeit angerechnet wer-
den. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, einer El-
ternzeit ohne Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung und 
Krankheitszeiten hemmen den Lauf der Probezeit, wenn sie 
zusammengenommen die Dauer von drei Monaten über-
schreiten. Eine Verlängerung der Probezeit ist nicht zulässig.

 (2) In ein Amt im Sinne des Absatzes 1 darf nur berufen wer-
den, wer

1. sich in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder ei-
nem Richterverhältnis auf Lebenszeit befindet und

2. in dieses Amt auch als Beamter auf Lebenszeit berufen 
werden könnte.

 Der Landesbeamtenausschuss kann hiervon Ausnahmen zu-
lassen. Befindet sich der Beamte nur in dem Beamtenverhält-
nis auf Probe nach Absatz 1, bleiben die für Beamte auf Probe 
geltenden disziplinarrechtlichen Regelungen unberührt.

 (3) Vom Tage der Ernennung ruhen für die Dauer der Probe-
zeit die Rechte und Pflichten aus dem Amt, das dem Beamten 
zuletzt im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder im Richter-
verhältnis auf Lebenszeit übertragen worden ist, mit Ausnah-
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me der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbotes 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken. Das Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit oder das Richterverhältnis auf 
Lebenszeit besteht bei demselben Dienstherrn neben dem Be-
amtenverhältnis auf Probe fort. Dienstvergehen, die mit Be-
zug auf das Beamtenverhältnis oder das Richterverhältnis auf 
Lebenszeit oder das Beamtenverhältnis auf Probe begangen 
worden sind, werden so verfolgt, als stünde der Beamte oder 
Richter nur im Beamtenverhältnis oder Richterverhältnis auf 
Lebenszeit.

 (4) Wird der Beamte während der Probezeit in ein anderes 
Amt mit leitender Funktion versetzt oder umgesetzt, das in 
dieselbe Besoldungsgruppe eingestuft ist wie das zuletzt über-
tragene Amt mit leitender Funktion, läuft die Probezeit weiter. 
Wird dem Beamten ein höher eingestuftes Amt mit leitender 
Funktion übertragen, beginnt eine neue Probezeit. Das bishe-
rige Beamtenverhältnis auf Probe wird gemäß § 23 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes und § 31 Ab-
satz 2 durch Entlassung beendet.

 (5) Ämter im Sinne des Absatzes 1 sind

1. die der Besoldungsgruppe A 16 und der Besoldungsord-
nung B angehörenden Ämter,

2. Ämter in der Besoldungsgruppe A 15 als Leitung einer 
Landesbehörde oder einer sonstigen der Aufsicht des Lan-
des unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts,

3. bei kommunalen Körperschaften Ämter ab der Besol-
dungsgruppe A 13, wenn die Funktion als leitender Ver-
waltungsbeamter oder als Leiter eines Dezernates, eines 
Amtes, eines Fachdienstes oder einer vergleichbaren Or-
ganisationseinheit übertragen werden soll,

4. Ämter ab der Besoldungsgruppe A 14 als Kanzler einer 
Hochschule (§ 87 Absatz 2 Landeshochschulgesetz),

 sofern die Funktion nicht in § 20 Absatz 2 Satz 2 genannt ist. 

 (6) Der Beamte ist über die in § 22 Absatz 5 des Beamtensta-
tusgesetzes genannten Fälle hinaus auch

1. mit Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit 
oder Richterverhältnisses auf Lebenszeit,

2. mit der Übertragung eines der in § 20 Absatz 2 Satz 2 
genannten Ämter oder

3. mit Verhängung mindestens einer Kürzung der Dienstbe-
züge

 aus dem Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1 entlassen. 
Der Beamte ist zu entlassen, wenn bereits vor Ablauf der Pro-
bezeit ein Mangel besteht, der die Feststellung der Bewährung 
ausschließt und nachhaltige Zweifel bestehen, dass der Mangel 
in der restlichen Probezeit noch behoben werden kann.

 (7) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Probezeit ist das Amt 
nach Absatz 1 auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 

zu übertragen. Einem Richter darf das Amt in leitender Funk-
tion auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit nur über-
tragen werden, wenn er die Entlassung aus dem Richteramt 
schriftlich verlangt. Wird das Amt nicht auf Dauer übertragen, 
endet der Anspruch auf Besoldung aus diesem Amt. Weiterge-
hende Ansprüche bestehen nicht. Eine erneute Berufung in ein 
Beamtenverhältnis auf Probe zur Übertragung dieses Amtes 
ist innerhalb von zwei Jahren nicht zulässig.

 (8) Der Beamte führt während der Amtszeit im Dienst nur die 
Amtsbezeichnung des nach Absatz 1 übertragenen Amtes; 
dies gilt auch für die Befugnis zum Führen der Amtszeich-
nung außerhalb des Dienstes. Wird das Amt nach Absatz 1 
nicht auf Dauer übertragen, darf die Amtsbezeichnung nach 
Absatz 1 mit dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis 
auf Probe nicht weitergeführt werden.

 (9) § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 findet keine Anwendung.

 (10) § 66 Absatz 1 findet keine Anwendung.“

10. In § 23 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4) Die für Beschäftigte geltenden Rechtsvorschriften über 
das arbeitsrechtliche Benachteiligungsverbot aus genetischen 
Gründen nach § 21 des Gendiagnostikgesetzes sind entspre-
chend anzuwenden.“

11. § 25 Absatz 2 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

„7. die Einzelheiten und Ausnahmen von der Erprobung so-
wie die Einzelheiten des Beamtenverhältnisses auf Probe 
in Ämtern mit leitender Funktion (§ 20 und § 21),“

12. In § 28 Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Krankenfür-
sorge“ ein Komma eingefügt und die Wörter „und Versor-
gung“ durch die Wörter „Versorgung und Altersgeld“ ersetzt.

13. Dem § 35 wird folgender Absatz 5 angefügt:

 „(5) Waren Beamte auf Lebenszeit vor einem Laufbahnwech-
sel oder Verwendungswechsel als Beamte nach §§ 108, 114 
oder 115 tätig und haben sie hierbei zwanzig vollständige Jah-
re im Wechselschichtdienst erbracht, so verringert sich für sie 
die in Absatz 1 oder 2 festgelegte Regelaltersgrenze um zwei 
Jahre, wenn der Laufbahnwechsel oder der Verwendungs-
wechsel im Rahmen einer anderweitigen Verwendung zur 
Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst-
unfähigkeit nach § 26 des Beamtenstatusgesetzes erfolgt ist; 
die Regelaltersgrenze verringert sich um weitere sechs Mona-
te für jeweils fünf darüber hinaus vollständig erbrachte Jahre 
im Wechselschichtdienst. Im Falle von Beamten nach § 114 ist 
auch Schichtdienst zu berücksichtigen. Der Beamte hat spä-
testens drei Jahre vor Erreichen der sich nach den Sätzen 1 
und 2 ergebenden Regelaltersgrenze anzuzeigen, inwieweit er 
hierfür die Voraussetzungen erfüllt.“

14. In § 43 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

 „(3) Der Beamte ist verpflichtet, zur Wiederherstellung seiner 
Dienstfähigkeit an geeigneten und zumutbaren gesundheitli-
chen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzuneh-
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men. Diese Verpflichtung gilt auch zur Vermeidung einer dro-
henden Dienstunfähigkeit. Vor der Versetzung in den Ruhe-
stand ist er auf diese Pflicht hinzuweisen, es sei denn, nach 
den Umständen des Einzelfalls kommt eine erneute Berufung 
in das Beamtenverhältnis nicht in Betracht. Der Dienstherr 
hat, sofern keine anderen Ansprüche bestehen, die Kosten für 
diese gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaß-
nahmen zu tragen.“

15. § 44 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „(1) Die ärztliche Untersuchung wird von Amtsärzten und be-
amteten Ärzten oder sonstigen von der zuständigen Behörde 
bestimmten Ärzten durchgeführt.“

16. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut des § 51 wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

 „(2) Auf frühere Beamte mit Anspruch auf Altersgeld fin-
det § 47 Absatz 2 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes ent-
sprechende Anwendung.“

17. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut des § 53 wird Absatz 1.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt:

 „(2) Absatz 1 gilt für Altersgeldberechtigte und deren Hin-
terbliebene entsprechend.“

18. § 58 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird nach dem Wort „Dienstkleidungs-
vorschriften“ ein Komma und das Wort „Kennzeich-
nungspflicht“ angefügt.

b) Der bisherige Wortlaut des § 58 wird Absatz 1.

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

 „(2) Beamte der Fachrichtung des Polizeivollzugsdienstes 
im Sinne des § 107 tragen beim Einsatz in geschlossenen 
Einheiten eine zur nachträglichen Identitätsfeststellung 
geeignete Kennzeichnung. Diese Kennzeichnungspflicht 
gilt nicht, soweit der Zweck der Maßnahme oder Amts-
handlung oder überwiegende schutzwürdige Belange des 
Polizeivollzugsbediensteten dadurch beeinträchtigt wer-
den. Das Nähere zu Inhalt, Umfang und Ausnahmen von 
dieser Verpflichtung regelt das für Inneres zuständige Mi-
nisterium durch Verwaltungsvorschrift.“

19. Nach § 64 werden folgende §§ 64a und 64b eingefügt:

„§ 64a 
Kurzzeitige Verhinderung, Pflegezeit

 (1) Beamte sind für bis zu zehn Arbeitstage, davon bis zu neun 
Arbeitstage unter Fortzahlung der Bezüge, vom Dienst freizu-

stellen, wenn dies erforderlich ist, um für einen pflegebedürf-
tigen nahen Angehörigen im Sinne des § 7 Absätze 3 und 4 des 
Pflegezeitgesetzes in einer akut aufgetretenen Pflegesituation 
eine bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine pflege-
rische Versorgung in dieser Zeit sicherzustellen (kurzzeitige 
Verhinderung). Die Verhinderung an der Dienstleistung sowie 
deren voraussichtliche Dauer sind unverzüglich mitzuteilen. 
Die Pflegebedürftigkeit des nahen Angehörigen und die Erfor-
derlichkeit der Maßnahme nach Satz 1 sind durch eine ärztli-
che Bescheinigung nachzuweisen.

 (2) Beamten, die

1. einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen im Sinne des 
§ 7 Absätze 3 und 4 des Pflegezeitgesetzes in häuslicher 
Umgebung pflegen oder

2. einen minderjährigen pflegebedürftigen nahen Angehöri-
gen in häuslicher oder außerhäuslicher Umgebung betreu-
en oder 

3. einen nahen Angehörigen begleiten, der an einer Erkran-
kung leidet, die progredient verläuft und bereits ein weit 
fortgeschrittenes Stadium erreicht hat, bei der eine Hei-
lung ausgeschlossen und eine palliativmedizinische Be-
handlung notwendig ist und die eine begrenzte Lebenser-
wartung von Wochen oder wenigen Monaten erwarten 
lässt,

 ist auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge oder Teilzeitbe-
schäftigung zu bewilligen (Pflegezeit). Beamten auf Widerruf 
im Vorbereitungsdienst kann Teilzeitbeschäftigung mit min-
destens einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt 
werden, soweit dies nach der Struktur der Ausbildung möglich 
ist und der Erfolg der Ausbildung nicht gefährdet wird. Wird 
Teilzeit in Anspruch genommen, ist den Wünschen des Beam-
ten hinsichtlich der Verteilung der Arbeitszeit zu entsprechen, 
soweit keine dringenden dienstlichen Belange entgegenste-
hen. Die Pflegebedürftigkeit des nahen Angehörigen nach 
Nummer 1 und 2 ist durch Vorlage einer Bescheinigung der 
Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Kranken-
versicherung oder durch Vorlage einer entsprechenden Be-
scheinigung einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen. 
Die Erkrankung nach Nummer 3 ist durch ärztliches Zeugnis 
nachzuweisen.

 (3) Die Pflegezeit ist spätestens zehn Arbeitstage vor ihrem 
Beginn schriftlich zu beantragen. Gleichzeitig ist zu erklären, 
für welchen Zeitraum und in welchem Umfang die Freistel-
lung vom Dienst in Anspruch genommen werden soll. Bei 
Inanspruchnahme einer teilweisen Freistellung vom Dienst ist 
die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben. Wird 
Pflegezeit nach einer Familienpflegezeit nach § 64b für die 
Pflege oder Betreuung desselben pflegebedürftigen nahen An-
gehörigen in Anspruch genommen, muss sie sich unmittelbar 
an die Familienpflegezeit anschließen und ist abweichend von 
Satz 1 spätestens acht Wochen vor Beginn der Pflegezeit zu 
beantragen.

 (4) Die Pflegezeit beträgt für jeden nahen Angehörigen in den 
Fällen von Absatz 2 Satz 1 Nummern 1 und 2 längstens sechs 
Monate, in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 längs-
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tens drei Monate (Höchstdauer). Für einen kürzeren Zeitraum 
in Anspruch genommene Pflegezeit kann mit Zustimmung 
des Dienstvorgesetzten bis zur Höchstdauer verlängert wer-
den. Der Zustimmung bedarf es nicht, wenn ein vorgesehener 
Wechsel in der Person des Pflegenden aus einem wichtigen 
Grund nicht erfolgen kann. Pflegezeit und Familienpflegezeit 
nach § 64b dürfen insgesamt die Dauer von 24 Monaten je 
pflegebedürftigem nahen Angehörigen nicht überschreiten.

 (5) Ist der nahe Angehörige nicht mehr pflegebedürftig oder 
die häusliche Pflege unmöglich oder unzumutbar, so ist die 
Bewilligung der Pflegezeit mit Ablauf von vier Wochen nach 
Eintritt oder Kenntnis der veränderten Umstände zu widerru-
fen. Der Dienstvorgesetzte ist über die veränderten Umstände 
unverzüglich zu unterrichten. Im Übrigen bedarf eine vorzei-
tige Beendigung der Pflegezeit seiner Zustimmung.

 (6) Für die Pflegezeit nach Absatz 2 gilt § 64 Absatz 2 Satz 2 
entsprechend.

§ 64b 
Familienpflegezeit

 (1) Einem Beamten ist, wenn zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen, auf Antrag für die Dauer von längstens 
24 Monaten Teilzeitbeschäftigung im Umfang von durch-
schnittlich mindestens 15 Stunden je Woche als Familienpfle-
gezeit

1. zur Pflege eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen im 
Sinne des § 7 Absätze 3 und 4 des Pflegezeitgesetzes in 
häuslicher Umgebung oder

2. zur Betreuung eines minderjährigen pflegebedürftigen na-
hen Angehörigen in häuslicher oder außerhäuslicher Um-
gebung

 zu bewilligen. Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
kann eine Familienpflegezeit mit mindestens 15 Stunden je 
Woche bewilligt werden, soweit dies nach der Struktur der 
Ausbildung möglich ist und der Erfolg der Ausbildung nicht 
gefährdet wird. § 64a Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

 (2) Die Familienpflegezeit soll spätestens acht Wochen vor 
ihrem Beginn schriftlich beantragt werden. Gleichzeitig ist zu 
erklären, für welchen Zeitraum und in welchem Umfang die 
Teilzeitbeschäftigung in Anspruch genommen werden soll. 
Dabei ist auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit an-
zugeben. § 64a Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

 (3) Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Monate be-
willigt worden, kann sie mit Zustimmung des Dienstvorge-
setzten nachträglich bis zur Dauer von 24 Monaten verlängert 
werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 
§ 64a Absatz 4 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend.

 (4) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 für die Bewil-
ligung der Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Bewil-
ligung mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Wegfall 
der Voraussetzungen folgt, zu widerrufen. Der Beamte ist ver-
pflichtet, jede Änderung der Tatsachen mitzuteilen, die für die 

Bewilligung maßgeblich sind. Ist dem Beamten die Teilzeit-
beschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zumutbar, ist 
die Bewilligung zu widerrufen, wenn dringende dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen. Im Übrigen bedarf eine vorzei-
tige Beendigung der Familienpflegezeit der Zustimmung des 
Dienstvorgesetzten.

 (5) Für die Familienpflegezeit nach Absatz 1 gilt § 64 Ab-
satz 2 Satz 2 entsprechend.“

20. § 65 wird wie folgt gefasst:

„§ 65 
Teilzeitbeschäftigung zur Sicherung  

des Wissenstransfers

 (1) Zur Sicherung des Wissenstransfers kann die oberste 
Dienstbehörde einem Beamten mit Dienstbezügen, der das 
63. Lebensjahr vollendet und einen Antrag auf Versetzung in 
den Ruhestand gemäß § 36 Absatz 1 gestellt hat, mit seiner 
Zustimmung Teilzeitbeschäftigung, die sich auf die Zeit bis 
zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Alters-
grenze erstrecken muss, mit 50 Prozent der regelmäßigen Ar-
beitszeit bewilligen, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt 
und seine bisherigen Leistungen dies rechtfertigen. Der An-
trag nach § 36 Absatz 1 gilt in diesem Fall als erledigt.

 (2) Für Beamte, die schwerbehindert im Sinne des § 2 Ab-
satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind, gilt Ab-
satz 1 mit der Maßgabe, dass

1. bei ihnen die nach § 36 Absatz 2 maßgebende Alters-
grenze an die Stelle des 63. Lebensjahres tritt,

2. sich der Antrag mindestens auf die Zeit erstrecken muss, 
zu der sie nach vollendetem 65. Lebensjahr auf Antrag in 
den Ruhestand versetzt werden können.

 (3) § 63 Absatz 1 gilt entsprechend.“

21. In § 66 Absatz 2 werden die Wörter „unter Wegfall der Bezü-
ge“ durch die Wörter „ohne Dienstbezüge“ ersetzt.

22. § 68 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1) Die Landesregierung regelt durch Rechtsverordnung Ein-
zelheiten der Gewährung von Erholungsurlaub einschließlich 
Zusatzurlaub, insbesondere dessen Dauer und Berechnung, 
die Voraussetzungen für die Gewährung, dessen Verfall, sowie 
das Verfahren, die Voraussetzungen und den Umfang einer 
Abgeltung.“

23. In § 74 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „genommen wer-
den“ ersetzt durch das Wort „nehmen“. 

24. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt:

 „(1) § 41 des Beamtenstatusgesetzes gilt für frühere Be-
amte mit Anspruch auf Altersgeld entsprechend.“ 
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b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2. 

c) In Absatz 2 werden in Satz 1 nach dem Wort „Versor-
gungsbezügen“ die Wörter „oder Altersgeldbezügen“ ein-
gefügt.

25. § 80 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 80 
Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen

 (1) Beihilfe erhalten: 

1. Beamte, die Anspruch auf Besoldung haben, die Eltern-
zeit in Anspruch nehmen oder nach § 64a für die Pflege, 
Betreuung oder Begleitung naher Angehöriger unter Fort-
fall der Bezüge freigestellt oder beurlaubt sind,

2. Versorgungsempfänger, die Anspruch auf Versorgungsbe-
züge haben, 

3. frühere Beamte für den Zeitraum, in dem sie einen Unter-
haltsbeitrag oder Übergangsgeld nach dem Landesbeam-
tenversorgungsgesetz beziehen, 

4. frühere Beamte auf Zeit für den Zeitraum, in dem sie 
Übergangsgeld nach dem Landesbeamtenversorgungsge-
setz beziehen.

 Satz 1 gilt auch, wenn Bezüge aufgrund der Anwendung von 
Ruhens- oder Anrechnungsvorschriften nicht gezahlt wer-
den.  

 (2) Beihilfe wird auch gewährt für Aufwendungen 

1. der Ehegatten oder Lebenspartner, die kein zur wirtschaft-
lichen Selbständigkeit führendes Einkommen haben, und 

2. der Kinder, die beim Familienzuschlag nach dem Besol-
dungsgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern be-
rücksichtigt werden. 

 Satz 1 Nummer 2 gilt nicht für Kinder, die Waisengeld nach 
§ 23 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes erhalten. 

 (3) Beihilfefähig sind grundsätzlich nur notwendige und wirt-
schaftlich angemessene Aufwendungen 

1. in Krankheits- und Pflegefällen, 

2. für die Behandlung von Behinderungen, 

3. für die Früherkennung von Krankheiten und für Schutz-
impfungen, 

4. in Geburtsfällen, für eine künstliche Befruchtung, für 
Maßnahmen zur Empfängnisregelung und -verhütung so-
wie in Ausnahmefällen bei Sterilisation und Schwanger-
schaftsabbruch sowie

5. bei Organspenden. 

 (4) Aufwendungen für Wahlleistungen bei stationärer Be-
handlung sind nicht beihilfefähig. Satz 1 gilt nicht:

1. für Beihilfeberechtigte und ihre berücksichtigungsfähigen 
Angehörigen, die  

a) bis zum 31. August 2003 ergänzend zur Regelung des 
§ 6 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe b der Beihilfevor-
schriften bezüglich stationärer Wahlleistungen versi-
chert waren oder die mit Rücksicht auf das bis zum 
31. August 2003 geltende Beihilferecht keinen Anlass 
zur Versicherung stationärer Wahlleistungen hatten 
und

b) ohne ihr Verschulden und entgegen ihrer erkennbar ge-
wordenen Absicht aus anderen als finanziellen Grün-
den 

aa) keinen oder keinen vollständigen Versicherungs-
schutz für stationäre Wahlleistungen oder 

bb) keinen oder keinen vollständigen, dem neuen  
Beihilferecht angepassten Krankenversicherungs-
schutz unter Ausschluss stationärer Wahlleistun-
gen erhalten konnten;

2. bei Aufwendungen für Wahlleistungen in den Fällen, in 
denen Beihilfeberechtigte und berücksichtigungsfähige 
Angehörige bis zum 31. August 2003 

a) die Behandlung bereits begonnen haben, 

b) wegen angeborener Leiden oder für bestimmte Krank-
heiten Wahlleistungen eines bestimmten Arztes in An-
spruch genommen haben, soweit derselbe Arzt die 
Behandlung fortsetzt, oder 

c) wegen angeborener Leiden oder bestimmter Krank-
heiten Wahlleistungen in Anspruch genommen haben 
und in denen die Behandlung aufgrund eines bei Be-
endigung des früheren Behandlungsabschnitts beste-
henden Behandlungsplans bis zu seinem Abschluss 
fortgesetzt wird. 

 Dies gilt im Falle der Buchstaben b und c nur, wenn die 
Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn der 
Behandlung anerkannt hat, es sei denn, dass eine sofortige 
stationäre Behandlung geboten war. 

 (5) Die Beihilfe wird als Prozentsatz der beihilfefähigen Auf-
wendungen (Bemessungssatz) oder als Pauschale gewährt. 
Der Bemessungssatz beträgt 

1. bei Beamten 50 Prozent, während der Inanspruchnahme 
von Elternzeit 70 Prozent,

2. bei berücksichtigungsfähigen Ehegatten oder Lebenspart-
nern sowie bei Versorgungsempfängern 70 Prozent, 

3. bei berücksichtigungsfähigen Kindern und eigenständig 
beihilfeberechtigten Waisen 80 Prozent. 
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 Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfähig im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1, beträgt der Bemessungssatz 
eines Beihilfeberechtigten 70 Prozent. Dies gilt bei mehreren 
Beihilfeberechtigten nur für diejenigen, die den Familienzu-
schlag nach den §§ 41 und 42 des Besoldungsgesetzes für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern beziehen. 

 In besonderen Ausnahmefällen kann eine Erhöhung der Be-
messungssätze vorgesehen werden. In Pflegefällen kann die 
Beihilfe auch in Form einer Pauschale gewährt werden, deren 
Höhe sich am tatsächlichen Versorgungsaufwand orientiert. 
Sie kann auch im Wege der Beteiligung an den Kosten indivi-
dueller Leistungen von Leistungserbringern gewährt werden. 
Beihilfe darf nur gewährt werden, soweit sie zusammen mit 
anderen aus demselben Anlass zu gewährenden Leistungen 
die dem Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen nicht 
überschreitet. Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen beihil-
feberechtigter Personen, denen Leistungen der Heilfürsorge 
nach § 112 zustehen. 

 (6) Das Finanzministerium regelt im Einvernehmen mit dem 
für Inneres zuständigen Ministerium durch Verordnung die 
Beihilfegewährung. In der Verordnung können insbesondere 
Bestimmungen zu Inhalt und Umfang der Beihilfe getroffen 
werden:

1. zur Höhe des Einkommens, die nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 zum Ausschluss von Aufwendungen führen,

2. zu Höchstbeträgen, 

3. in Anlehnung an das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch

a) zu dem Ausschluss der Beihilfefähigkeit von Aufwen-
dungen für Untersuchungen, Behandlungen, Arznei-, 
Heil- und Hilfsmitteln, deren diagnostischer oder the-
rapeutischer Nutzen nicht nach dem allgemein aner-
kannten Stand der medizinischen Erkenntnisse nach-
gewiesen ist, 

b) zu dem Ausschluss der Beihilfefähigkeit von Aufwen-
dungen für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, die zur Be-
handlung geringfügiger Erkrankungen bestimmt sind 
und deren Kosten geringfügig oder der allgemeinen 
Lebenshaltung zuzurechnen sind, 

c) zu der Beschränkung der Beihilfefähigkeit von Auf-
wendungen für Untersuchungen und Behandlungen, 
Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, Geräte zur Selbstbe-
handlung und Körperersatzstücke, Krankenhausleis-
tungen, häusliche Krankenpflege, Familien- und 
Haushaltshilfen, Fahrt- und Unterkunftskosten, An-
schlussheil- und Suchtbehandlungen sowie für Reha-
bilitationsmaßnahmen auf bestimmte Personengrup-
pen, Umstände oder Indikationen, 

4. zu Eigenbehalten, 

5. zu Belastungsgrenzen, 

6. zu der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für Präventi-
onsmaßnahmen zur Verhinderung und Verminderung von 
Krankheitsrisiken, 

7. zu dem Verfahren der Beihilfegewährung 

a) über die Ausschlussfrist und eine betragsmäßige An-
tragsgrenze für die Beantragung der Beihilfe, 

b) über die elektronische Erfassung und Speicherung 
von Anträgen und Belegen, 

c) über die Beteiligung von Gutachtern und sonstigen 
Stellen zur Überprüfung der Notwendigkeit und An-
gemessenheit beantragter Maßnahmen oder einzelner 
Aufwendungen einschließlich der Übermittlung er-
forderlicher Daten. 

 (7) Bis zum Inkrafttreten der Verordnung nach Absatz 6 gelten 
die für die Beamten, Versorgungsempfänger und früheren Be-
amten des Bundes jeweils geltenden Vorschriften weiter mit 
Ausnahme der Aufwendungen des Absatzes 4. Wird in diesen 
Vorschriften auf Gesetze des Bundes verwiesen, gelten die 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften. 

 (8) Das Landesamt für Finanzen setzt als zentrale Behörde für 
den Landesbereich die Beihilfe der Berechtigten fest und ord-
net deren Zahlung an. Im Übrigen setzen die obersten Dienst-
behörden die Beihilfe fest und ordnen die Zahlungen an. Sie 
können die Befugnisse auf andere Dienststellen übertragen. 
Soweit in bundesrechtlichen Vorschriften die Zuständigkeit 
der obersten Dienstbehörde vorgesehen ist, tritt an deren Stel-
le für den Landesbereich das Finanzministerium. 

 (9) Die Berechnung, Festsetzung und Zahlung der Beihilfen 
nach den Absätzen 1 bis 7 ist für die in § 1 Absatz 1 Nummer 2 
genannten Beamten durch das Land oder einer der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts zulässig, sofern diese Aufgabe 
durch den jeweiligen Dienstherrn übertragen worden ist. Sie 
handelt im Falle der Übertragung nach Satz 1 insoweit im Na-
men des jeweiligen Dienstherrn und vertritt ihn in den sich aus 
dieser Aufgabe ergebenden Rechtsstreitigkeiten. Bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 7 gelten 
die §§ 84, 85, 87, 88, 90, 91 entsprechend.“

26. § 81 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Mutterschutzgeset-
zes“ die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), geändert durch Ar-
tikel 2 Absatz 10 des Gesetzes vom 5. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 2748)“ gestrichen.

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Elternzeitgesetzes“ 
die Wörter „vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), ge-
ändert durch Artikel 6 Absatz 8 des Gesetzes vom 19. Au-
gust 2007 (BGBl. I S. 1970)“ gestrichen.

27. In § 82 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4) Die für Beschäftigte geltenden Rechtsvorschriften über 
genetische Untersuchungen und Analysen zum Arbeitsschutz 
nach § 20 Absätze 1, 2 und 4 des Gendiagnostikgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden.“
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28. Nach § 83a wird folgender § 83b eingefügt:

„§ 83b 
Verzinsung, Abtretung, Verpfändung,  

Aufrechnung, Zurückbehaltung, Belassung und  
Rückforderung von Leistungen

 Bei Leistungen aus dem Beamtenverhältnis, die weder Besol-
dung noch Versorgung sind, gelten für die Verzinsung § 4 Ab-
satz 5, für die Abtretung, die Verpfändung sowie das Aufrech-
nungs- und Zurückbehaltungsrecht § 14 und für die Belassung 
und die Rückforderung § 15 des Landesbesoldungsgesetzes 
entsprechend.“

29. § 88 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Versorgung“ das 
Wort „Altersgeld,“ eingefügt.

b) In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

 „Zur Erfüllung von Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
im Rahmen der europäischen Verwaltungszusammenar-
beit (§§ 8a bis 8e des Landesverwaltungsverfahrensgeset-
zes) dürfen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union nach Maßgabe der Artikel 50, 56 
und 56a der Richtlinie 2005/36/EG auch die dafür erfor-
derlichen Personalaktendaten ohne Einwilligung des Be-
amten im Wege der Auskunft übermittelt werden.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

30. § 90 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort „versorgungsberechtig-
te“ durch die Wörter „versorgungs- oder altersgeld-
berechtigte“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird das Wort „versorgungsberechtig-
te“ durch die Wörter „versorgungs- oder altersgeld-
berechtigte“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Versorgungs-
ansprüche“ die Wörter „oder Altersgeldansprüche“ 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Versorgungsakten“ ersetzt 
durch die Wörter „Versorgungs- und Altersgeldakten“.

31. § 96 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 96 
Aufgaben des Landesbeamtenausschusses;  

Unterausschüsse

 (1) Der Landesbeamtenausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Treffen von Entscheidungen in den in diesem Gesetz vor-
gesehenen Fällen,

2. Mitwirkung bei der Vorbereitung allgemeiner beamten-
rechtlicher Regelungen einschließlich der Vorschriften 
über Ausbildung, Prüfung und Fortbildung,

3. Erfüllung der übrigen ihm durch Gesetz oder Rechtsver-
ordnung übertragenen Aufgaben. 

 (2) Der Landesbeamtenausschuss kann zur Vorbereitung sei-
ner Entscheidung im Überprüfungsverfahren nach § 17 Ab-
satz 2 Satz 1 und zur Feststellung, ob die Qualifizierungsfort-
bildung für ein Beförderungsamt der Besoldungsgruppe A 14 
erfolgreich abgeschlossen wurde, einen unabhängigen Unter-
ausschuss einsetzen. Der Landesbeamtenausschuss bestimmt 
einen Vorsitzenden aus seinem Kreis. Dem vom Landesbeam-
tenausschuss eingesetzten Unterausschuss können neben Mit-
gliedern des Landesbeamtenausschusses auch andere fach-
kundige Personen angehören, die im öffentlichen Dienst tätig 
sind. Zur Erledigung seiner Aufgaben darf dem Unteraus-
schuss in dem hierfür erforderlichen Umfang die Personalakte 
der betroffenen Bewerber ohne deren Einwilligung übermit-
telt werden.

 (3) Über die Durchführung seiner Aufgaben erstattet der Lan-
desbeamtenausschuss nach Ablauf seiner Amtszeit der Lan-
desregierung Bericht.“

32. In § 107 Satz 2 werden nach der Angabe „24 Absatz 2“ die 
Wörter „sowie von der sechsmonatigen Erprobungszeit ge-
mäß § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3“ eingefügt.

33. § 111 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Dienstklei-
dung“ nach dem Komma die Wörter „äußeres Erschei-
nungsbild“ und ein Komma eingefügt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

 „(2) Soweit es das Amt erfordert, kann das für Inneres zu-
ständige Ministerium nähere Bestimmungen über das Tra-
gen von Dienstkleidung und das während des Dienstes zu 
wahrende äußere Erscheinungsbild der Polizeivollzugsbe-
amten treffen. Dazu zählen auch Haar- und Barttracht so-
wie sonstige sichtbare und nicht sofort ablegbare Erschei-
nungsmerkmale.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

34. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 112 Absatz 1 Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
angefügt:

„5. bei Fortfall der Bezüge für die Pflege, Betreuung 
oder Begleitung naher Angehöriger gemäß § 64a.“

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 5 ange-
fügt:

 „(3) Zum Zweck der Erstellung einer Statistik über das 
Krankheitsbild des Polizeivollzugsdienstes ist die für die 
Heilfürsorgeabrechnung zuständige Stelle abweichend 
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von Artikel 9 Absatz 1 der Datenschutzgrundverordnung 
befugt, Gesundheitsdaten der Polizeivollzugsbeamten zu 
verarbeiten. Zu diesem Zweck werden von den Polizei-
vollzugskräften die Abschnitte der Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigungen, die zur Vorlage bei der Krankenkasse vor-
gesehen sind und eine Diagnose enthalten, durch die für 
die Heilfürsorgeabrechnung zuständige Stelle erhoben. 
Die Polizeivollzugskräfte sind in Ergänzung zu § 55 Ab-
satz 2 Satz 2 verpflichtet, diesen Abschnitt der Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung zu übermitteln. Diese personen-
bezogenen Gesundheitsdaten dürfen von der für die Heil-
fürsorgeabrechnung zuständige Stelle zu keinen anderen 
Zwecken verarbeitet werden.

 (4) Bei der Übermittlung der Abschnitte der Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigungen sind alle Angaben mit Ausnah-
me des Zeitraumes der Arbeitsunfähigkeit, der Diagnose 
und der Versichertennummer zu schwärzen. Die für die 
Heilfürsorgeabrechnung zuständige Stelle ist verpflichtet, 
die personenbezogenen Daten umgehend nach Eingang zu 
pseudonymisieren und zu anonymisieren, sobald der Sta-
tistikzweck es zulässt. Vor einer Anonymisierung dürfen 
die zu statistischen Zwecken verarbeiteten Gesundheits-
daten weder dem Dienstherrn noch Dritten offengelegt 
werden.

 (5) Die Verarbeitung nach Absatz 3 und 4 ist nur durch 
Personen zulässig, die einer ärztlichen Schweigepflicht 
unterliegen. Mitwirkende der Berufsgeheimnisträger sind 
schriftlich über ihre Schweigepflicht zu belehren. Die 
Schweigepflicht der verarbeitenden Personen gilt auch 
gegenüber dem Dienstherrn. Sofern die Gesundheitsdaten 
vor der Anonymisierung elektronisch übermittelt werden 
sollen, ist die Vertraulichkeit durch entsprechende techni-
sche und organisatorische Maßnahmen, insbesondere eine 
geeignete Verschlüsselung, sicherzustellen.“

35. § 114 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 114 
Beamte der Fachrichtung  

Feuerwehrdienst

 Für die Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes der Be-
rufsfeuerwehren und die Beamten des feuerwehrtechnischen 
Dienstes des Landes an der Landesschule für Brand- und Ka-
tastrophenschutz gelten die §§ 108, 109, 111 Absatz 1 Satz 1, 
§§ 112 und 113 entsprechend. § 108 Absatz 4 gilt mit der 
Maßgabe, dass neben dem Wechselschichtdienst auch 
Schichtdienst berücksichtigt wird. Für Beamte des feuerwehr-
technischen Dienstes im Landesamt für zentrale Aufgaben 
und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern und im für Inneres zuständigen 
Ministerium gilt § 112 entsprechend. Für die sonstigen feuer-
wehrtechnischen Beamten der Landkreise und kreisfreien 
Städte, die nicht den Berufsfeuerwehren zugehörig sind, kön-
nen die Landkreise und kreisfreien Städte Regelungen zur 
Heilfürsorge nach § 112 treffen.“

36. Nach § 126 wird folgender § 127 angefügt: 

„§ 127 
Übergangsregelung für Beamte in  
der Erprobungszeit für Ämter mit  

leitender Funktion

 (1) Beamte, die sich am 1. Juni 2021 in einer Erprobungszeit 
für Ämter mit leitender Funktion befinden, setzen die Erpro-
bungszeit nach den §§ 20 und 21 des Landesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2009 
(GVOBl. M V S. 687), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. Mai 2018 (GVOBl. M-V S. 193, 201) fort, 
sofern das übertragene Amt ein Amt mit leitender Funktion 
nach § 21 Absatz 5 ist. Bei Vorliegen der laufbahnrechtlichen 
sowie haushaltsrechtlichen Voraussetzungen erfolgt die Er-
nennung zum Beamten auf Probe zum nächst möglichen Zeit-
punkt unter vorzeitiger Beendigung der Erprobungszeit; die 
Zeiten der bisher abgeleisteten Erprobungszeit werden ange-
rechnet. 

 (2) Beamte, die sich am 1. Juni 2021 in einer Erprobungszeit 
für Ämter mit leitender Funktion befinden, treten in die Erpro-
bung nach § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 über, wenn das zu 
übertragende Amt nach § 21 Absatz 5 kein Amt mit leitender 
Funktion mehr ist. Soweit hiernach am 1. Juni 2021 die Erpro-
bungszeit bereits abgeleistet wäre, gilt dieser Tag als Beendi-
gung der Erprobungszeit; die Möglichkeit der Verlängerung 
der Erprobungszeit nach den Laufbahnverordnungen bleibt 
unberührt.“

37. Nach § 127 wird folgender § 128 angefügt:

„§ 128 
Übergangsregelung für Beamte  

des feuerwehrtechnischen Dienstes

 Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes, die beim In-
krafttreten dieses Gesetzes bereits im Landesamt für zen-
trale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katas-
trophenschutz Mecklenburg-Vorpommern und im für Inne-
res zuständigen Ministerium tätig sind, können bis zum Ab-
lauf des sechsten Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über einen Wechsel in die freie Heilfürsorge nach § 112 ent-
scheiden.“

Artikel 5 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes  

Mecklenburg-Vorpommern3

Das Sonderzahlungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vom 16. 
Oktober 2003 (GVOBl. M-V S. 477), das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 11. Februar 2018 (GVOBl. M-V S. 50, 52) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 Die Wörter „[§ 6 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I  
S. 3020), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
10. September 2003 (BGBl. I S. 1798) in der jeweils gelten-

_____ 
3 Ändert Gesetz vom 16. Oktober 2003; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2032 - 7
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den Fassung]“ werden durch die Wörter „(§ 6 des Landesbe-
soldungsgesetzes)“ ersetzt.

2. In § 5 Absatz 2 werden die Wörter „Die §§ 7 und 54 des Bun-
desbesoldungsgesetzes finden“ durch die Wörter „Der § 55 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Juni 2009 (BGBl. I S. 1434), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2053) geändert worden ist, findet“ ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter 
„§ 6 des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wör-
ter „§ 6 des Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

bb) In Nummer 1 Buchstabe c werden die Wörter „§ 72a 
des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter 
„§ 7 des Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

cc) In Nummer 1 Buchstabe d werden die Wörter „sowie 
die Funktionszulage nach § 5 der Zweiten Besol-
dungs-Übergangsverordnung“ gestrichen.

dd) In Nummer 3 werden die Wörter „Nummer 2 der Vor-
bemerkungen zur Bundesbesoldungsordnung W“ 
durch die Wörter „§ 55 des Landesbesoldungsgeset-
zes“ ersetzt.

ee) Die Nummer 4 wird aufgehoben.

ff) Die bisherigen Nummern 5 und 6 werden die neuen 
Nummern 4 und 5.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „§ 29 Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 31 Ab-
satz 1 des Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

4. § 8 wird wie folgt geändert:

 In Absatz 2 werden die Wörter „des Beamtenversorgungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 
1999 (BGBl. I S. 322, 847, 2033), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2003 (BGBl. I  
S. 1798) in der jeweils geltenden Fassung,“ durch die Wörter 
„des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern“ ersetzt.

5. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I 
S. 179), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660) in der jeweils geltenden 
Fassung,“ sowie die Wörter „in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 6), zuletzt geän-
dert durch Artikel 8a des Gesetzes vom 23. Dezember 
2002 (BGBl. I S. 4621) in der jeweils geltenden Fassung,“ 
gestrichen.

b) In Satz 2 werden die Wörter „§ 40 Abs. 5 des Bundesbe-
soldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 42 Absatz 5 des 
Landesbesoldungsgesetzes“ ersetzt.

c) In Satz 3 werden die Wörter „§ 50 Abs. 3 des Beamten-
versorgungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 50 Absatz 3 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern“ ersetzt.

6. § 10 wird wie folgt geändert:

 Die Wörter „des Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 
847, 2033), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1798)“, werden durch 
die Wörter „des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern“ ersetzt.

Artikel 6 
Änderung des Versorgungsrücklagengesetzes4

Das Versorgungsrücklagengesetz vom 22. November 1999 (GVOBl. 
M-V S. 612), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Feb-
ruar 2018 (GVOBl. M-V S. 50, 51) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. In § 2 werden jeweils die Wörter „§ 14a des Bundesbesol-
dungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 18 des Landesbesol-
dungsgesetzes“ ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Landeszentralbank in der 
Freien und Hansestadt Hamburg, in“ durch die Wörter 
„Deutsche Bundesbank, Hauptverwaltung in Hamburg,“ 
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2) Die Mittel des Sondervermögens des Landes sind so 
anzulegen, dass möglichst große Sicherheit und Rentabilität 
bei ausreichender Liquidität des Sondervermögens erreicht 
wird. Das Finanzministerium erlässt Anlagerichtlinien.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird nach der Angabe „Absatz 2“ die Anga-
be „Satz 1“ eingefügt.

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt:

 „Die jeweils zuständigen Träger erlassen eigene An-
lagerichtlinien.“

3. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6 
Zuführung der Mittel

 (1) Die sich nach § 18 Absätze 2 und 3 des Landesbesoldungs-
gesetzes durch die Verminderung der Besoldungs- und Versor-

_____ 
4 Ändert Gesetz vom 22. November 1999; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2030 - 6



Nr. 32 Tag der Ausgabe: Schwerin, den 27. Mai 2021 687

gungsausgaben des laufenden Jahres und der Vorjahre für 
Landesbeamte und Versorgungsempfänger des Landes erge-
benden Beträge sind jährlich nachträglich zum 15. Januar des 
Folgejahres dem Sondervermögen des Landes zuzuführen. 
Die Zuführung erfolgt letztmalig für das Jahr 2029. Die Höhe 
der Beträge wird nach einer vom Finanzministerium festzule-
genden Berechnungsformel aus den Ist-Ausgaben des abge-
laufenen Haushaltsjahres ermittelt. Zuführungen Dritter, die 
sich nach § 2 Absatz 3 Satz 2 an dem Sondervermögen des 
Landes beteiligen, sind einschließlich der darauf entfallenden 
Erträge gesondert auszuweisen. 

 (2) Die Zuführung der Mittel zu den sonstigen Sondervermö-
gen ist in entsprechender Weise von den jeweiligen Trägern zu 
regeln. Eine Zuführung zu dem vom Kommunalen Versor-
gungsverband Mecklenburg-Vorpommern gebildeten Sonder-
vermögen über das Jahr 2022 hinaus ist nur durchzuführen, 
wenn die Satzung dies vorsieht. Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend. 

 (3) Auf die Zuführungen nach Absatz 1 ist bis zum 15. Juni 
des laufenden Jahres ein Abschlag in der zu erwartenden Höhe 
zu zahlen, der mit der Zuführung zu verrechnen ist.“

4. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „(§ 14 a Abs. 2, 2a 
und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes)“ durch die Wörter „ge-
mäß § 6“ ersetzt.

Artikel 7 
Änderung des Landesdisziplinargesetzes5

Das Landesdisziplinargesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. November 2015 (GVOBl. M-V S. 437), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Mai 2018 (GVOBl. M-V  
S. 193, 203), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

 „Frühere Beamte mit Anspruch auf Altersgeld gelten, auch 
soweit der Anspruch ruht, als Ruhestandsbeamte; das Alters-
geld gilt als Ruhegehalt.“

2. In § 23 Absatz 2 werden nach Satz 2 folgende Sätze 3 bis 8 
angefügt:

 „Stehen geeignete Bedienstete nicht zur Verfügung, können 
die Dienstvorgesetzten auch andere geeignete Personen mit 
der Durchführung der Ermittlungen betrauen. Sie verarbeiten 
die personenbezogenen Daten im Auftrag. Näheres regelt ein 
Vertrag. Satz 2 gilt entsprechend. Die in Satz 2 und 3 genann-
ten Personen sind zur Vertraulichkeit und Verschwiegenheit zu 
verpflichten. Über die Verpflichtung ist eine Niederschrift an-
zufertigen, die der Verpflichtete mit unterzeichnet.“ 

3. In § 85 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Wahlbeamte“ 
die Wörter „und leitende Verwaltungsbeamte gemäß § 124 der 
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern“ eingefügt.

Artikel 8 
Änderung des Landesrichtergesetzes6

Das Landesrichtergesetz vom 7. Juni 1991 (GVOBl. M-V S. 159), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Mai 2021 
(GVOBl. M-V S. 598), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a 
Prüfung der Verfassungstreue

 (1) Vor der Begründung eines Richterverhältnisses auf Probe 
ersucht die Einstellungsbehörde die Verfassungsschutzbehör-
de um Auskunft, ob und gegebenenfalls welche Erkenntnisse 
vorliegen, die Zweifel daran zu begründen vermögen, dass der 
Bewerber die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitli-
che demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgeset-
zes einzutreten. Zu diesem Zweck ist abweichend von Arti-
kel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-
Grundverordnung) die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten zulässig. Hierzu übermittelt die 
Einstellungsbehörde der Verfassungsschutzbehörde den Na-
men, den Vornamen, den Geburtsnamen, das Geburtsdatum, 
den Geburtsort, das Geschlecht und die Staatsangehörigkeit 
des Bewerbers. Die Verfassungsschutzbehörde teilt mit, ob zu 
der Person Erkenntnisse nach Satz 1 vorliegen. Darüber hin-
aus übermittelt sie der Einstellungsbehörde die bei ihr vorlie-
genden sicherheitsrelevanten Erkenntnisse über den Bewer-
ber, soweit Sicherheitsinteressen oder rechtliche Regelungen 
dem nicht entgegenstehen.

 (2) Für das Verfahren gelten die Regelungen des § 12a Ab-
satz 4 bis 6 des Landesbeamtengesetzes und der dazu erlasse-
nen Rechtsverordnung entsprechend.“

2. § 5 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3) Abweichend von Absatz 1 und 2 ist auf Antrag eines Rich-
ters auf Lebenszeit der Eintritt in den Ruhestand für eine be-
stimmte Frist, die jeweils ein Jahr und insgesamt drei Jahre 
nicht überschreiten darf, hinauszuschieben, wenn dies im 
dienstlichen Interesse liegt. Der Antrag muss spätestens ein Jahr 
vor Erreichen der Altersgrenze nach Absatz 1 und 2 bezie-
hungsweise jeweils spätestens ein Jahr vor Erreichen der hin-
ausgeschobenen Altersgrenze nach Satz 1 gestellt werden.“

3. § 8d wird wie folgt gefasst:

„§ 8d 
Teilzeitbeschäftigung zur Sicherung  

des Wissenstransfers

 (1) Zur Sicherung des Wissenstransfers ist einem Richter mit 
Dienstbezügen, der das 63. Lebensjahr vollendet und einen 
Antrag auf Versetzung in den Ruhestand gemäß § 5 Absatz 6 
gestellt hat, mit seiner Zustimmung Teilzeitbeschäftigung, die 
sich auf die Zeit bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Er-
reichens der Altersgrenze erstrecken muss, mit 50 Prozent der 
regelmäßigen Arbeitszeit zu bewilligen, wenn dies im dienst-
lichen Interesse liegt. Der Antrag nach § 5 Absatz 6 gilt in 
diesem Fall als erledigt.

_____ 
5 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 11. November 2015; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2031 - 4
6 Ändert Gesetz vom 7. Juni 1991; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 301 - 1
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 (2) Für Richter, die schwerbehindert im Sinne des § 2 Ab-
satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind, gilt Ab-
satz 1 mit der Maßgabe, dass

1. bei ihnen die nach § 5 Absatz 5 maßgebende Altersgrenze 
an die Stelle des 63. Lebensjahres tritt,

2. sich der Antrag mindestens auf die Zeit erstrecken muss, 
zu der sie nach vollendetem 65. Lebensjahr auf Antrag in 
den Ruhestand versetzt werden können.

(3) § 8b Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 gilt entsprechend.“

Artikel 9 
Änderung des Landeshochschulgesetzes7

Das Landeshochschulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Januar 2011 (GVOBl. M-V S. 18), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 23. April 2021 (GVOBl. M-V S. 510) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 70 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

 „Die Vorschriften des Landesbeamtengesetzes über die Ar-
beitszeit mit Ausnahme des § 43 des Beamtenstatusgesetzes 
sowie der §§ 63, 64, 64a, 64b und 67 des Landesbeamtenge-
setzes sind auf Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
nicht anzuwenden.“

2. In § 87 Absatz 2 wird Satz 3 aufgehoben.

Artikel 10 
Umsetzung der Entscheidungen  

des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020  
zur amtsangemessenen Alimentation

§ 1 
Nachzahlung für Klägerinnen und Kläger,  

Widerspruchsführerinnen und Widerspruchsführer sowie 
Antragstellerinnen und Antragsteller im Zeitraum  

vom 1. Januar 2017 bis zum 29. November 2019

Für Klägerinnen und Kläger, Widerspruchsführerinnen und Wider-
spruchsführer sowie Antragstellerinnen und Antragsteller, die einen 
Anspruch auf Erhöhung der Dienstbezüge zur Wahrung einer 
amtsangemessenen Alimentation schriftlich geltend gemacht haben, 
ohne dass über ihren Anspruch schon abschließend entschieden wor-
den ist, findet § 73 Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes im Zeit-
raum vom 1. Januar 2017 bis zum 29. November 2019 entsprechend 
Anwendung. Die Nachzahlung erfolgt frühestens mit Wirkung ab 
dem 1. Januar des Jahres der erstmaligen Geltendmachung.

§ 2 
Nachzahlung für Versorgungsempfängerinnen  

und Versorgungsempfänger im Zeitraum  
vom 30. November 2019 bis zum 31. Mai 2021

Soweit im Zeitraum vom 30. November 2019 bis zum 31. Mai 2021 
Anspruch auf einen Unterschiedsbetrag nach § 50 Absatz 1 Satz 2 des 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern für 
dritte oder weitere Kinder bestand, wird für diesen Zeitraum neben 
dem Ruhegehalt der Zuschlag gewährt, der sich nach Anwendung 
des § 29a Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes in seiner am  
31. Mai 2021 geltenden Fassung für eine Besoldungsempfängerin 
oder einen Besoldungsempfänger in der Besoldungsgruppe, aus der 
sich das Ruhegehalt berechnet, ergeben hat.

§ 3 
Nachzahlung für Anwärterinnen und Anwärter  

im Zeitraum vom 30. November 2019  
bis zum 31. Mai 2021

Soweit im Zeitraum vom 30. November 2019 bis zum 31. Mai 2021 
Anspruch auf einen Familienzuschlag nach § 59 Absatz 2 Satz 2 des 
Bundesbesoldungsüberleitungsfassungsgesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern in seiner am 31. Mai 2021 geltenden Fassung für dritte 
oder weitere Kinder bestand, findet § 29a Absatz 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes in seiner am 31. Mai 2021geltenden Fassung entspre-
chend Anwendung.

Artikel 11 
Änderung der Kommunalbesoldungslandesverordnung8

§ 8 der Kommunalbesoldungslandesverordnung vom 3. Mai 2005 
(GVOBl. M-V S. 239), die zuletzt durch die Verordnung vom  
7. April 2017 (GVOBl. M-V S. 71) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Wörter „und für den Direktor 
des Kommunalen Versorgungsverbandes“ angefügt.

2. In Absatz 2 werden die Wörter „Besoldungsgruppe A 15“ 
durch die Wörter „Besoldungsgruppe A 16“ ersetzt.

3. Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

 „(3) Das Amt des Direktors des Kommunalen Versorgungs-
verbandes Mecklenburg-Vorpommern wird in die Besol-
dungsgruppe A 16 oder in die Besoldungsgruppe B 2 einge-
stuft.“

Artikel 12 
Bekanntmachungserlaubnis

Die für das Beamtenversorgungsrecht zuständige oberste Landes-
behörde kann den Wortlaut des Landesbeamtenversorgungsgeset-
zes Mecklenburg-Vorpommern in der vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Mecklenburg-Vorpommern bekannt machen.

Artikel 13 
Aufhebung von Vorschriften

Es werden aufgehoben:

1. das Bundesbesoldungsüberleitungsfassungsgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 

_____ 
7 Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 25. Januar 2011; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 221 - 11
8 Ändert LVO vom 3. Mai 2005; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2032 - 1 - 7
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12. März 2013 (GVOBl. M-V S. 182), das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 19. November 2019 (GVOBl. M-V  
S. 678, 680) geändert worden ist,

2. das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. September 2001 (GVOBl. M-V S. 321), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2020 (GVOBl. 
M-V S. 490) geändert worden ist,

3. die Artikel 1 bis 6 sowie 10 des Gesetzes zur Überleitung be-
soldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften des Bun-
des in Landesrecht sowie zur Änderung besoldungs- und ver-
sorgungsrechtlicher Vorschriften, zur Änderung des Landes-
richtergesetzes, des Landesdisziplinargesetzes und des Spiel-
bankengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 
4. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 376),

4. die Artikel 2 bis 9 des Vierten Gesetzes zur Änderung besol-
dungs- und versorgungsrechtlicher Bestimmungen des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern vom 4. Juli 2014 (GVOBl. 
M-V S. 316),

5. die Landesverordnung zur Regelung von Obergrenzen für Be-
förderungsämter in Sonderlaufbahnen und Funktionsgruppen 
vom 11. September 2007 (GVOBl. M-V S. 324), die durch die 
Verordnung vom 16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 803) 
geändert worden ist,

6. die Landesverordnung über Stellenobergrenzen im kommuna-
len Bereich vom 17. November 2008 (GVOBl. M-V S. 448).

Artikel 14 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2021in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und  
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 11. Mai 2021

Die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig

 Der Minister für Die Justizministerin 
 Inneres und Europa Katy Hoffmeister 
 Torsten Renz

 Der Finanzminister Die Ministerin für Bildung, 
 Reinhard Meyer Wissenschaft und Kultur  
  Bettina Martin
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